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3Grußwort der Ministerin

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,

eine gut aufgestellte und funktionierende Infrastruktur ist für 
alle Thüringerinnen und Thüringer und ihre Gäste wichtig. 
Ein dichtes Netz an Verkehrswegen für Fußgänger und 
Radfahrer, für den motorisierten Individualverkehr und den 
Öffentlichen Personennahverkehr, sowie die Verknüpfung 
mit dem Schienenverkehr bringt erst den nötigen Schwung 
in unseren Alltag. Und moderne und funktionale Gebäude 
für die Hochschulen oder beispielsweise für Gerichte und 
die Polizei schaffen darüber hinaus erst den Rahmen für ein 
funktionierendes Staatswesen. Eine gut ausgebaute öffentli-
che Infrastruktur ist auch eine notwendige Voraussetzung für 
Wirtschaftswachstum und einen breiten Wohlstand.

Alle diese Aufgaben wurden vor 10 Jahren in einem ‚Amt für 
Infrastruktur‘ – dem Thüringer Landesamt für Bau und Ver-
kehr – gebündelt. Hier wurde der Bausachverstand aus den 
bis dahin eigenständigen Bereichen Straßenbau und Staat-
licher Hochbau zusammengebracht. Es wurden Synergien 
genutzt, so dass sich die Bauinvestitionen in die Thüringer 
Infrastruktur noch lohnender auszahlen konnten.

Als öffentlicher Bauherr trägt der Freistaat dabei eine be-
sondere Verantwortung für die Baukultur. Darüber hinaus 
übernimmt die staatliche Bauverwaltung eine Vorbild- 

 
 
funktion, wenn sie auch gewachsene Anforderungen wie 
Nachhaltigkeit und Ökologie erfüllt. Aus Verantwortung für 
die kommenden Generationen werden Schwerpunkte der 
nächsten Jahre daher beispielsweise der Flächenverbrauch 
oder die energetische Gebäudeoptimierung sein. Themen 
wie Energieeffizienz, Ressourcenschutz und Nachhaltigkeit 
werden wir noch stärker in den Fokus nehmen müssen.

Diese Zukunftsaufgaben werden wir dank unserer engagier-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter meistern. Als zuständi-
ge Infrastrukturministerin danke ich den Beschäftigten des 
Landesamtes für ihre gute Arbeit. Ihnen, liebe Bürgerinnen 
und Bürger, soll diese Broschüre einen kleinen Einblick in 
die Vielfalt der Aufgaben des Thüringer Landesamtes für Bau 
und Verkehr verschaffen. 

Viel Spaß beim Lesen wünscht Ihnen

Birgit Keller
Thüringer Ministerin für Infrastruktur und Landwirtschaft
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Guten Tag Herr Brämer, im Rahmen des 10-jährigen Be-
stehens des Landesamtes für Bau und Verkehr erstellen wir 
gerade gemeinsam mit Ihren Mitarbeitern eine Publikation. 

Zum Einstieg für die Leser: Wofür steht das Landesamt und 
was sind seine Kernaufgaben?  

Das Landesamt trägt als Dienstleistungsbehörde für die 
Bürgerinnen und Bürger dafür Sorge, dass die staatlichen 
Hochbauten wie Krankenhäuser, Kasernen, Schulen, Behör-
den und Hochschulen funktional und zeitgemäß errichtet, 
erneuert, unterhalten und betrieben werden und allen Ver-
kehrsteilnehmern in Thüringen ein intaktes und leistungs-
fähiges Straßenverkehrsnetz zur Verfügung steht. Mobilität 
und Infrastruktur sind das Fundament für Arbeit, Innovation 
und die Zukunft unserer Gesellschaft.

Wir schaffen die infrastrukturellen Voraussetzungen für 
einen modernen und zukunftsfähigen Freistaat Thüringen, 
als einen attraktiven und vielfältigen Lebens-, Wohn- sowie 
Wirtschafts- und Investitionsstandort in der Mitte Europas. 
Das Landesamt für Bau und Verkehr steht für Fortschritt und 
Entwicklung und damit für die Verbesserung der Daseinsvor-
sorge und die Erhöhung der Lebensqualität in Thüringen.

Können Sie sich noch an die Anfänge des Landesamtes  
erinnern?

Im Jahr 2008 beschloss der Freistaat Thüringen, die Bau-
kompetenzen der Hochbauverwaltung und der Straßenbau-
verwaltung in einer Behörde, dem Landesamt für Bau und 
Verkehr (TLBV), zusammenzuführen. Ziel der Fusion war es, 
die baufachlichen Tätigkeiten und den Bausachverstand 
der Infrastrukturbereiche Bau und Verkehr in einer Landes-
mittelbehörde des Freistaats zu bündeln und verschiedene 
Synergieeffekte zu ermöglichen. Der Aufbau einer zentralen 
Infrastrukturbehörde war ein konsequenter Schritt, um den 
sich ändernden Rahmenbedingungen gerecht zu werden und 
die Leistungsfähigkeit der Thüringer Bauverwaltung aufrecht 
zu erhalten. 

Wie haben sich die Rahmenbedingungen im Landesamt in 
den letzten 10 Jahren verändert?

Über die Jahre mussten wir unseren Personalbestand im 
Geschäftsbereich verringern, aber die Fachaufgaben wurden 
nicht weniger; ganz im Gegenteil, wir haben zusätzliche 
Arbeitsbereiche, wie den Wiederaufbau von Hochwasser-
schäden und die Schulbauförderung, hinzubekommen. Die 
Arbeitsdichte und die fachlichen Anforderungen sind in den 

letzten Jahren weiter gestiegen. Bei der Vorbereitung und 
Umsetzung von Baumaßnahmen sind insbesondere verstärkt 
Regularien zur Nachhaltigkeit, Energieeffizienz, Umweltver-
träglichkeit, Verkehrssicherungspflicht bzw. zu Sicherheits-
belangen generell und ferner auch umfangreiche Vergabe-, 
Dokumentations- und Prüfungsleistungen zu erfüllen.

Wie begegnen Sie diesen Entwicklungen?

Die gestrafften Organisationseinheiten und die qualitäts- 
und termingerechte Aufgabenwahrnehmung erfordern heute 
mehr denn je ein hohes Maß an Einsatz und Erneuerungs-
willen. Daher ist es umso wichtiger, achtsam und verantwor-
tungsvoll mit den uns zur Verfügung stehenden Kapazitäten 
umzugehen. Zum Glück haben wir engagierte Mitarbeiter, 
die sich den neuen Herausforderungen stellen. Vor dem Hin-
tergrund begrenzter Ressourcen, neuer Aufgaben und sich 
permanent ändernder rechtlicher und technischer Vorschrif-
ten ist ein modernes Projektsteuerungs- und Qualitätsma-
nagement unverzichtbar. Bei der Bewältigung der komplexen 
Infrastrukturaufgaben beschränken wir uns mittlerweile auf 
die nicht delegierbaren Bauherrenaufgaben und werden hier 
von vielen kompetenten Partnern unterstützt. Wir arbeiten 
mit guten, zuverlässigen Architekten, Ingenieuren und Bau-
unternehmen zusammen, die für uns von der Planung bis zur 
Bauausführung tätig sind.

Welche Erfahrungen hat das Landesamt mit der Neustruktu-
rierung gemacht?

Die Neuorganisation hat es ermöglicht, Ressourcen flexib-
ler zu steuern, Engpässe auszugleichen und in Teilen auch 
Synergien freizusetzen, damit wir unsere Fachaufgaben 
auch weiterhin wirtschaftlich, termingerecht und qualitativ 
anforderungsgerecht erfüllen können. Insbesondere bei 
Querschnittsaufgaben wie Personal, Organisation, Recht, 
Haushalt und Informationstechnik konnten Arbeitsprozesse 
optimiert werden. 

Gibt es dafür ein Beispiel?

Nach den Hochwasserereignissen 2013 in Thüringen waren 
wir gefragt, für die betroffenen Haushalte, Wohneigentümer 
und Kommunen kurzfristig die notwendigen Maßnahmen zu 
veranlassen, um die Förderrichtlinien für den Wiederaufbau 
umzusetzen. In kurzer Zeit haben wir dazu eine Stabsstelle 
eingerichtet und Personal zusammengezogen. Durch das 
gewinnbringende Miteinander vieler recht unterschiedlicher 
Fachbereiche gelang es hier zeitnah, Wiederaufbauhilfe zu 
ermöglichen. Überhaupt sind es die hohe Motivation und 
das große Engagement der einzelnen Bediensteten,  

die Aufgaben und Projekte zum Erfolg führen. Dafür möchte 
ich allen Kolleginnen und Kollegen danken.

Was sind die Herausforderungen und Ziele in den nächsten 
Jahren?

Das Landesamt für Bau und Verkehr ist ein wichtiger, verläss-
licher und damit auch attraktiver Auftraggeber vieler freiberuf-
licher Leistungen sowie der Bauwirtschaft insgesamt. Daher 
sind die öffentlichen Ausschreibungsverfahren überschaubar 
und praktikabel zu gestalten, um unnötige Mehrbelastungen 
bei der Umsetzung von Baumaßnahmen zu vermeiden. Dies 
gerade in einer Zeit, in der wir einen deutlichen Investitions-
hochlauf in allen Sparten zu verzeichnen haben. Die Wettbe-
werbssituation um Bauaufträge und die Gewinnung von Fach-
personal hat sich in den letzten Monaten enorm zugespitzt. 
Die spürbar zurückgehende Beteiligung bei Ausschreibungen 
zeigt, dass viele Büros und Firmen ausgelastet sind und auch 
Fachkräfte zunehmend knapp werden. Dies merken wir auch 
bei unseren Stellenausschreibungen. Wir müssen verstärkt 
dafür werben, dass der öffentliche Dienst gute Arbeitsbedin-
gungen und die Bauverwaltung interessante Arbeitsfelder 
bietet. Das ist umso wichtiger, denn in den nächsten Jahren 
wechseln viele Bedienstete in den Ruhestand und eine neue 
Generation muss nachfolgen. Diesen Übergang wollen wir 
angemessen gestalten.

Der technologische Wandel sorgt sicher auch für Chancen …

Ein weiteres Thema ist natürlich die Digitalisierung. In-
telligente, digitale Bauwerkskomponenten und vernetzte 
Systeme müssen wir verstärkt nutzen, denn sie sind wichtige 
Instrumente zur Beschleunigung und Verbesserung von Infra-
strukturvorhaben, auch zur Umsetzung des Mobilitätswan-
dels und der Energiewende. Sie sichern unter anderem eine 
zeitgemäße und kluge Vernetzung von Mobilitätsangeboten 
für die Bereiche Straße, ÖPNV und Radverkehr. So sorgen 
Netzbeeinflussungsanlagen und Falschfahrererkennung in 
Tunneln für mehr Sicherheit und Effizienz im Thüringer Stra-
ßenverkehr. Auch sichern digitale Projektinformationen über 
den gesamten Lebenszyklus einer Liegenschaft ein nachhal-
tiges, energieeffizientes Planen, Bauen und Betreiben.

Und neben allen fachlichen Herausforderungen stehen 
grundsätzliche organisatorische Veränderungen an: Mit 
der Gründung der Infrastrukturgesellschaft durch den Bund 
werden die Autobahnen unseren Zuständigkeitsbereich 
verlassen. Wir haben begonnen, diesen Transformationspro-
zess vorzubereiten. 

Es bleibt eine bewegende Zeit.

Vielen Dank für diesen Einblick!

INTERVIEW MIT MARKUS BRÄMER,  
PRÄSIDENT DES LANDESAMTES FÜR BAU UND VERKEHR (TLBV)

Interview mit dem Präsidenten Interview mit dem Präsidenten 
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Das TLBV: Aufgaben, Zahlen, Standorte Das TLBV: Aufgaben, Zahlen, Standorte

DAS TLBV: AUFGABEN, ZAHLEN, STANDORTE

Zentrale Aufgaben des TLBV

-	 Planung, Bau und Erhaltung von 		
	 Autobahnen, Bundes- und  
	 Landesstraßen
-	 Betrieb, Unterhaltung und  
	 Verwaltung des Autobahn-,  
	 Bundes- und Landesstraßennetzes
-	 Planung, Bau und Erhaltung von 		
	 staatlichen Hochbaumaßnahmen

-	 Erhaltung und bauliche Instand- 
	 setzung von Landes- und  
	 Bundesbauten
-	 Förderungs- und Bewilligungs- 
	 behörde für Investitionen in  
	 verschiedenen Aufgabenfeldern
-	 Mittelbehörde für die  
	 Straßenbauämter

Entwicklung der Bauverwaltung 1990-2018

Bereich Hochbau (1990 – 2008)

Bereich Straßenbau (1990 – 2008)

Errichtung Staatsbau- 
verwaltung

Beim Thüringer Finanzminis-
terium wird die Staatsbau-
verwaltung errichtet. Außer-
dem erfolgt die Gründung 
von 3 Staatsbauämtern 
(Erfurt, Gera, Suhl).

Bildung des Thüringer Landesamtes 
für Straßenbau, Straßenbauämter und 
Autobahnamt Thüringen

Nachgeordneter Bereich: Straßenbau-
amt (SBA) Erfurt, Gera, Kölleda, Leinefel-
de, Meiningen, Mühlhausen, Suhl sowie 
35 Straßenmeistereien. Autobahnamt 
mit 4 Autobahnmeistereien

Umstrukturierung Landesbau in der  
Hochbauverwaltung

Neue Organisation:
3 Staatsbauämter (Erfurt, Gera, Suhl)
3 Außenstellen (Sondershausen,  
Jena, Sonneberg)
mehrere Nebenstellen als örtliche  
Bauleitungen

Privatisierung des Straßenunterhaltungs- 
und Instandsetzungsdienstes für Bundes- 
und Landesstraßen

Nachgeordneter Bereich: 
Ausgliederung Straßenmeistereien
Aus 160 Liegenschaften (davon 35 Stra-
ßenmeistereien) werden 16 regional und 
räumlich angepasste Gebietsbereiche

Einheitliche Vergabestelle

Einrichtung einer einheitli-
chen zentralen Vergabestel-
le der Hochbauverwaltung 
im Staatsbauamt Erfurt

Auflösung Autobahnamt

Auflösung des ehemaligen 
Autobahnamtes mit gleich-
zeitiger Eingliederung der 
Aufgaben als Abteilung 4 
„Autobahnen“ in das  
Landesamt für Straßenbau

Schaffung einer zentralen 
Vergabestelle für Fachauf-

gaben des Staatlichen Hoch-
baus und des Straßenbaus

Neue Zuordnung Hochbau-
verwaltung 

Die Hochbauverwaltung 
wird dem neu gegründeten 
TMBV (Thüringer Ministe-
rium für Bau und Verkehr) 
zugeordnet.

Zusammenschließung der 
Staatsbauämter

Die Staatsbauämter Erfurt, 
Gera und Suhl sollen nach 
Entscheidung der Landes-
regierung zusammengefasst 
werden. Suhl wird in das 
Staatsbauamt Erfurt als 
Außenstelle integriert.

Neuorganisation Straßenbauverwaltung

TLSB (Thüringer Landesamt für Straßenbau) --> 
Reduzierung von 5 auf 3 Abteilungen

Nachgeordneter Bereich: Auflösung von 7 und 
Bildung von 4 Straßenbauämtern nach den ent-
sprechenden Planungsregionen: SBÄ Mittel-, 
Nord-, Ost- und Südwestthüringen 
Ferner: Autobahnamt

Zusammenlegung des Bereiches 
Wiederaufbau Hochwasserschäden 
mit dem Dezernat 51 Zuwendungsbau/ 
Amtshilfe

Der Bereich Wiederaufbau Hochwasser- 
schäden, der bisher direkt dem Prä-
sidenten unterstellt war, wird nun ein 
weiterer Arbeitsbereich des Dezernates 
51 „Zuwendungsbau, Amtshilfe“.

Umstrukturierung des nachgeordneten 
Bereiches der Straßenbauämter

Nachgeordneter Bereich: 
Gliederung SBÄ:
-	 2 Abteilungen,
-	 7 Sachgebieten,
-	 5 Fachbereichen und 
-	 Technischer Stab  
	 (der Abteilung 2 zugeordnet)

Abteilungen:
1 Juristisch/Kaufmännische Abteilung:
2 Technische Abteilung

Strukturänderung TLBV durch Neu- 
organisation der Straßenbauverwaltung

Schaffung Neubau-Dezernat:
Zentralisierung des Neubaus und  
streckenbezogenen Um- und Ausbaus 
im Dezernat 31 „Neubau/Um- und  
Ausbau, DEGES-Projekte“ im TLBV

Gründung Stabsstelle Wiederaufbau 
Hochwasserschäden

Kurzfristig und unmittelbar im Ver-
antwortungsbereich des Präsidenten 
eingerichtete Service- und Bewilli-
gungsstelle in Erfurt, weitere Service-
stellen in Altenburg, Gera und Jena

Abteilung 5 und 6 (Hochbau EF und G) 
werden zusammengelegt

Abteilungen

1 Zentralabteilung
2 Erhaltung/Verkehr/Betrieb
3 Planung/Bau/Umweltschutz
4 Autobahnen
5 Hochbau

1991

1990

1992

1997

2004

2003

2004
2002/2003

2001

2007

2016

2014

20152013

2012

Errichtung Thüringer Landesamt für 
Bau und Verkehr (TLBV) Bündelung 
Straßenbauverwaltung und staat-
licher Hochbau in einer zentralen 
Mittelbehörde mit insgesamt 6 
Abteilungen

TLBV entsteht aus
-	 Landesamt für Straßenbau (TLSB)
-	 Staatsbauämtern Erfurt und Gera 
mit allen Außenstellen

Abteilungen
1 Zentralabteilung
2 Erhaltung/Verkehr/Betrieb
3 Planung/Bau/Umweltschutz
4 Autobahnen
5 Hochbau Erfurt
6 Hochbau Gera

Nachgeordneter Bereich: 
4 Straßenbauämter:
• SBA MTH     
• SBA NTH     
• SBA OTH     
• SBA SWTH

2008

Hochbau

Straßenbau
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Aufgaben des Staatlichen Hochbaus am 
Beispiel der Löberfeld-Kaserne Erfurt

Baubedarf 

Das Bundesministerium der Verteidigung hatte im 
Oktober 2011 eine Stationierungsentscheidung 
getroffen. Danach waren in der Löberfeld-Kaserne 
Erfurt drei Neubauten nötig: ein Dienstgebäude für 
das Logistikkommando, ein Dienstgebäude des 
Karrierecenters und ein Unterkunftsgebäude. 

Bedarfsplanung

Die Bedarfsplanung erfolgt federführend durch 
den Nutzer selbst; die Bauverwaltung ist beteiligt 
und unterstützt bei der Abstimmung der baulichen, 
funktionalen und technischen Anforderungen.

Durch ein vom TLBV beauftragtes Planungsbüro 
wurden städtebauliche Variantenuntersuchungen 
durchgeführt. Im Ergebnis wurde ein Neubau-En-
semble in Form eines Karrees im Norden der 
Liegenschaft zur Grundlage für die weitere Planung. 
Auf Basis dieser Vorarbeit wurden die Planungs-
aufträge für die Erstellung der sog. Entscheidungs-
unterlagen-Bau erteilt.

Erstellung der Entscheidungsunterlagen-Bau 
(ES-Bau)  

In der ES-Bau wird basierend auf den zukünftigen 
Abläufen und Geschäftsprozessen der ermittelte 
Raumbedarf planerisch organisiert, zudem erfolgt 
eine Kostenschätzung. 

Das TLBV führte das Vergabe- und Auswahlverfahren 
für die externen Planer durch, welche die ES-Bau 
erstellten. 

Prüfung der Planung durch die zuständigen 
Instanzen 

Die baufachliche Prüfung der Planung erfolgt durch 
das TLBV selbst. Für die baufachliche Genehmi-
gung war das Bundesministerium der Verteidigung 
als oberste technische Instanz verantwortlich. 
Nach der haushaltsmäßigen Anerkennung beim 
Bundesministerium der Finanzen konnten dem 
TLBV die Planungsaufträge zur Erstellung der Ent-
wurfsunterlagen-Bau (EW-Bau) durch das Thüringer 
Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft 
erteilt werden.

Kenntnisgabeverfahren

Bei diesem Verfahren gibt der Bauherr der Gemein-
de das Bauvorhaben zur Kenntnis.

Durch die Bauverwaltung wurden die Unterlagen 
für das bauaufsichtliche Kenntnisgabeverfahren 
für die drei Maßnahmen zusammengestellt und am 
09.01.2014 über die Fachaufsicht bei der Stadtver-
waltung Erfurt eingereicht.

2017

11/2012 bis 07/2013 01/2014

07/2013 bis 12/2013

10/2011
1

8 10 12

2 4

9 11

6

3 5 7

10-11/2012

Bauphase 

Die Bauverwaltung trägt bei einer Baumaßnahme die Verantwor-
tung für die termingerechte Durchführung, die Einhaltung der 
festgelegten Quantitäten und Qualitäten sowie für die Einhal-
tung der anerkannten Kostenobergrenze. Zu den wesentlichen 
Aufgaben gehören zudem die Rechnungsprüfung, Prüfung von 
Nachträgen und die Durchführung der Abnahmen. Es erfolgt ein 
kontinuierliches Berichtswesen der baudurchführenden Ebene an 
die Fachaufsicht sowie den Maßnahmenträger.

Der Baubeginn erfolgte für die Gebäude im August 2015 mit 
den Rohbauarbeiten. Während der Bauphase kontrollierte das 
TLBV den Baufortschritt und unterstützte die Koordinierung der 
verschiedenen Arbeitsabläufe. Die Abstimmung mit allen Projekt-
verantwortlichen erfolgte über Lenkungskreise, regelmäßige Pla-
nungs-, Bau- und Arbeitsbesprechungen sowie digital über eine 
Internetplattform. Meilensteine im Bauablauf waren Richtfeste im 
April und September 2016, die vom TLBV organisiert wurden.

Erstellung der Entwurfsunterlagen-Bau (EW-Bau) 

Die EW-Bau umfasst die Entwurfsplanung, worin Ergebnisse der 
Vor- und Genehmigungsplanung einfließen. Bestandteil ist auch eine 
Kostenberechnung.

Das TLBV wählte über ein VOF-Verfahren ein Planungsteam für die 
drei Baumaßnahmen aus. Die Dauer des Vergabeverfahrens betrug 
ca. 7 Monate, die eigentliche Erstellung der Bauunterlage war in 
weniger als 5 Monaten abgeschlossen. Im Rahmen einer Genehmi-
gungskonferenz verabschiedeten Maßnahmenträger (Bundesamt für 
Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr), 
Nutzer (Löberfeld-Kaserne) und Fachaufsicht (Thüringer Ministerium 
für Infrastruktur und Landwirtschaft) die EW-Bau. Die Fachaufsicht 
erteilte daraufhin den weiterführenden Bauauftrag.

Ausführungsplanung und Vergabe 

Die Verwaltung sorgt für den rechtskonformen Ablauf von Ausschrei-
bungsverfahren und Vertragsunterlagen. Darin ist neben dem Fach-
dezernat auch die Zentrale Vergabe eingebunden.

Nach der Bereitstellung der Haushaltsmittel wurde durch das TLBV die 
Ausführungsplanung koordiniert und begleitet. Durch zwischenzeitlich 
neue Regelungen für den Unterkunftsstandard  wurde ein Nachtrag zur 
EW-Bau erforderlich. Das TLBV erstellte einen Vorschlag für die Organisa-
tion der Vergaben und stellte dementsprechend mit den Planungsbüros 
die Leistungsverzeichnisse auf. Insgesamt wurden 95 Aufträge erteilt. 

01/2014 bis 01/2015

02/2015 bis 08/2015

Gebäude: 08/2015 bis 01/2018 – Außenanlagen: bis 03/2018
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Kunst am Bau 

Im Rahmen der Baumaßnahme wurde ein 2-pha-
siger, anonymer, bundesweiter, künstlerischer 
Wettbewerb durch das TLBV ausgelobt und  
durchgeführt. Im Anschluss daran wurde der Ver-
trag mit dem Wettbewerbssieger gestaltet sowie die 
Ausführung der Arbeiten am Kunstwerk überwacht. 
Nach der Fertigstellung wurde auch das Kunstwerk 
durch das TLBV abgenommen.

03/2015 bis 09/2017

Fertigstellung und Übergabe 

Der Übergang von der Bau- in die Nutzungsphase mit der Inbetrieb-
nahme der technischen Anlagen ist zu gestalten. Voraussetzung dafür 
ist die Feststellung der Technischen Übergabereife.

Das TLBV und die Planungsbüros stellten die Durchführung not-
wendiger Restarbeiten sicher und konnten im März 2017 das erste 
Gebäude an den Nutzer übergeben. Für die Übergaben der Bauwerke 
wurden die  Dokumentationen in enger Zusammenarbeit mit den 
Planern gem. Bundeswehrstandard erstellt.

03/2017 bis 01/2018

Offizielle Schlüsselübergabe

Am 05.10.2017 wurde die feierliche Enthüllung der 
Kunst am Bau mit symbolischer Schlüsselübergabe 
der drei Neubauten an die Bundeswehr organisiert 
und durchgeführt. 

10/2017

Bauunterhalt

Nach der Fertigstellung geht ein Neubau in die Be-
treuung der jeweiligen Liegenschaftsverwaltung 
über. Während der Gewährleistungsfristen über-
nimmt die Bauverwaltung die Mängelbeseitigung.

Nach der Beseitigung eventuell vorliegender 
Restmängel ist das TLBV auch zukünftig wieder 
Ansprechpartner bei der Bewältigung der nächs- 
ten baulichen Aufgaben in diesen Gebäuden.

seit 2017

Geb.016 KC mit AC Geb.017 Unterkunftsgebäude

Geb.015 LogKdoBw

40.11m

23 m

Perspektive der Neubauten 
Geb. 015 und Geb. 017  
aus dem VOF-Verfahren

(Erstellungsdatum: Juli 2014)

Foto der Neubauten Geb. 
015 und Geb. 017
(Aufnahmedatum: Juli 2017)
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Aufgaben des Straßenbaus am Beispiel:  
L 1074 – Autobahnzubringer Heiligenstadt-West
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Linienplanung 

Diese Vorplanung dient der Abgrenzung und Analyse des Pla-
nungsraumes. Die  Auswirkungen aller Planungsvarianten der 
künftigen Straße insbes. auf das Umfeld, den Verkehr sowie 
deren Wirtschaftlichkeit werden umfassend geprüft. Im Rah-
men des Abwägungsprozesses sind Abweichungen möglich.

Für den Westzubringer Heiligenstadt wurden durch das 
Straßenbauamt Nordthüringen (SBA NTH) fünf Varianten 
erarbeitet. Im Rahmen der späteren Erörterung mit der Stadt 
Heiligenstadt und anderen Trägern öffentlicher Belange wur-
den zwei weitere Varianten entwickelt. 

Umweltverträglichkeitsstudie

Eine Umweltverträglichkeitsstudie dient dazu, 
Auswirkungen eines Vorhabens auf die Umwelt 
frühzeitig und umfassend zu ermitteln. Die Er-
gebnisse der Umweltprüfungen müssen dann bei 
allen weiteren Entscheidungen berücksichtigt 
werden.

Für die einzelnen Varianten der Linienplanung 
erfolgte zeitgleich die Bewertung der Umwelt-
verträglichkeit. Hierzu untersuchte das SBA NTH 
die Auswirkungen der einzelnen Varianten auf 
die Schutzgüter Mensch, Boden, Wasser, Klima, 
Arten, Biotope, Kultur und Sachgüter.

Machbarkeitsstudie

In dieser Phase werden umfangreiche Bestands-
analysen und Trassenuntersuchungen im Hinblick 
auf Realisierbarkeit und Wirtschaftlichkeit durch-
geführt. 

Vom SBA NTH wurden sowohl ortsnahe als auch 
ortsferne Trassenvarianten untersucht. Es waren unter 
anderen Verkehrserhebungen, Nutzen- Kosten- Analy-
sen und Raumwirksamkeitsanalysen durchzuführen.

Entwurfsplanung 

Die festgelegte Variante wird lage- und höhenmäßig konkreti-
siert, gleichzeitig ist ein landschaftspflegerischer Begleitplan 
gemäß Bundesnaturschutzgesetz zu erarbeiten. Neben dem 
technischen Entwurf gehören unter anderem eine Kostenbe-
rechnung, wassertechnische Untersuchungen und spezielle 
Gutachten dazu. Ergebnis ist der Vorentwurf.

Im Ergebnis der Voruntersuchungen aus der Machbarkeits-
studie und den Abwägungen hinsichtlich Verkehrsqualität, Ver-
kehrssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglichkeit 
ist die Variante 5 als Grundlage für die Planung zum Vorentwurf 
festgelegt worden. Im Februar 2007 erfolgten abschließend die 
erforderlichen Abstimmungen zwischen SBA NTH und TLBV. 

1992

2014

11/2003

2004 – 2007

1992
1

7 9 11

2 4

8 10

6

3 5

1993

Planfeststellungsverfahren

Im Rahmen dieser Genehmigungsplanung wird der Vorentwurf 
im Detail weiterentwickelt. Es müssen konkret die Art und der 
Umfang für alle Betroffenen erkennbar sein. Der abschließende 
Planfeststellungsbeschluss ist ein förmliches Verwaltungsver-
fahren und regelt alle notwendigen öffentlich-rechtlichen Ge-
nehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen und Zustimmungen. 

Im August 2008 wurden die Planfeststellungsunterlagen zur 
Prüfung im Thüringer Landesverwaltungsamt eingereicht. Nach 

Einleitung des Planfeststellungsverfahrens, der Beteiligung 
der Träger öffentlicher Belange (TÖB) fanden im September 
2009 und Oktober 2010  insgesamt drei Erörterungstermine 
statt. Nachdem im November eine 1. Planänderung vorgelegt 
wurde, erging am 23.06.2011 der Planfeststellungsbeschluss 
durch das Thüringer Landesverwaltungsamt, Baurecht lag somit 
nunmehr vor. 

Im Anschluss erfolgte die Auslegung der Planfeststellungs-
unterlagen in der Stadtverwaltung Heiligenstadt. Durch ein 
Klageverfahren kam es zu Verzögerungen bis zum März 2012.

Ausführungsplanung 

Die Ausführungsplanung wird auf der Grundlage 
des festgestellten Planes erarbeitet. Auflagen und 
Festlegungen des Planfeststellungsbeschlusses 
müssen in die Planung eingearbeitet werden.

Auf Basis der im Planfeststellungsbeschluss 
erteilten Auflagen und Bewilligungen wurde 
nun die weitere konkrete Planung vom SBA NTH 
vollzogen.

2011 – 2012

2008 – 2011

Ausschreibung und Vergabe

Die Ausschreibung erfolgte europaweit im offe-
nen Verfahren, weil die geschätzten Baukosten 
den Schwellenwert in Höhe von 5 Mio. € netto 
überschritten hatten. Zehn Angebote wurden ein-
gereicht, den Zuschlag erhielt die Firma Mütze & 
Rätzel Bauunternehmen GmbH, Wolmirstedt. 

Fertigstellung und Übergabe 

Nach Fertigstellung wird die Straße für den öffentlichen 
Verkehr gewidmet und freigegeben. Die Widmung 
regelt unter anderem die Bau- und Unterhaltungslast 
der Straße und die rechtliche Verfügungsmacht des 
Baulastträgers über das Straßengrundstück.

Die Freigabe des Westzubringers Heilbad Heiligenstadt 
fand mit einem feierlichen Akt am 06.11.2014 statt.  

Erstellung des Leistungsverzeichnisses

Das Leistungsverzeichnis musste für die Aus-
schreibung vorbereitet werden; es beinhaltete 
den Streckenbau, Stützwände, Anschluss-
bereiche an vorhandene Straßen und Flächen, 
Regenrückhaltebecken und die Durchörterung 
der Bahnanlage. 

Baudurchführung  

Die Bauverwaltung trägt bei einer Baumaßnahme die Verantwortung für die 
termingerechte Durchführung, die Einhaltung der festgelegten Quantitäten 
und Qualitäten sowie für die Einhaltung der Kosten. Zu den wesentlichen 
Aufgaben gehören zudem die Koordination und die Bauüberwachung auf 
der Baustelle, die Rechnungsprüfung, Prüfung von Nachträgen und die 
Durchführung der Abnahmen. 

Die Baumaßnahmen an der Strecke wurden 2013 begonnen. Einschließlich 
des vorgezogenen Baus der 265 m langen Talbrücke über die Leine wurde die 
Gesamtmaßnahme innerhalb einer Bauzeit von zwei Jahren realisiert. 

2012 – 2013 2014

2012 2013 – 2014
Erhaltung und Unterhaltung

Nach Freigabe der Straße überwacht die Bauverwaltung die 
Gewährleistung. Nach Ablauf und Einhaltung der Gewähr-
leistung liegt die Zuständigkeit für die weitere Unterhaltung 
und ggf.  zukünftige Erhaltung bei der Straßenbaubehörde.

Durch das SBA NTH wird für 5 Jahre die Gewährleistung 
überwacht. Danach ist die Straßenbauverwaltung im 
Rahmen des Betriebsdienstes für Winterdienst, Sofortrepa-
raturen, Reinigung usw., zuständig. 

seit 2014
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Zahlenspiegel

Bauvolumen

Staatlicher Hochbau Straßenbau

Jährliche Schwankungen im Staatlichen Hochbau sind vor 
allem auf zusätzliche Investitionen im Rahmen des Konjunk-
turpaketes II zwischen 2009 und 2011 zurückzuführen. Die 
strategische Hochbauplanung des Landes und die Investiti-
onsprogramme des Bundes lassen für die kommenden Jahre 

einen deutlichen Anstieg des Bauvolumens erwarten.
Die Investitionen in die Straßeninfrastruktur werden nach 
der schrittweisen Reduzierung zwischen 2009 bis 2015 in 
den nächsten Jahren wieder deutlich steigen.

10 Jahre TLBV, das sind...

… mehr als
1 Mrd. €

Investitionen in
öffentliche

Hochbauten

… rund 75.000
Aufträge an

Bauunternehmen,
Architektur- und
Ingenieurbüros

… über 3,3 Mrd. €  
Investitionen in

Bundes- und
Landesstraßen

Betreute Infrastruktur

Hochbau

Landesbau: 
	 ca. 390	 Liegenschaften mit ca. 1.700 Gebäuden 
		  (darunter u.a. Verwaltungsgebäude, Hochschulbauten, Gebäude der 
		   inneren Sicherheit, Gerichtsgebäude, Justizvollzugsanstalten)

Bundesbau:	
	 ca. 130	 zivile Liegenschaften 
		  (darunter Verwaltungs- und Dienstgebäude, Wohn- und Gewerbeimmobilien)
 	  13	 Kasernen, Standortübungsplätze und andere militärische Liegenschaften
	  ca. 180	 Standorte des Digitalfunks für Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS)

Straßen

	 4.198 km	 Landesstraßen
	 1.512 km 	 Bundesstraßen 
	 521 km 	 Autobahn  
		  (davon 92 km durch Öffentlich-Private Partnerschaften)

	Dazu gehören auch noch: 

	 2.981 	 Brücken mit ca. 1.300.000 m² Fläche
		  (davon ca. 68 % nach 1990 erbaut)
	 ca. 47 km 	 Tunnelröhren
	 ca. 86 km 	 Stützwände
	 ca. 65 km 	 Lärmschutzbauwerke
	 547 	 Verkehrszeichenbrücken

Das TLBV: Aufgaben, Zahlen, Standorte Das TLBV: Aufgaben, Zahlen, Standorte
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Saalfeld
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Dienststellen der Thüringer Bauverwaltung
Dienststellen der Thüringer Bauverwaltung

Landesamt

Standort Hochbau

Straßenbauamt (SBA)

Gebietsbereich eines SBA

Autobahnmeistereien

Zentrale Betriebsleitstelle

Fernmeldemeisterei
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WIR ÜBER UNS: ANSPRUCH, ZIELE, KOMPETENZEN

Baukultur und Bauprozesskultur im Landesamt  
für Bau und Verkehr

Baukultur ist als Spiegel der Gesellschaft und ihrer jewei-
ligen Zeit von sehr hoher Relevanz und ein Garant für 

Lebensqualität. Sie wird durch jeden gut durchdachten Neu- 
oder Umbau weiterentwickelt und prägt damit wesentlich das 
Erscheinungsbild unserer Umwelt und die Identifikation der 
Menschen mit ihrer Region. Als Ausdruck des nachhaltigen 
und qualitätsvollen Planens und Bauens wird Baukultur von 
Architekten und Ingenieuren geprägt und trägt zur regionalen 
Wertschöpfung bei. Verantwortungsvolle, zukunftsorientierte 
Bauherren erkennen diesen Mehrwert und machen einen 
qualifizierten Entwicklungs- und Planungsprozess zum festen 
Bestandteil ihrer Projekte im Hoch-, Straßen- und Brückenbau. 

Das TLBV sieht sich diesem Anspruch verpflichtet. Das 
Spektrum unserer Planungs- und Bauaufgaben umfasst das 
eigentliche Bauwerk genauso wie die Qualität öffentlicher 
Räume und Infrastrukturanlagen. Wichtige Arbeitsfelder sind 
neben Neubauten die Weiterentwicklung des Bestandes, das 
Schließen von Baulücken und die Verdichtung von Strukturen. 
Die Baumaßnahmen reichen von Labor-, Instituts- und Büro-
gebäuden, Kliniken, Schulen und Kulturbauten über Anlagen 
der Versorgungs- und Haustechnik, Freianlagen bis hin zu 
Straßen, Brücken und anderen Infrastrukturprojekten. Die 
große Bandbreite dieser unterschiedlichen Aufgaben erfordert 
jedes Mal eine individuelle Planung, bei der die Anforderun-
gen an die zukünftige Nutzung im Mittelpunkt stehen.

Zusätzlich muss eine Vielzahl von Faktoren austariert werden: 
Die Einzigartigkeit der vorhandenen Bausubstanz und die Ori-

ginalität des Standortes sind Basis für die Entwurfsidee. Bei 
der Definition von Qualitäten werden Lösungen angestrebt, 
die den zukünftigen Nutzer langfristig zufrieden stellen, sich 
in der Bewirtschaftung bewähren und geringe Lebenszyklus-
kosten erzeugen. Generelle Faktoren wie die Anforderungen 
der Energiewende und die veränderten Bedürfnisse einer 
Gesellschaft im demografischen Wandel sind in der Planung 
stets mit zu berücksichtigen. Die Erwartungen an zeitgemäße 
Bauwerke erschöpfen sich deshalb nicht allein in ästhetisch 
anspruchsvollen Entwürfen, sondern in nachhaltig funktiona-
len Gesamtansätzen, in denen die mitunter konkurrierenden 
Ansprüche vereint werden.

Die Planungs- und Bauprozesse sind klar strukturiert und 
laufen standardisiert ab. Das TLBV folgt konsequent den 
geltenden Regelwerken und gestaltet eigene interne Abläufe, 
die mit effizientem Ressourceneinsatz eine Fertigstellung der 
Bauprojekte innerhalb des Zeit- und Kostenplanes anstreben. 
Bauprozesskultur bedeutet, nicht nur ein im Ergebnis anforde-
rungsgerechtes Bauwerk zu haben, sondern den Weg seiner 
Entstehung fair, vorausschauend, transparent zu gestalten. 
Aufgabe des TLBV ist es, die an der Planungs- und Bauphase 
beteiligten Fachleute – die als Sieger der jeweiligen Vergabe-
verfahren hervorgegangen sind – zu einem kommunizieren-
den und kooperierenden Team zusammenzufügen, das die 
Ziele der jeweiligen Baumaßnahme konsequent verfolgt. 

Nachhaltigkeit und Innovationen im Staatlichen Hochbau 

Eine nachhaltige Bauweise ist heute Standard jeder verant-
wortungsvollen Planungsarbeit. Nachhaltiges Bauen basiert 
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die Bundesbauten in Thüringen finden die BNB-Kriterien 
gleichermaßen Anwendung, so z.B. auch bei Projekten für 
die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben. Bei großen 
Hochbauprojekten des Bundes (Baukosten > 2 Mio. €) soll 
eine Bewertung auf „Silberniveau“, also der zweithöchsten 
Nachhaltigkeitsstufe, erreicht werden. Auch für militärische 
Bauprojekte wird zunehmend die Anwendung des Leitfadens 
Nachhaltiges Bauen vereinbart.

Der Freistaat Thüringen hat die Grundsätze des nachhal-
tigen Bauens auf Landesebene in den Richtlinien für die 
Durchführung von Bauaufgaben (RLBau) verankert. Ein 
Beispiel für die erfolgreiche Anwendung ist der Neubau 
eines Hörsaal- und Laborgebäudes an der Fachhochschule 
Erfurt, der 2013 in Betrieb genommen wurde. Die energieef-
fiziente Bauweise mit hochwertiger Dämmung, Fenstern und 
Glasfassaden wird durch eine adäquate Gebäudetechnik 
ergänzt. Dazu gehören eine Flächenheizung, eine intelligen-
te Steuerung von Heizung, Beleuchtung und Sonnenschutz 
sowie die Nutzung von Energie aus Grund- und Regenwasser 
über eine Adsorptionswärmepumpe. 

Das Bauwerk erhielt nach dem BNB-Bewertungssystem das 
Zertifikat „Silber“. Die Zertifizierung war Teil eines Pilotpro-
jektes, bei dem das BNB für den Neubau von Unterrichts- 
gebäuden erprobt wurde. 

auf einer integrativen Planung, die einer ganzheitlichen 
Zielkonzeption folgt. Für die einzelnen Aspekte nachhaltigen 
Bauens werden Teilkonzepte definiert, mit Lösungsvorschlä-
gen untersetzt und jeweils hinsichtlich ihrer Auswirkungen 
auf Ökologie, Ökonomie, soziale, funktionale und technische 
Qualität bewertet. Über mehrere Teilkonzepte hinweg werden 
positive Synergien gesucht, um zu einer nachhaltigen Gesamt-
planung zu gelangen. (siehe Grafik)

Gebäude verbrauchen während ihres gesamten Lebenszyklus 
ein hohes Maß an Primärenergie und tragen somit wesentlich 
zum CO2-Ausstoß bei. Form, Struktur und Lage des Baukör-
pers, aber auch die Fassadenkonstruktion und eingebaute Ge-
bäudetechnik entscheiden darüber, ob ein Bauwerk niedrige 
Verbräuche ermöglicht und somit auch geringe Betriebskos-
ten verursacht. Der Aufwand für die Erhaltung und notwendige 
Sanierungen hängt von der Konfiguration der Bauwerke ab.

Mit dem Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen (BNB) hat 
das Bundesbauministerium im Jahr 2009 einen Standard für 
nachhaltigen Hochbau definiert. 

Durch die konsequente Anwendung des darin enthalte-
nen Kriterienkataloges lassen sich nachhaltige Gebäude 
realisieren und der Grad der Nachhaltigkeit durch ein 
gebäudetypabhängiges Bewertungssystem messen. Für 

Betrachtung von Teilkonzepten und  
Vernetzung zu einer nachhaltigen  
Gesamtplanung im Hochbau
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Nachhaltigkeit und Innovationen im Straßenbau

Bei der Straßeninfrastruktur findet nachhaltiges Bauen und 
Handeln ebenfalls über den gesamten Lebenszyklus von  

Planung, Ausschreibung, Realisierung und Betrieb statt.  
Die Bandbreite der konkreten Maßnahmen ist dabei sehr  
vielfältig, wie nachfolgend einige Beispiele verdeutlichen: 

Qualitätssicherung im Straßenbau
Bereits bei der Planung von Infrastrukturprojekten finden die 
in der Zukunft erforderlichen Sanierungs- und Rückbaumaß-
nahmen Berücksichtigung. So können zum Beispiel wertvolle 
Ressourcen und Deponieraum weitgehend geschont werden, 
wenn Sekundärrohstoffe aufbereitet und bspw. in Form von 
Ausbauasphalt wieder eingebaut werden können. Die Quali-
tätssicherung der Baustoffe trägt entscheidend zur Haltbarkeit 
und Sicherheit der Straßeninfrastruktur bei. Ein wesentlicher 
Aspekt dabei ist es, möglichst frühzeitig die erforderlichen 
Eigenschaften der verwendeten Baustoffe für den Straßen-, 
Brücken- und Ingenieurbau wie z.B. Schichten ohne Binde-
mittel, Gesteinskörnungen, Bitumen, Zement bzw. Asphalt 
und Beton beurteilen zu können, um bei der Abnahme von 
Baumaßnahmen gegenüber Baufirmen nur noch die Aus-
führungsqualität der fertiggestellten Leistung kontrollieren 
zu müssen. Zur Gewährleistung eines reibungslosen Bauab-
laufes erstellt die Thüringer Straßenbauverwaltung eine Liste 
der güteüberwachten, in Thüringen beurteilten Hersteller von 
Gesteinskörnungen und Baustoffgemischen für den Straßen- 

und Ingenieurbau. Hierin werden die Baustoffgemische und 
die Gesteinskörnungen, die für den Dienstaufsichtsbereich 
des Thüringer Landesamtes – insbesondere unter Berücksich-
tigung regionaler Besonderheiten – geeignet sind, aufgeführt. 
Im Rahmen der Baudurchführung festgestellte Abweichungen 
müssen durch den Verursacher baulich behoben werden bzw. 
werden durch finanzielle Abzüge oder verlängerte Gewähr-
leistungsfristen sanktioniert. Ziel ist es, die Nutzungszeit und 
-qualität der Straßen und Brücken zu optimieren und dadurch 
langfristig Ressourcen einzusparen. Die lebenszyklusorien-
tierte Betrachtung der Infrastruktur ist ferner die Basis für das 
übergeordnete Erhaltungsmanagement im TLBV. 

Umsetzung von Lärmschutzmaßnahmen  
Einen wichtigen Beitrag zur ökologischen Dimension der 
Nachhaltigkeit stellen die Aktivitäten zur Verbesserung des 
Immissionsschutzes dar. Beim Lärmschutz wird grundsätzlich 
zwischen der Lärmvorsorge beim Bau oder der wesentlichen 
Änderung öffentlicher Straßen sowie der Lärmsanierung an 
bestehenden Verkehrswegen unterschieden. Bei Neu-, Aus- 
und Umbauvorhaben von Straßen sorgen z.B. Lärmschutz-
wände und Lärmschutzwälle, aber auch lärmarme Fahrbahn-
oberflächen und Fahrbahnübergänge an Ingenieurbauwerken, 
dafür, dass die Immissionsgrenzwerte eingehalten werden. 
Für diesen Zweck wurden zwischen 2007 und 2016 an Bun-
des- und Landesstraßen über 30 Mio. €  ausgegeben. Lärm-
sanierungen wiederum beinhalten die bauliche Nachrüstung 
von Lärmschutz, sind gesetzlich nicht geregelt und stellen 
ausnahmslos eine freiwillige Leistung von Bund und Land dar. 
In Maßnahmen zur Lärmsanierung wurden im selben Zeitraum 
weitere 15 Mio. €  investiert.

Innovation im Winterdienst
Nachhaltiges Handeln bestimmt die Strategie des TLBV nicht 
nur im Bau, sondern auch im Betrieb.
Im Rahmen einer neuen Winterdienststrategie werden 
beispielsweise in Thüringen dauerhaft die Salzmengen 
reduziert. Beim neuen Verfahren der Flüssigstreuung „FS 
100“ wird eine reine Salzlösung in veränderbarer Menge auf 
die Fahrbahn gesprüht. Durch die Salzlösung wird die Straße 
feucht gehalten und die Bildung von Reif- und Eisglätte infol-
ge des „Frost-Tau-Wechsel“ gehemmt. Nach 24 Stunden sind 
noch ca. 80 % der Sole auf der Fahrbahn, wodurch sich der 
Salzverbrauch und die Umweltbilanz verbessern, ohne dass 
Nachteile bei der Verkehrssicherheit entstehen. Die Flüs-
sigstreuung ist zur Prävention vor Glätte bis maximal minus 
sechs Grad Celsius geeignet. 

Das Verfahren wurde auf zwei Thüringer Bundesstraßen im 
Winterdienst seit 2013 / 2014 erprobt und anschließend im 
Rahmen nachfolgender Vergabeverfahren als auszuführende 
Leistung eingeführt.

Intelligente Verkehrssysteme
Einen wichtigen Beitrag zur gleichzeitigen Energieeinspa-
rung und Erhöhung der Verkehrssicherheit leisten Maßnah-
men aus dem Bereich Verkehrssteuerung. Die sukzessive 
Umstellung der rund 700 Lichtsignalanlagen an Bundes- und 
Landesstraßen auf LED-Technik führt z.B. zur direkten Ener-
gieeinsparung. Darüber hinaus wird aber auch die Verkehrs- 
sicherheit erhöht, weil die LED-Technik auch bei starker 
und direkter Sonneneinstrahlung die Signalgeber eindeutig 
erkennen lässt. Durch die verkehrstechnische Optimierung 

und die Reduzierung der Wartezeiten für Verkehrsteilneh-
mer an roten Ampeln kann zudem der Kraftstoffverbrauch 
gesenkt werden. 

Emissionen können auch durch die Lenkung von Verkehrs-
strömen reduziert werden. Voraussetzung dafür sind die Er-
fassung, Auswertung und Vernetzung von Verkehrsinfrastruk-
tur- und Kommunikationsdaten. Die Straßenbauverwaltungen 
und damit das TLBV greifen durch Verkehrsbeeinflussungs-
anlagen in den Verkehr ein, um Staus zu vermeiden oder vor 
Staubildung und anderen Gefahren zu warnen. Ein Beispiel 
sind die Verkehrsbeeinflussungsanlagen im Bereich der Tun-
nelketten der A 4 bei Jena und der A 71 im Thüringer Wald. 
Bleibt ein Fahrzeug mit einer Panne im Tunnel liegen, wird 
lediglich der betroffene Fahrstreifen gesperrt, wodurch eine 
Sperrung des gesamten Tunnels vermieden werden kann. 

Eine großräumige Verkehrssteuerung ermöglicht die Netzbe-
einflussungsanlage Erfurt – Halle/Leipzig. Seit Fertigstellung 
der A 38 und A 71 ist mit der A 4 und der A 9 eine so ge- 
nannte „Netzmasche“ entstanden. Damit besteht die Mög- 
lichkeit, bei Störungen auf der A 4 oder der A 9 den Verkehr  
in Richtung Halle, Leipzig und Berlin ab dem Autobahn- 
kreuz Erfurt über die A 71 und die A 38 zum Autobahnkreuz 
Rippachtal zu leiten. Dies ist insbesondere bei möglichen 
Sperrungen der Tunnel Jagdberg oder Lobdeburg sowie bei 
Staus oder Baumaßnahmen am Hermsdorfer Kreuz sinnvoll. 
Die Netzbeeinflussungsanlage Erfurt – Halle/Leipzig ist ein 
Gemeinschaftsprojekt der Straßenbauverwaltungen von 
Sachsen-Anhalt und Thüringen. Es ist damit ein Beispiel für 
betreiberübergreifende Verkehrssteuerung, eine der wichtig-
sten Aufgaben im Bereich Verkehr für die nächsten Jahre. 

Wir über uns: Anspruch, Ziele, Kompetenzen Wir über uns: Anspruch, Ziele, Kompetenzen

Bildstrecke

1	 Winterdienst mit Flüssigstreuung
2	 Bohrkern konventionelle Bauweise mit Deck- und Binderschicht
3	 Bohrkern Kompaktasphaltbauweise
4	 Bohrkern mit thermisch induziertem Riss
5	 BAB A 4, Lärmschutzwand, Saaletalbrücke, Seitenansicht
6	 BAB A 4, Gera-Thieschitz, Montage Lärmschutzwand
7	 Netzbeeinflussungsanlage BAB A 4 – vor dem Kreuz Erfurt

1

2 3 4 5

6 7
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Baubeschreibung

Nach der Wiedervereinigung hatte die Stadt Sondershau-
sen eine enorme Verkehrszunahme zu verzeichnen. Es 

fuhren täglich etwa 13.000 bis 14.000 KFZ/24 h durch die 
Stadt. Aus diesem Grund wurde die Maßnahme im Bedarfs-
plan für Bundesfernstraßen als vordringlich eingeordnet. 
Durch den Bau der Ortsumgehung Sondershausen wurde 
die Stadt vom Durchgangsverkehr entlastet und  gleichzeitig 
eine verbesserte Anbindung der B 4 an die Autobahn A 38 
geschaffen. Auch die Erreichbarkeit der Industrie- und Ge-
werbeansiedlungen konnte erheblich verbessert werden.
Die Streckenführung der Ortsumgehung beginnt an der 
vorhandenen B 4 nördlich der Einmündung der B 249 und 
westlich der Bahnstrecke Erfurt-Wolkramshausen.
Sie verläuft parallel zur Bahnstrecke mit einem Mindest-
abstand von 20 m bis in Höhe des Stadtteils Bebra. Von 
dort löst sie sich von der Bahntrasse und führt geradlinig in 
Richtung Nordosten, um direkt westlich am Gewerbegebiet 
Schacht II (Petersenschacht) vorbei zu führen. Dann verläuft 
sie zwischen der Wohnbebauung am Stadtweg und der 
Straße „Am Schacht 2“ weiter in Parallellage zur bestehen-
den Bahnstrecke bis zur Landesstraße L 1034 Großfurraer 
Straße. Die Großfurraer Straße und die Bahnstrecke werden 
unterquert. Nach anschließender Überquerung von Wipper 
und Schachtstraße schwenkt sie wieder auf die vorhandene 
Bundesstraße B 4 in Richtung Nordhausen.  

An die neue B 4 wurden für die Stadt Sondershausen zwei An-
bindungen geschaffen, eine an die Erfurter Straße und eine  
weitere an die Schachtstraße. Diese sind als sogenannte plan-
freie Anbindungen mit Hilfe von Rampen realisiert worden.  

Bei der Errichtung der Ortsumgehung musste besondere 
Rücksicht auf das Trinkwasserschutzgebiet der Margarethen-
quelle genommen werden. 
In der Nähe des Petersenschachts wurde ein akutes Erdfall-
gebiet erkundet, hier musste eine spezielle Schutzkonstruk-
tion in Form einer 30 cm dicken Stahlbetonplatte, ca. 450 m 
lang, gebaut werden.  
Im Vorfeld des Baus der Ortsumgehung wurden archäologi-
sche Untersuchungen durchgeführt. Bei den Ausgrabungen 

gab es überraschende Ergebnisse. So wurden Befunde aus 
der Besiedlungsgeschichte der Kleinlandschaft Bebratal 
von der beginnenden Bronzezeit bis zum frühen Mittelalter 
entdeckt. Besonders interessant war die Entdeckung von 20 
Gräbern eines kleinen Adelsfriedhofs aus dem 7./ 8. Jahr-
hundert. 

Wissenschaftlich außergewöhnlich war außerdem die Frei-
legung von 2 Tuchmachereien und 2 Webhallen.

10 JAHRE – 10 PROJEKTE: PROJEKTBEISPIEL 
B 4 – ORTSUMGEHUNG SONDERSHAUSEN

20
08

Bauherr:	 Bundesrepublik Deutschland  
	 endvertreten durch das  
	 Straßenbauamt Nordthüringen

Baudurchführung:	 Streckenbau: 
	 ARGE Bickardt Bau/H. Kirchner, 
	 Kirchheim 
	 Universalbau Mühlhausen

	 Brückenbau: 
	 ARGE Bickardt Bau/H. Kirchner 
	 HTI Greußen 
	 Schachtbau Nordhausen

Art der Maßnahme:	 Baulänge 8,12 km 
	 Fahrbahnbreite 12 m 
	 10 Brückenbauwerke 
	 1 Kreisverkehrsplatz 
	 6,5 km Wirtschaftswegenetz 
	 5 Regenrückhaltebecken 
	 12 Amphibiendurchlässe 
	 1,4 km Schallschutzmaßnahmen

Umfang der Maßnahme:	 Nutzfläche ca. 16.900 m² 

Gesamtbaukosten:	 43 Mio. €

Bauablauf:	 07.05.2004 – 21.10.2008
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Baubeschreibung

Am östlichen Stadtrand von Arnstadt erfolgte im Jahr 
2009 der Spatenstich für eine neue Jugendstrafanstalt 

mit angeschlossener Jugendarrestanstalt. Diese Neubauten 
ersetzen seit ihrer Inbetriebnahme im Jahr 2014 das marode 
Jugendgefängnis in Ichtershausen und dessen Zweiganstalt 
in Weimar. Nach der 2001 fertig gestellten Justizvollzugsan-
stalt Tonna war dies der zweite große Neubau zur Schaffung 
zeitgemäßer Haftraumkapazitäten in Thüringen.

Auf einem 15,5 ha großen, bis dahin unbebauten Grund-
stück an der Landstraße 1044 mit direkter Anbindung zur 
Autobahn 71 wurden 17 neue Gebäude errichtet. Innerhalb 
der 1,2 km langen Umwehrungsmauer befinden sich vier 
Unterkunftsgebäude mit insgesamt 280 Haftplätzen, diverse 
Werkstätten, zahlreiche Nebengebäude, Sportplätze sowie 
umfangreiche Grünflächen.
Dem Entwurf liegt der Gedanke zu Grunde, sowohl den 
Schutz der Allgemeinheit zu gewährleisten als auch die 
Gefangenen zu befähigen, künftig in sozialer Verantwortung 
ein Leben ohne Straftaten zu führen. Wichtige Einflussfak-
toren auf diesem Weg sind Arbeit, Ausbildung und Unter-
richt. Dementsprechend ist die Anlage so aufgebaut, dass 
der Bereich Ausbildung und Arbeit im Zentrum liegt. In fünf 
eingeschossigen Baukörpern sind die erforderlichen Aus-
bildungsbereiche und die Schule untergebracht. Die Werk-
stätten umfassen unter anderem die Bereiche Garten- und 
Metallbau, Fahrradbau, Elektro-, Bau- und Holzwerkstätten, 
Malerwerkstatt und EDV- Abteilung. Zudem befinden sich 
hier ein Eigenbetrieb, Unternehmerbetriebe und ein Arbeits-
therapiebereich.

10 JAHRE – 10 PROJEKTE: PROJEKTBEISPIEL 
NEUBAU JUGENDSTRAFANSTALT ARNSTADT

Bauherr:	 Freistaat Thüringen, vertreten 
	 durch Landesamt für Bau  
	 und Verkehr

Planer:	 Ludes Generalplaner GmbH, 		
	 Berlin 
	 TLBV Projektbeteiligte:  
	 Dezernate Sonderprojekte  
	 und Haustechnik

Art der Maßnahme:	 Neubau Jugendstrafanstalt 

Umfang der Maßnahme:	 Nutzfläche ca. 16.900 m² 

Gesamtbaukosten:	 ca. 76,3 Mio. €

Bauablauf:	 Bekanntmachung General- 
	 planerwettbewerb:	 08/2006 
	 Planungsauftrag: 	 07/2007 
	 Spatenstich: 	 08/2009 
	 Richtfest: 	 06/2011 
	 Übergabe: 	 06/2014

Östlich davon sind die Unterkunftsgebäude platziert. Durch 
ihre gestaffelte Anordnung bilden sie einen zentralen Hof, 
der sich nach Süden öffnet und als „grüne Landschaft“ 
zusammen mit den umrahmenden Gebäuden den klein-
teiligen Charakter der Anstalt unterstreichen soll. Die vier 
Unterkunftsgebäude bestehen aus einem dreigeschossigen, 
winkelförmigen Bauteil, in dem die Gefangenen unterge-
bracht werden. Im zweigeschossigen Vorbau befinden sich 
Verwaltungsräume und Gemeinschaftsräume für die Arbeit 
mit den Gefangenen. Zu jedem Unterkunftsgebäude gehört 
ein Freihof mit einem kleinen Sportplatz.

Im zentralen Bereich des Anstaltsgeländes steht ein zweige-
schossiges ellipsenförmiges Gebäude, in dem die  Biblio-
thek, ein Einkaufsbereich sowie ein Kirchen- und Mehr-
zweckraum untergebracht sind. Den südlichen Auftakt der 
Anlage bilden der Eingangsbau und das Zentralgebäude mit 
Verwaltung und Besucherbereich. 

Nordwestlich innerhalb des Anstaltsbereiches befinden sich 
eine Sporthalle mit angeschlossenem Sportplatz sowie ein 
Gewächshaus, welches dem Ausbildungsbereich Gartenbau 
zugeordnet ist.

Außerhalb der geschlossenen Anstaltsmauer liegen in Sicht-
nähe zur Pforte die Bauten des offenen Vollzugs sowie der 
Thüringer Jugendarrestanstalt. Der offene Vollzug befindet 
sich in einem zweigeschossigen Gebäude mit vier Wohn-
gruppen für insgesamt 20 Gefangene, die hier vor Ende ihrer 
Haftstrafe mit gelockerten Haftbedingungen auf das Leben  
in Freiheit vorbereitet werden können. Daneben steht das  
ebenfalls zweigeschossig Jugendarrestgebäude mit  

Unterbringungsmöglichkeiten für 40 Arrestanten.  
Für die Gesamtanlage wurde ein ressourcenschonendes 
Energiekonzept geplant. Der Standard der Wärmedämmung 
geht über die Anforderungen der Energieeinsparverordnung 
deutlich hinaus. Zur Heizenergieerzeugung wird eine Holz-
hackschnitzel-Feuerungsanlage genutzt, die die fossilen 
Ressourcen schont und weitgehend CO2-neutral arbeitet. 
Das Ver- und Entsorgungsgebäude beherbergt die zentrale 
Wärmeerzeugung, die notwendigen Garagen, die Hauswerk-
statt und den Be- und Entladebereich der Anstalt.

Das Gelände wird durch eine neu angelegte Straße mit 
Bushaltestelle und -wendeschleife erschlossen. Vor den 
Anstaltsmauern liegt der Parkplatz für Besucher und An-
gestellte. In diesem Bereich befinden sich auch die umfang-
reichen Ausgleichsflächen mit zahlreichen neuen Grün- und 
Baumpflanzungen, z.B. als Streuobstwiese. Nach Arnstadt 
führt ein neuer Fuß- und Radweg, der an das Radwegenetz 
Thüringen angebunden ist. 

Die neuen baulichen Anlagen der Jugendstrafanstalt und 
Jugendarrestanstalt leisten einen wichtigen Beitrag, um die 
Wiedereingliederung der darin befindlichen Heranwachsen-
den in die Gesellschaft zu ermöglichen.

20
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10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2009 10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2009
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Im Rahmen des Verkehrsprojektes Deutsche Einheit Nr. 15 
wurde die Bundesautobahn A 4 im Teilabschnitt Jena auf 

einer Länge von 6,7 km sechsstreifig ausgebaut. Das pro-
gnostizierte Verkehrsaufkommen für das Jahr 2015 betrug 
85.000 Kfz/24h. 

Die Lärmschutzemission im Bereich des Wohngebiets  
Jena – Lobeda und den anliegenden Ortschaften Leutra 
und Maua war ein zentrales Problem bei der Linienführung 
der Trasse. Durch Voruntersuchungen wurde festgestellt, 
dass im Bereich Jena aufgrund der topographischen Ge-
gebenheiten sowie der Wohnbebauung eine Änderung der 
vorhandenen Trassenführung nicht möglich war. 

Zur Verringerung der Lärmbelastung der Anwohner wurden 
aktive Lärmschutzmaßnahmen durch die Absenkung der 
Autobahn im Bereich Jena – Lobeda, den Neubau einer 
Lärmschutzeinhausung im Bereich des Wohngebietes auf 
600 m Länge, die Anordnung von Lärmschutzsteilwällen 
auf einer Länge von 2,2 km und einer Lärmschutzwand auf 
der Saalebrücke Nord geplant und ausgeführt. Die Auto-
bahngradiente wurde zwischen den Saalebrücken und der 
Anschlussstelle Jena – Lobeda um bis zu 7 m abgesenkt. 
Die gewonnenen Erdmassen aus der Absenkung wurden 
für die Überschüttung der Einhausung genutzt. Die Über-
schüttungshöhen betragen zwischen 2 und 8 m. Neben der 
Reduzierung der Schallemission erfolgte eine neue Model-

Querschnitt der Lärmschutzeinhausung

10 JAHRE – 10 PROJEKTE: PROJEKTBEISPIEL 
BAB A 4 – LÄRMSCHUTZEINHAUSUNG TUNNEL LOBDEBURG BEI JENA

Bauherr:	 Bundesrepublik Deutschland, vertreten 	
	 durch das Landesamt für Bau und Verkehr 

Baudurchführung:	 Lärmschutzeinhausung:  
	 HOCHTIEF Construction AG, Leipzig 
	 Betriebstechnische Ausstattung: 		
	 SIEMENS, NL Dresden

Art der Maßnahme:	Neubau Lärmschutz

Umfang der	 Neubau einer 600 m langen  
Maßnahme:	 Lärmschutzeinhausung im Zuge der 	
	 BAB A 4 bei Jena; bestehend aus zwei 	
	 getrennten Stahlbeton-Halbkreisge- 
	 wölben mit offener Sohle und einer 		
	 lichten Weite von 18,50 Metern

Gesamtbaukosten:	 Kosten Lärmschutzeinhausung:  
	 19,5 Mio. € 
	 Kosten Betriebs- und Verkehrstechnik: 	
	 7,5 Mio. €

Bauablauf:	 Baubeginn Südröhre: 07/2004 
	 Verkehrsfreigabe Südröhre: 05/2007 
	 Baubeginn Nordröhre: 06/2007 
	 Verkehrsfreigabe Nordröhre: 09/2009 
	 Verkehrsfreigabe komplett: 05/2010  
	 Gestaltung der Überschüttung:	bis 2011

lierung und Gestaltung eines grünen Vorfeldes im Bereich 
der elfgeschossigen Wohnbebauung. Durch die Gelände-
modellierung und eine landschaftspflegerische Gestaltung 
wurde das Wohnumfeld aufgewertet und ein großzügiger 
Zugang in Richtung des südlichen Gewerbegebietes und 
des Saaletals geschaffen.

Mit dem Bau der Einhausung wurde im Oktober 2004 
begonnen. Die 600 m lange Einhausung der Autobahn 
besteht aus zwei getrennten Halbkreisgewölben, die als 
offenes Rahmenbauwerk ausgebildet wurden. Die innen-
liegenden Wände der beiden Röhren ruhen auf einem 
gemeinsamen Fundament. Jede Tunnelröhre besteht aus 60 
Blöcken mit je 10,00 m Länge. Die Herstellung der Röhren 
erfolgte in offener Bauweise als wasserundurchlässige 
Konstruktion ohne Abdichtung unter Aufrechterhaltung 
des Verkehrs. In Bauwerksmitte wurde ein Querstollen als 
Rettungswegverbindung der beiden Röhren ausgeführt.  
Die lichte Weite einer Röhre beträgt 18,50 m. Je Richtungs-
fahrbahn werden durch eine Tunnelröhre 4 Fahrspuren und 
2 Notgehwege geführt.

Es wurden rund 50.000 Kubikmeter Beton und ca. 7.500 
Tonnen Stahl verbaut.

Für die Herstellung der Tunnelkonstruktion wurde ein neu 
entwickelter Portlandkompositzement CEM II/( S – LL ) – 
AZ  “Deuna“ mit den Festigkeitsklassen 32,5 R bzw. 42,5 
R verwendet. Dieser Zement vereint in sich die Qualitäts-
merkmale: heller Sichtbeton, niedrige Hydratationswärme, 
leichte Verarbeitbarkeit sowie hoher Frost- und Tausalzwi-
derstand. 

Nach der Freigabe der Südröhre im Mai 2007 wurde der 
Verkehr auf die fertig gestellte Richtungsfahrbahn Frankfurt 
– Dresden umgelegt (4+0 Verkehr) und die nördliche Röhre 
bis September 2008 errichtet. 

Im Portalbereich erfolgte der obere Abschluss durch eine 
vertikal angeordnete kreisbogenförmige Stahlbeton- 
aufkantung, die am oberen Ende kappenartig mit einem 
strukturierten Ortbetonabschluss ausgebildet wurde. 
Die Portale erhielten eine Gestaltungsfläche aus einem re-
gelmäßigen, kreisförmig verlaufenden Schichtenmauerwerk.

Die Verkehrsfreigabe der Nordröhre erfolgte im September 
2009, die Gesamtfertigstellung der Lärmschutzeinhausung 
im Frühjahr 2010. 

Die Lärmschutzeinhausung erhielt eine verkehrs- und be-
triebstechnische Ausstattung gemäß den Richtlinien für die  
Ausstattung und den Betrieb von Straßentunneln 2006 und 
wurde auf die Zentrale Betriebsleitstelle in Zella-Mehlis 
aufgeschaltet. Mit dem Ausbau der BAB A 4 im Teilabschnitt 
Jena wurden die Lärm- und Abgasbelastung der Anwohner 
Jena-Lobedas reduziert und das Wohnumfeld für ca. 25.000 
Menschen aufgewertet. Für die Nutzer der BAB A 4 wurde 
eine leistungsfähige und sichere Verkehrsanlage geschaf-
fen. 

Die Aufwendungen für einen sonst erforderlichen Erdstoff-
abtransport und umweltgerechte Erdstoffentsorgung von 
rund 400.000 Kubikmeter aus der Absenkung der Autobahn 
konnten durch den Einbau vor Ort auf der Lärmschutzein-
hausung entfallen.

20
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10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2010 10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2010
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Baubeschreibung

In den letzten Jahren wurden fast alle Thüringer Hochschul-
standorte durch umfangreiche Baumaßnahmen weiter-

entwickelt. Die Technische Universität (TU) Ilmenau ist seit 
langem für exzellente Lehre und Forschung in den MINT-Fä-
chern, also Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften 
und Technik, bekannt. Der wissenschaftliche Erfolg und 
der anhaltende Zustrom von Studierenden untermauerten 
den Bedarf für bauliche Erweiterungen. Seit 1996 wird der 
Haupt-Campus der TU Ilmenau nach einem städtebaulichen 
Konzept entwickelt. Seitdem entstanden zahlreiche neue 
Instituts-, Labor- und Hörsaalgebäude sowie die Cam-
pus-Sporthalle.

Im neu errichteten Zusebau ist seit 2011 die Fakultät für 
Informatik und Automatisierung untergebracht. Diese war 
bis dahin auf viele Gebäude an unterschiedlichen Stand-
orten verteilt und verfügte insgesamt über zu wenig Flächen. 
Rund 180 Professoren und wissenschaftliche Mitarbeiter der 
Fakultät sind in den Neubau eingezogen, über 
1.000 Studierende sowie Mitarbeiter weiterer Bereiche nut-
zen ihn darüber hinaus regelmäßig. 

Rund 20 Fachgebiete können damit im Gebäude optimal 
zusammenarbeiten. Der Gebäudekomplex bietet zudem 
moderne Laborkapazitäten und nimmt auch technisches 
Equipment aus Fachbereichen wie Mobilkommunikation, 
Bildverarbeitung oder Assistenzrobotik auf. 

Der Zusebau fügt sich städtebaulich und landschaftlich in 
das Campusareal ein: In nördlicher Richtung bildet ein Kopf-

Bauherr:	 Freistaat Thüringen 
	 vertreten durch das Landesamt  
	 für Bau und Verkehr

Planer:	 Architekt: A 4 Architektur, Hamburg 
	 Bauleitung: Baubüro Grage,  
	 Ilmenau 
 
	 TLBV Projektbeteiligte: 
	 Dezernate Hochschulbau  
	 und Haustechnik		

Förderung:	  
 

Art der Maßnahme:	 Hochschulbau 
	 Neubau Fakultäts- und  
	 Institutsgebäude mit Labor-  
	 und Computerarbeitsplätzen

Umfang der Maßnahme:	Nutzfläche ca. 5.900 m²

Gesamtbaukosten:	 ca. 18,2 Mio. €

Bauablauf:	 Planungsbeginn: 10/2002 
	 Baubeginn: 05/2008 
	 Fertigstellung: 06/2011

10 JAHRE – 10 PROJEKTE: PROJEKTBEISPIEL 
TU ILMENAU – NEUBAU DER FAKULTÄT INFORMATIK: ZUSEBAU

bau den Abschluss des Gebäudes und stellt eine Beziehung 
zum vorgelagerten Eingangsplatz her. 

Nach Osten hin öffnen sich die drei regelmäßig aufgereihten 
Institutsgebäude zur Landschaft. An der westlichen Seite 
entsteht durch die aufgelockerte Struktur ein Kontrast zum 
strengen Erscheinungsbild des monumentalen Helmholtz-
baus aus den 1950-er Jahren. Zuse- und Helmholtzbau 
zusammen bilden im Süden einen torähnlichen Abschluss 
des Campus „Oberer Ehrenberg“. Die zukünftigen Erweite-
rungsflächen für das Universitätsrechenzentrum und die 
medienwissenschaftliche Fakultät wurden dabei bereits in 
das Konzept einbezogen. 

Das Gebäude entwickelt eine eigene Formensprache, ohne 
die Nachbarbauten zu dominieren. Die einzelnen Baukörper 
sind in ihren Grundrissen wie die Verschlüsselung einer 
Lochkarte aufgereiht, was an Konrad Zuse, den Namensge-
ber des Gebäudekomplexes, erinnert. Zentrales Thema des 
Entwurfes ist die Gruppierung von Gebäudeteilen um eine 
innere Nord-Süd-Hauptverbindungsachse, welche die hori-
zontale und vertikale Erschließung des Gebäudes und kurze 
Wege ermöglicht. Das verglaste Foyer dient als öffentliche 
Begegnungszone auf mehreren Geschossen. 

Hier gibt es Sitzgelegenheiten und auch Raum für kleinere 
Präsentationen. Entlang der Hauptachse bieten sich viel-
fältige Sichtbeziehungen zu den verschiedenen Außen- und 
Innenbereichen. Informelle Kommunikationszonen finden 
sich an den Knotenpunkten der Wege.
In einem eigenständigen Baukörper unmittelbar am Foyer 
ist in nördlicher Richtung die Fakultätsverwaltung mit dem 

Dekanat untergebracht. Östlich der Hauptachse sind die 
Kernbereiche der Institute in drei gleichen Baukörpern 
angegliedert. Diese Bereiche der Institute sind als „Haus-
in-Haus“-Strukturen gestaltet. Die zwei Innenhöfe sind 
mit Ehrenberggranit, dem originalen Gesteinsabraum aus 
der Baugrube, als Schotterfläche ausgefüllt. Innerhalb der 
Institutsgebäude orientieren sich die Büros nach Süden und 
die Labore nach Norden. Die dazwischen liegenden Ver-
bindungsflure haben durch die Lichthöfe eine angenehme 
Atmosphäre für eine institutsspezifische Kommunikation. In 
den Gebäudeteilen auf der anderen Seite der Hauptachse 
sind halböffentliche Bereiche untergebracht. Hier befinden 
sich zusätzliche Büros und Labore, die für interdisziplinäres 
Arbeiten oder für die institutsübergreifende Raumvergabe an 
der TU Ilmenau vorgesehen sind.
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10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2011 10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2011
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10 JAHRE – 10 PROJEKTE: PROJEKTBEISPIEL 
B 93 – ORTSUMGEHUNGEN GÖSSNITZ UND LÖHMIGEN

Bauherr:	 Bundesrepublik Deutschland, vertreten 	
	 durch das Straßenbauamt Ostthüringen, 
	 Landkreis Altenburger Land

Baudurchführung:	 ARGE Bickhardt Bau Meerane  
	 und Bickhardt Bau Kirchheim

	 ARGE EUROVIA VBU GmbH/  
	 Dr. Waldenburger GmbH

	 Leipzig und Haselbach  
	 Max Bögl Stiftung & Co KG, Gera

Förderung:	 Die Baumaßnahme war Teil des  
	 Konjunkturprogramms I  
	 der Bundesregierung.

Art der Maßnahme:	Neubau der B 93 Ortsumgehungen  
	 Gößnitz und Löhmigen

Umfang der  
Maßnahme:	 Baulänge: 7,28 km 
	 Fahrbahnbreite: 11,50 m,  
	 im Bereich Großbrücken 8,00 m 
	 7 Brückenbauwerke, davon 2 Großbrücken

Gesamtbaukosten:	 31,1 Mio. €

Bauablauf:	 Die Baumaßnahme wurde in drei  
	 Bauabschnitten hergestellt. 
	 Bauabschnitt 1: Meerchentalbrücke,  
	 Bauzeit 09/2009 - 09/2012 
	 Bauabschnitt 2: Strecke und Bauwerke  
	 Mittelabschnitt (OU Gößnitz), Bauzeit  
	 04/2010 bis 09/2012 
	 Bauabschnitt 3: Strecke und Bauwerke  
	 Nordabschnitt (OU Löhmigen und KP Nord),  
	 Bauzeit 03/2011 bis 09/2012 

Baubeschreibung

Entlang der B 93 entlasten die Ortsumgehung Gößnitz 
und die Ortsumgehung Löhmigen beide Ortslagen vom 

Durchgangsverkehr aus dem Raum Leipzig,  Altenburg und 
Schmölln hin zur BAB A 4 Anschlussstelle Meerane und zur 
Stadt Zwickau. Die Ortslagen waren durch enge Kurvenradi-
en und unzureichende Fahrbahnbreiten gekennzeichnet, die 
sich aufgrund der engen Bebauung nicht erweitern ließen. 
Das Verkehrsaufkommen lag und liegt bei ca. 14.000 Kfz in 
24 Stunden, wobei der Schwerlastanteil bis zu 17 % beträgt. 

Aufgrund der erforderlichen Bauzeit der Meerchentalbrücke 
(402 m) wurde dieser Abschnitt zuerst ausgeschrieben. Par-
allel dazu begannen die archäologischen Untersuchungen in 
der Trasse der Ortsumgehung. Hier wurden in zwei Teilbe-
reichen signifikante Funde aus der Jungsteinzeit gemacht. 
Nach Abschluss dieser Grabungen erfolgte der Baubeginn 
für den Mittelabschnitt und den Anschluss an den Bestand 
der B 93 im Süden. 

Neben geologisch begründeten Böschungsrutschungen gab 
es im Bauzeitraum dieses Abschnitts im Zusammenhang mit 
Starkniederschlagsereignissen weitere Probleme in Bezug 
auf die Stabilität der Böschungen. Diesen zusätzlichen 
Herausforderungen wurde durch einen Lebendverbau mittels 
Weidenfaschinen sowie ein neues Entwässerungssystem 
begegnet. 

Zeitversetzt zum 2. Bauabschnitt erfolgte die Ausschreibung 
des 3. Bauabschnittes, der die Ortsumgehung Löhmigen 
darstellt und den Knoten Gößnitz Nord beinhaltet. Aufgrund 

des sich in diesem Bereich befindlichen Gewerbegebietes 
(Autoverteilzentrum) und sich anschließender Landes- und 
Kreisstraßen, wurde der Knotenpunkt als Kreisverkehr  
konzipiert und umgesetzt.

Die gesamte Baustrecke wurde am 01.10.2012 feierlich  
eingeweiht und für den Verkehr freigegeben.
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10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2012 10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2012
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10 JAHRE – 10 PROJEKTE: PROJEKTBEISPIEL 
UMSETZUNG ORTSDURCHFAHRTENPROGRAMM
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10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2013 10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2013

1. Maßnahme  
L 1123 – OD Frankenheim, Reichenhäuser Str.,  
Fahrbahnerneuerung, Gemeinschaftsmaßnahme

Bauherr:	 Freistaat Thüringen, vertreten durch 
	 das Straßenbauamt Südwest- 
	 thüringen, Gemeinde Frankenheim

	 Kommunale Wasser- und Abwasser- 
	 zweckverband Meininger Umland, 	
	 Meiningen (KWA)

Baudurchführung:	 STRABAG AG 
	 Direktion Thüringen, Bereich  
	 Südthüringen, Gruppe Meiningen

Förderung:	 Für den Ausbau/Herstellung von 	
	 Gehwegen im Rahmen des  
	 kommunalen Straßenbaues. 

Art der Maßnahme:	 Erhaltungsmaßnahme,  
	 Fahrbahnerneuerung

Umfang der Maßnahme:	Baulänge:	 427,58 m 
	 Fahrbahnbreite:	 6,50 m

Gesamtbaukosten:	 Gesamt: 	 718.070 €	
	 Anteil SBA: 	 380.308 €

Bauablauf:	 Baubeginn:	 06.08.2012 
	 Bauende:	 31.10.2012

Zur Verbesserung des Straßenzustandes von Landesstra-
ßen in Ortsdurchfahrten wurde im März 2012 vom dama-

ligen Thüringer Ministerium für Bau, Landesentwicklung und 
Verkehr ein Erhaltungsprogramm mit einem Gesamtvolumen 
von 10 Mio. €  auf den Weg gebracht. Insgesamt konnten im 
Rahmen dieses Programms thüringenweit 24 Ortsdurchfahr-
ten ertüchtigt werden. 

Eine besondere Herausforderung waren die zur Programm-
realisation in kurzer Zeit vorzunehmenden Abstimmungen 
mit den Gemeinden sowie den Wasser- und Abwasser-
zweckverbänden. Derartige Abstimmungen sind erforderlich 
um die Aufgaben des Straßenbaus und die des Kanal- und 
Gehwegebaus als sogenannte Gemeinschaftsmaßnahme zu 
koordinieren und umzusetzen.

Nachfolgend sollen von den 24 Projekten drei aus dem 
Zuständigkeitsbereich des Straßenbauamtes Südwestthürin-
gen vorgestellt werden.

Baubeschreibung

Die Baumaßnahme L 1123/OD Frankenheim war eine 
Gemeinschaftsmaßnahme des Straßenbauamtes Süd-

westthüringen (SBA), der Gemeinde Frankenheim und des 
Kommunalen Wasser- und Abwasserzweckverbandes (KWA) 
Meiningen.
Durch das SBA erfolgte die Erneuerung der Fahrbahn. 

Den Ergebnissen aus der Baugrunduntersuchung folgend war 
ein grundhafter Ausbau erforderlich. Der neue Aufbau erfolgte 
mit Deck-, Binder- und Tragschicht aus Asphaltbeton sowie 
einer Frostschutzschicht in einer Gesamtstärke von 75 cm.

Die Oberflächenentwässerung der Fahrbahn wurde durch neu 
herzustellende Straßenabläufe an den vorhandenen Misch-
wasserkanal zum Teil mittels Schleppleitungen angeschlossen. 
Außerdem war die Verlegung eines separaten Oberflächenwas-
serkanals DN 200 auf einer Länge von 71,50 m erforderlich. 

Im Auftrag der Gemeinde wurden teilweise beidseitig Gehwege 
einschließlich Bordanlage sowie Parkflächen entlang der Fahr-
bahn hergestellt. 

Der KWA war Auftraggeber für die Neuverlegung einer Trink-
wasserversorgungsleitung auf einer Länge von  ca. 405,00 m 
und für die Sanierung von Schächten der Abwasserleitung.

vorher nachher
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3. Maßnahme 
L 1017 – OD Mihla, Feldstraße, Gemeinschaftsmaßnahme

Bauherr:	 Freistaat Thüringen, vertreten durch  
	 das Straßenbauamt Südwest- 
	 thüringen, Gemeinde Mihla 
	 WAZ Obereichsfeld

Baudurchführung:	 STRABAG AG 
	 Direktion Thüringen,  
	 Bereich Südthüringen  
	 Gruppe Eisenach

Förderung:	 Für den Ausbau/Herstellung von 	
	 Gehwegen im Rahmen des  
	 kommunalen Straßenbaues

Art der Maßnahme:	 Erhaltungsmaßnahme-  
	 Fahrbahnerneuerung

Umfang der Maßnahme:	Baulänge:	 652,00 m 
	 Fahrbahnbreite:	 5,90 – 7,10 m

Gesamtbaukosten:	 Gesamt:	 444.946 €	
	 Anteil SBA:	 177.050 €

Bauablauf:	 Baubeginn:	 06.08.2012 
	 Bauende:	 23.11.2012

2. Maßnahme  
L 1148 OD Steinheid – Festeburgstraße

Bauherr:	 Freistaat Thüringen, vertreten durch 	
	 das Straßenbauamt Südwest- 
	 thüringen

	 Stadt Neuhaus

	 Zweckverband für Wasserversorgung 	
	 und Abwasserbehandlung  
	 RENNSTEIGWASSER Neuhaus

Baudurchführung:	 STRABAG AG 
	 Direktion Thüringen,  
	 Bereich Südthüringen 
	 Gruppe Eisfeld

Art der Maßnahme:	 Um- und Ausbau 

Umfang der Maßnahme:	Baulänge:	 890 m 
	 Fahrbahnbreite:	 6,00 m 
	 Gehbahnbreite:	 1,50 bis 2,00 m

Gesamtbaukosten:	 Gesamt:	 1.963.000 €  
	 Anteil SBA:	 938.000 €

Bauablauf:	 Baubeginn	 09.07.2012 
	 Bauende 	 19.06.2014

Baubeschreibung

Die Baumaßnahme L 1017/OD Mihla war eine Gemein-
schaftsmaßnahme des Straßenbauamtes Südwestthü-

ringen (SBA), der Gemeinde Mihla und des Zweckverbandes 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung (WAZ) Ober-
eichsfeld. 
Durch das SBA erfolgte die Erneuerung der Fahrbahn.
 
Das vorhandene Natursteinkleinpflaster sowie der darunter 
befindliche ungebundene Oberbau wurde bis zur Oberkante 
der vorhandenen Packlage aufgenommen. 

Der neue Aufbau erfolgte mit Deck-, Binder- und Tragschicht 
aus Asphaltbeton.
Die Oberflächenentwässerung der Fahrbahn wurde durch 
neu herzustellende Straßenabläufe sowie in Bereichen mit 
geringem Längsgefälle durch eine Pendelrinne gesichert.

Im Auftrag der Gemeinde wurde der Gehweg einschließlich 
Bordanlage einseitig grundhaft ausgebaut. Außerdem sind 
die Straßenbeleuchtungsanlagen erneuert und die Elektro-
freileitungen der EON verkabelt worden.

Der WAZ Obereichsfeld war Auftraggeber für die Erneuerung 
der Kanalisation sowie für die Erneuerung der Hausanschlüs-
se der Trinkwasserleitung.

Baubeschreibung

Das Vorhaben war als Gemeinschaftsmaßnahme zwischen 
dem Freistaat Thüringen, der Stadt Neuhaus und dem 

Zweckverband für Wasserversorgung und Abwasserbehand-
lung RENNSTEIGWASSER Neuhaus vorgesehen.

Unter Berücksichtigung der vorhandenen engen Bebauung 
erfolgte durch das Straßenbauamt Südwestthüringen ein 
grundhafter Ausbau der Fahrbahn in einer Breite von 6,00 
m, gemäß RStO 01 in der Bauklasse III in einer Stärke von 75 
cm, davon 22 cm bituminös. 

Das auf den Verkehrsflächen anfallende Oberflächenwas-
ser wird durch Borde gefasst und über Straßenabläufe und 
Anschlussleitungen dem neu zu verlegenden Mischwasser-
kanal zugeführt. In Bereichen mit geringem Längsgefälle 
(ca. 300 m) wurde zur Verbesserung des Oberflächenwas-
serabflusses eine Pendelrinne angeordnet. Letztendlich ist 
die vorhandene Beschilderung und Markierung erneuert 
worden.

Durch die Stadt Neuhaus sind die Gehwege vorwiegend 
beidseitig in einer Breite von 1,50 bis 2,00 m und in einer 
Stärke von 40 cm in Asphaltbauweise ausgebaut bzw. neu 
angelegt worden.

Der Zweckverband RENNSTEIGWASSER hat im Zuge des Stra-
ßenbaus auf gesamter Länge die Erneuerung des vorhande-
nen Mischwasserkanals DN 300 - 600 und in Abschnitten die 
Erneuerung der Trinkwasserleitungen einschließlich deren 
Hausanschlüsse vorgenommen.

vorhervorher nachhernachher

10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2013 10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2013
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10 JAHRE – 10 PROJEKTE: PROJEKTBEISPIEL 
BEHÖRDENZENTRUM AM STEIGERWALD ERFURT

Bauherr:	 Bundesrepublik Deutschland 
	 vertreten durch das Landesamt  
	 für Bau und Verkehr

Planer:	 Architekt: M1:1 entwerfen und  
	 planen GmbH, Erfurt

	 Landschaftsarchitekt: plandrei  
	 Landschaftsarchitektur GmbH,  
	 Erfurt

	 TLBV Projektbeteiligte: 
	 Dezernate Bundesbau und  
	 Haustechnik

Förderung:	 Energieeinsparprogramm  
	 Bundesliegenschaften  
	 (sog. „120-Mio.-Programm“)

Art der Maßnahme:	 Verwaltungsbau

Umfang der Maßnahme:	Nutzungsfläche: ca. 8.300 m² 
	 hergerichtete Außenanlagen: 7 ha

Gesamtbaukosten:	 ca. 11,5 Mio. €

Bauablauf:	 Abschluss der Entwurfs- und  
	 Genehmigungsplanung (EW-Bau): 	
	 02/2011 
	 Baubeginn in Außenanlagen: 	
	 09/2011 
	 Übergabe der Gebäude: 03/2014 
	 Übergabe Gesamtbaumaßnahme: 	
	 01/2015

Baubeschreibung

Im Areal der ehemaligen Steigerwald-Kaserne aus den 
1930er Jahren entsteht seit Übernahme von der Bundes-

wehr im Jahr 2003 ein ziviles Behördenzentrum des Bundes in 
Erfurt. Zunächst zogen die Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben (BImA), die Geschäftsstelle des Technischen Hilfs-
werks und das Truppendienstgericht Süd in zwei energetisch 
sanierte Gebäude ein. Daneben erfolgten der Abbruch des 
Wirtschaftsgebäudes und zahlreicher Garagen.

Für die Unterbringung des Hauptzollamtes Erfurt und der 
Funkwerkstatt des Hauptzollamtes Dresden wurden zwei 
ehemalige Unterkunftsgebäude der alten Kaserne saniert. 
Zusätzlich wurde ein weiteres Gebäude hergerichtet sowie 
um den Neubau eines Werkstattgebäudes für Kfz-Ausrüstung 
und eine Kfz-Prüfstelle ergänzt. Für mehr als 320 Bedienstete 
entstanden moderne und barrierefreie Arbeitsplätze. Durch 
den Ausbau von Räumen im Dachgeschoss konnten u.a. ein 
IT-Schulungsraum und ein Besprechungsraum geschaffen 
werden. Die Sanierung wurde teilweise mit Mitteln des Ener-
gieeinsparprogramms Bundesliegenschaften gefördert.

Die technische Ausstattung der Gebäude entspricht einem 
modernen Standard und wird durch eine komplexe Gebäude-
automation überwacht und gesteuert. Ein wichtiger Bestand-
teil der Sanierung war die Schaffung einer zeitgemäßen 
IT-Infrastruktur. Alle Büro- und Funktionsräume wurden im 
Rahmen der Vorgaben neu möbliert. Die Kellerräume wur-
den so aufbereitet, dass sie als Lagerräume genutzt werden 
können. Von außen wurden die Gebäude nur behutsam ver-
ändert – lediglich die Treppenhäuser sowie Sonderzonen im 
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10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2014

Flurbereich wurden farblich abgesetzt. 

Außerhalb der Gebäude war eine Fläche von rund 70.000 m² 
neu zu gestalten, wobei das Grundstück in Richtung Süden 
stark ansteigt. Im Rahmen der Geländemodellierung wurde 
eine terrassenartige Struktur geschaffen, um die nutzbaren 
Bereiche zu vergrößern. Neu errichtete Treppenanlagen ver-
binden die verschiedenen Bereiche und Gebäude untereinan-
der. Für die Beschäftigten des Behördenzentrums entstanden 
355 neue Parkplätze. Lineare Pflanzstrukturen in Kombination 
mit einzelnen Anpflanzungen sowie große Wiesenflächen 
prägen das neue Erscheinungsbild der Freianlagen. Insgesamt 
wurden ca. 200 Bäume und 12.000 Sträucher neu gepflanzt. 
Die naturräumliche Neugestaltung der nun frei zugänglichen 
Außenanlagen öffnet den ehemaligen kasernenartigen und 
geschlossenen Charakter der Liegenschaft. 

Zusätzlich wurde der Außenraum durch Kunst am Bau auf-
gewertet. Aus den über 100 eingereichten Beiträgen des 
2-phasigen, anonymen, bundesweit ausgelobten Kunstwett-
bewerbs konnte der Künstler Daniel Priese aus Halberstadt 
mit seiner Arbeit „Foghorns“ (Nebelhörner) überzeugen. 
Der Künstler schuf vor Ort im Jahr 2014 elf Betonelemente 
mit einer Höhe von bis zu 3,70 m, die er selbst schalte und 
manuell bearbeitete. Am mehrwöchigen Entstehungsprozess 
der Arbeit konnten die Bediensteten des Behördenzentrums 
teilhaben. Die Objekte haben jeweils eine individuelle Form, 
die Interpretationsspielraum zulässt. Die Betonelemente sind 
sowohl untereinander als auch zur Umgebung in spannungs-
volle, kommunikative Beziehung gesetzt. Sie könnten damit 
die Kommunikation symbolisieren, die für eine erfolgreiche 
und bürgernahe Verwaltungsarbeit notwendig ist.

Exkurs: Kunst am Bau

Durch Kunst am Bau soll die Qualität und Ausdruckskraft 
eines Bauwerks im Sinne der Baukultur mitgeprägt 
werden. Bereits seit den 1990-er Jahren ist die künstle-
rische Ausgestaltung eines Bauwerks in den Richtlinien 
des Staatlichen Hochbaus verankert. Die Kunst kann 
dabei sowohl innerhalb als auch außerhalb des Bauwer-
kes realisiert werden; der inhaltliche Bezug der künstle-
rischen Idee zur Bauaufgabe sollte jedoch gegeben sein. 
Idealerweise kann das Kunstwerk die Akzeptanz des 
Bauwerkes bei Nutzern und Öffentlichkeit erhöhen. 

Die Auswahl von Verfahren, Standorten und Arten zu 
Kunst am Bau findet stets in Abstimmung mit dem 
Eigentümer, den nutzenden Ressorts und zuständigen 
Ministerien statt und hängt von der Bedeutung des 
Bauvorhabens ab. Das dafür bereitgestellte Budget 
richtet sich nach dem Projektvolumen. 

In den letzten Jahren wurden Kunstwettbewerbe für Bau-
maßnahmen des Bundes in Thüringen als zweiphasige, 
anonyme, bundesweite Verfahren ausgelobt. Nach einer 
ersten offenen Phase und einer Vorprüfung legt eine Jury 
in mehreren Wertungsgängen fest, welche Einreichun-
gen während der zweiten Phase weiter ausgearbeitet 
werden sollen. In einer finalen Jurysitzung erhalten die 
für die zweite Phase ausgewählten Künstler dann die 
Gelegenheit, ihre Arbeiten anhand von Modellen, Plänen 
und Bildern persönlich vorzustellen. 

10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2014
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10 JAHRE – 10 PROJEKTE: PROJEKTBEISPIEL  
B 85 – ORTSDURCHFAHRT SAALFELD

Bauherr:	 Bundesrepublik Deutschland 
	 vertreten durch das  
	 Straßenbauamt Mittelthüringen,   
	 Stadt Saalfeld, Zweckverband  
	 Saalfeld-Rudolstadt,  
	 Stadtwerke Saalfeld

Baudurchführung:	 ARGE  
	 Bickhardt Bau Thüringen GmbH/ 	
	 Bauunion Wandersleben

Art der Maßnahme:	 Ausbau der B 85 im Zuge der OD 	
	 Saalfeld, Neubau von zwei  
	 Kreisverkehrsplätzen

Umfang der Maßnahme:	Baulänge: 425 m 
	 Fahrbahnbreite: 7,30 m

Gesamtbaukosten:	 Gesamtbaukosten: ca. 4,2 Mio. € 
	 Kostenanteil des Bundes:  
	 ca. 1,3 Mio. € 

Bauablauf:	 02.03.2015 – 05.12.2016

Die zwei vorhandenen, bislang durch Lichtsignalanlagen 
gesteuerten Kreuzungen wurden durch zwei übersichtlichere 
Kreisverkehrsplätze ersetzt.

Die Fahrbahngrundbreite wurde auf bis zu 7,30 m erweitert. 
Der Radverkehr wird zukünftig über Radfahrstreifen, straßen-
begleitende Radwege bzw. neu geschaffene Rad-Gehwege 
geleitet. Die Fußwege wurden erneuert und die Fußgänger-
führung wurde den neuen Gegebenheiten angepasst. Die 
Ver- und Entsorgungsleitungen wurden neu hergestellt.

Drei Teilabschnitte der Gesamtmaßnahme wurden zwischen 
Juli und September 2016 für den Verkehr freigegeben. Am 
05.12.2016 erfolgte die feierliche Eröffnung der vollständi-
gen Ortsdurchfahrt Saalfeld.

Bei der Gestaltung der neu entstandenen Kreisverkehrsplät-
ze setzte die Stadt Saalfeld ihre eigenen Ideen um. So wurde 
auf dem Kreisverkehrsplatz, welcher anstelle der Räditz- 
kreuzung entstand, die Industriekultur thematisiert, in-
dem verschiedene in Stahlplatten eingefräste Formen an 
Werkzeuge und Zahnräder erinnern. Außerdem wurde als 
Erinnerung an die Vielzahl der Mühlen, die einst am Fluss-
ufer arbeiteten, ein großes Stahl-Mühlrad auf Flusskieseln 
aufgestellt.

Der Kreisverkehrsplatz in der Kulmbacher Straße wurde mit 
Schiefersteinen gestaltet, welche die Nähe der Stadt zum 
Thüringer Schiefergebirge widerspiegeln. Vier ca. neun 
Meter hohe verschieden farbige Bögen aus Stahlrohr wurden 
darauf jeweils nach einer Richtung angeordnet. Sie symboli-
sieren die vier Stadttore der Stadt Saalfeld. 

Baubeschreibung

Infolge geänderter Verkehrsverhältnisse durch die Inbetrieb-
nahme der Nordtangente Saalfeld sowie aktuellen städte-

baulichen Anforderungen der Stadt Saalfeld an das Umfeld 
der Bundesstraße wurde die B 85 im Zuge der Ortsdurchfahrt 
in Saalfeld als Gemeinschaftsmaßnahme ausgebaut.

Der Ausbauabschnitt umfasste den Bereich zwischen dem 
Knotenpunkt Bahnhofstraße und der Brücke über die Bahn-
anlagen der Deutschen Bahn AG. 
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10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2015

Exkurs: Kreisverkehrslösungen

Kreisverkehrsplätze haben sich in den vergangenen Jah-
ren zu einer beliebten Knotenpunktart sowohl inner- als 
auch außerorts entwickelt. An den richtigen Stellen ein-
gesetzt, bieten sie eine Lösung mit hoher Verkehrssicher-
heit und vergleichsweise geringen Unterhaltungskosten. 
Weiterhin ermöglichen sie eine Verkehrsberuhigung und 
sind in der Lage auch mehr als 4 Verkehrsachsen mit-
einander zu verbinden.

Kreisverkehrsanlagen können als Minikreisverkehr (ab 
13 m Durchmesser), kleiner Kreisverkehr (Durchmesser 
i. M. 30- 35 m) oder zweistreifig befahrbar als großer 
Kreisverkehr mit bis zu 60 m Durchmesser ausgebildet 
werden.

Durch gestalterische Elemente können Kreisverkehrs-
plätze vor allem in der Mittelinsel optisch aufgewertet 
werden und somit zur Straßenraumgestaltung beitragen. 
Kreisverkehre sind meist gut erkennbar, erleichtern 
die Orientierung und haben bei Abbiegevorgängen ein 
geringeres Konfliktpotenzial als herkömmliche Straßen-
kreuzungen.

Ob ein Kreisverkehrsplatz zum Einsatz kommen kann, 
muss sowohl verkehrstechnisch als auch gestalterisch 
abgewogen werden.

Kreisverkehrsplätze sind in der Regel zweckmäßig wenn:

–	 mindestens 4 aufeinander zulaufende  
	 Verkehrsachsen verbunden werden sollen

–	 die Flächenverfügbarkeit und geeignete  
	 topographische Verhältnisse gegeben sind

–	 das Verkehrsaufkommen aller zuführenden 
	 Straßen maximal 15.000 Kfz/24 h beträgt

–	 der Verkehrszufluss der aufbindenden Straßen 
	 in einem annähernden Verhältnis steht

–	 Fußgänger und Radfahrer sicher und ohne  
	 große Umwege geführt werden können

–	 nur eingeschränkter Linienbusbetrieb besteht.

Bei komplizierten Verkehrsverhältnissen gibt es zudem 
Möglichkeiten, den Verkehrsfluss zu steuern, z.B. durch 
den Einsatz von Bypässen sowie Sonderformen mit Vor-
sortierungen (Turbokreisverkehr) und Ergänzung durch 
Lichtsignalsteuerungen.

Die Anlage von Kreisverkehrsanlagen hat sich größten-
teils bewährt, besonders im Hinblick auf das geringere 
Unfallgeschehen. Auch in Zukunft sollen in Thüringen 
Kreisverkehrsplätze als Knotenpunktlösung zur Ausfüh-
rung kommen, wenn dadurch die Verkehrssicherheit und 
der Verkehrsablauf verbessert werden und eine adäquate 
Gestaltung zur Attraktivität im Straßenraum beiträgt.

10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2015
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10 JAHRE – 10 PROJEKTE: PROJEKTBEISPIEL  
AMTSGERICHT MÜHLHAUSEN

Bauherr:	 Freistaat Thüringen, vertreten  
	 durch Landesamt für Bau  
	 und Verkehr

Planer:	 Architekten 
	 ARGE Amtsgericht Mühlhausen 
	 Hartmann+Helm/Junk & Reich,  
	 Weimar 

	 TLBV Projektbeteiligte: 
	 Dezernate Landesbau und  
	 Haustechnik

Art der Maßnahme:	 Gerichtsgebäude

Umfang der Maßnahme:	 Nutzungsfläche ca. 2.540 m² 

Gesamtbaukosten:	 ca. 10,6 Mio. €

Bauablauf:	 Planungsphase:  
	 11/2008 - 06/2012 
	 Baugenehmigung:  
	 07/2012 
	 Abbrucharbeiten:  
	 10/2012 - 04/2013 
	 Rohbauarbeiten Erweiterungsbau: 	
	 05/2013 - 11/2013 
	 Roh- und Ausbauarbeiten im  
	 historischen Vorderhaus und  
	 Ausbau des Erweiterungsbaus:	
	 12/2013 - 09/2016 
	 Übergabe an den Nutzer:  
	 10/2016  

Baubeschreibung

Viele Gerichtsgebäude in Thüringen sind denkmalge-
schützt und gehören zur stadtbildprägenden Bausubs-

tanz in den Innenstädten. In den 1990er Jahren waren die 
Gebäude zumeist in einem schlechten baulichen Zustand, 
wiesen oft sehr erhebliche Brandschutzgefahren auf, waren 
nicht barrierefrei erschlossen und ließen keinen zeitgemä-
ßen Gerichtsbetrieb zu. Deshalb wurden viele von ihnen 
schrittweise saniert und erweitert.

Auch das Gebäude des Amtsgerichts Mühlhausen befindet 
sich inmitten der Altstadt. Die Liegenschaft am Untermarkt 
17 ist umgeben von historischen Stadthäusern sowie der 
Stadtmauer und ist prägender Bestandteil des Denkmal-
ensembles „Altstadt Mühlhausen“. Das heutige Amtsge-
richtsgebäude beinhaltet bauliche Teile des ehemaligen 
Stadthofes des Klosters Volkenroda aus dem 13. Jh. und 
das um 1856/59 integrierte östliche Nachbargebäude 
„Zum Wilden Mann“. Eine grundlegende Um- und Neubau-
maßnahme in den Jahren um 1931 führte zu sehr massiven 
Veränderungen bzw. Teilneubauten im Bereich des Haupt-
gebäudes und des Seitenflügels.

Ein ehemaliges Nebengebäude und ein rückwärtiger Ge-
fängnisbau wurden schon in der Vergangenheit abgerissen. 

Das heutige Gebäude des Amtsgerichts besteht aus drei 
miteinander verbundenen Baukörpern. Der Altbau grenzt 
als Hauptgebäude das Grundstück zum Untermarkt ab und 
bildet auch weiterhin den nach außen erlebbaren Ge-
richtsgebäudeteil. Das neu errichtete Hinterhaus musste 
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aufgrund schwieriger Bodenverhältnisse auf Bohrpfählen 
gegründet werden. Es ersetzt ein aufgegebenes Gebäude 
und bildet im Innenhof als dezent gestalteter L-Flügel mit 
einem eingedrehten Satteldach eine gelungene Erweite-
rung des Amtsgerichts. Einzig die nach außen ablesbaren 
Sitzungssäle akzentuieren das Gebäude. Der neu geschaf-
fene Verbindungsbau zwischen dem sanierten Altbau und 
dem neuen Hinterhaus nimmt das zentrale Treppenhaus 
und den Aufzug auf und erschließt damit barrierefrei alle 
Geschosse beider Baukörper. Dadurch wurde auch die Neu-
ordnung der Nutzungsbereiche im Altbau möglich.

Auf der Grundlage umfangreicher bauhistorischer Unter-
suchungen und restauratorischer Befunde wurden in enger 
Abstimmung mit den Denkmalbehörden die Zielstellungen 
für die Planung und Bauausführung erweitert. Die Innen-
räume erhielten eine sensible Gestaltung mit Materialien 
und Farben, die sich in das historische Gefüge integrieren 
und die Würde des Gerichts unterstreichen. 

Während der Baudurchführung gab es mehrfach Verzöge-
rungen im Bauablauf. So mussten zwei Firmeninsolvenzen, 
zwei Vertragskündigungen wegen Nichterfüllung und die 
zum Teil mangelnde Angebotsbeteiligung an Ausschrei- 
bungen bewältigt werden. 

Im heutigen Gebäudekomplex sind nunmehr alle zeitgemä-
ßen Anforderungen an ein Amtsgerichtsgebäude realisiert. 
Das Amtsgericht beherbergt sechs Sitzungssäle für die 
Zivil-, Straf- und freiwillige Gerichtsbarkeit. Neben den 
Büro- und Verwaltungsräumen sind u. a. ein Grundbuch-
amt, diverse Servicestellen, eine Zahlstelle, die Verwahrzel-

len und Archivflächen untergebracht. Der Innenhof mit 46 
Kfz-Stellplätzen und Fahrradabstellmöglichkeiten ist vom 
Untermarkt aus über eine Gebäudedurchfahrt zugänglich 
und erstreckt sich bis zur historischen Stadtmauer. Durch 
die Sanierungs- und Erweiterungsmaßnahme konnten für 
ca. 150 Mitarbeiter gute Arbeitsbedingungen geschaffen 
werden. Den Anforderungen des Dienstbetriebes und des 
intensiven Besucherverkehrs wurde Rechnung getragen. 

10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2016
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10 JAHRE – 10 PROJEKTE: PROJEKTBEISPIEL  
B 88 – ORTSUMGEHUNG ROTHENSTEIN
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Bauherr:	 Bundesrepublik Deutschland 
	 vertreten durch das Landesamt 
	 für Bau und Verkehr

Baudurchführung:	 Fa. Streicher Tief- und  
	 Ingenieurbau Jena GmbH & Co. KG

	 Fa. Strabag, St. Gangloff

	 VIC Planen und Beraten GmbH, 	
	 Zwickau

Art der Maßnahme:	 Straßenbau, Brückenbau und 	
	 Tunnelbau, technische Anlagen

Umfang der Maßnahme:	 2600 m Bundesstraße, davon 	
	 1300 m vierspurig, 385 m  
	 zweispurig und 915 m dreistreifig

	 3 Brücken, 1 Tunnel, 3 Stützwände,  
	 1 Fledermausdurchflugtunnel,  
	 1 Fledermausüberflugschutz

Gesamtbaukosten:	 ca. 32 Mio. €

Bauablauf

Die Bauarbeiten begannen im Juni 2016. Im Juni 2017 
wurde der nördliche Streckenteil mit der Anschlussstelle 

Rothenstein freigegeben. Im Herbst 2016 erfolgte außerdem 
der Baubeginn für die Behelfsumfahrung im Ortsteil Ölknitz 
und die Wirtschaftswegebrücke über die Saale. 2018 soll die 
temporäre Brücke über die Saalebahn errichtet werden. Im 
Herbst 2018 wird mit dem Herzstück der Ortsumgehung, dem 
385 m langen Rothensteiner Tunnel, begonnen. Die Fertig-
stellung ist für 2021 geplant.

Baubeschreibung

Die Bundesstraße 88 (Naumburg-Jena-Rudolstadt) ist eine 
wichtige Nord-Süd-Straßenverbindung im ostthüringischen 
Raum mit überregionaler Verkehrsbedeutung (Saaletal- 
Achse). Sie verbindet die zentralen Orte im Südwesten bzw. 
Süden der Region Ostthüringen (Saalfeld-Rudolstadt) mit 
dem Oberzentrum Jena und dient außerdem als wichtiger 
Zubringer zu den großräumigen Verbindungsachsen der BAB 
A 4 und A 9. Ziel des geplanten Ausbaus der B 88 ist die 
Verbesserung der unzureichenden verkehrlichen Situation 
innerhalb der Ortslage Rothenstein, die Verkürzung der  
Reisezeit, die Beseitigung mehrerer Unfallschwerpunkte 
sowie die Schaffung leistungsfähiger Knotenpunkte. Die Orts-
umgehung Rothenstein ist der mittlere Bauabschnitt des  
Ausbaus der B 88 zwischen der BAB A 4 und dem Knoten-
punkt L 2309 Altendorf/Schöps. 

Es entsteht eine leistungsfähige Bundesstraße für ein prog-
nostiziertes Verkehrsaufkommen von bis zu 24.000 Kfz/24 h.

10 Jahre – 10 Projekte: Projektbeispiel 2017

umfangreichen Leitungsanlagen der Versorgungsträger, ein 
unterirdisches Stollensystem stellen weitere Herausforderun-
gen bei der Realisierung dieser Maßnahme dar.

Durch den geplanten Ausbau der B 88 im Bereich Kahla, den 
Bau von Ortsumgehungen in Großeutersdorf, Zeutsch, Uhl-
städt und Kirchhasel soll die Reisezeit im Streckenzug Rudol-
stadt – Jena auf unter 30 Minuten verkürzt werden. 
Weiterhin wird die Ortslage Rothenstein vom Durchgangsver-
kehr entlastet.

Das Saaletal ist ein komplexer Planungsraum mit vielen 
Planungsrandbedingungen. Durch die topografische Lage 
existiert kein paralleles Straßennetz. So muss für die erforder-
liche Sperrung der B 88 zur Errichtung des südlichen Tunnel-
portales eine Behelfsumfahrung errichtet werden. Um eine 
möglichst weitgehende Nachnutzung zu ermöglichen, erfolgt 
die Errichtung der Behelfsumfahrung in Kombination mit 
dem Ausbau der Jägersdorfer Straße in der Ortslage Ölknitz, 
dem Bau eines parallelen Wirtschaftswegenetzes, sowie der 
Entwicklung eines Radwegenetzes. Diese  Leistungen waren 
ohnehin erforderlich, da die B 88 als Kraftfahrtstraße be-
trieben werden soll und somit Alternativen für den Rad- und 
Wirtschaftsverkehr geschaffen werden mussten. Im Wesent-
lichen wird nur das Behelfsbauwerk über die Saalebahn nach 
dem Bau der Ortsumgehung wieder zurückgebaut.

Eine Besonderheit ist auch die Errichtung des Südportales 
des Tunnels Rothenstein. Das Einschleifen der Trasse in den 
Rothensteiner Felsen und die sehr engen Platzverhältnisse 
zwischen Felsen, Eisenbahnstrecke und Saale stellen eine 
einmalige ingenieurtechnische Herausforderung dar.
Weiterhin mussten bei der Planung und beim Bau die zahl-
reichen artenschutzrechtlichen Maßgaben durch die umfang-
reichen Vorkommen von Fledermäusen beachtet werden. Die 
Trinkwasserschutzzonen, die Hochwasserschutzgebiete, die 
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AUFGABEN HAUSTECHNIK

Aufgaben der Haustechnik

Aufgaben der Haustechnik im Projektverlauf

Haustechniker verantworten im Hochbau alle in Planung, 
in Bau sowie teilweise in Betrieb befindlichen techni-

schen Anlagen. Sie sind dadurch an allen Hochbauprojekten 
und der Bauunterhaltung maßgeblich beteiligt. Die Beratung 
und Bewertung der Haustechnik ist darüber hinaus bei der 
Prüfung von Baumaßnahmen im Rahmen des Zuwendungs-
baus ebenso von Bedeutung  wie auch im Rahmen der 
Amtshilfe. Die Verantwortung reicht dabei von Heizungs-, 
Lüftungs-, Klima- und Kälteanlagen über Sanitäranlagen bis 
hin zu Elektroanlagen. Die Leistungen unterscheiden sich 
dabei je nach Projektphase einer Hochbaumaßnahme deut-
lich: 

Bei der Bedarfsermittlung geht es darum, die technischen 
Standards auf die Projekte zu übertragen. Die nutzenden 
Ressorts werden bei der Auswahl wirtschaftlicher Lösungen 
in der Gebäudetechnik beraten. Ebenso erfolgt die Unter-
stützung bei der Erstellung von Bauunterlagen und Bauan-
trägen. 

In der Planungsphase liegt ein Schwerpunkt auf der Optimie-
rung der späteren Energieverbräuche, da diese den größten 
Anteil der Kosten während der späteren Gebäudenutzung 
verursachen. So kann beispielsweise durch den Einbau 
von hocheffizienten Wärme- und Kälterückgewinnungsan-
lagen die Kostenbilanz über den gesamten Lebenszyklus 
eines Gebäudes deutlich verbessert werden, da sich ggf. 
höhere Investitionskosten im Betrieb schnell amortisieren. 
Die Abwägung und Entscheidung erfolgt auf der Basis von 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen zu verschiedenen Ver-

sorgungs- und Betriebsvarianten. Ein wichtiges Entschei-
dungskriterium ist dabei die Sicherung der Nachhaltigkeit 
und Umweltverträglichkeit. Weitere Aufgaben liegen in der 
Ausgestaltung von Versorgungs- und Dienstleistungsver-
trägen sowie in der Baustellenvorbereitung hinsichtlich der 
Versorgung mit Strom und Wasser.

Während der Bauphase unterstützt die Haustechnik die Pro-
jektleitung bei der Überwachung der Bauprozesse in Bezug 
auf die technischen Anlagen. Dabei geht es sowohl um die 
Überwachung der Abläufe und Montage auf der Baustelle als 
auch um die Steuerung des Bauablaufes, der Kostenentwick-
lung und der Abrechnung. Die Abnahme der beauftragten 
Leistungen und das Mängelmanagement gehören ebenfalls 
zum Aufgabenspektrum.

Die Inbetriebnahme soll einen reibungslosen Übergang zur 
Betriebsphase sicherstellen. Bei komplexen technischen 
Anlagen kann sie gemäß den Richtlinien der AMEV (Arbeits-
kreis Maschinen- und Elektrotechnik staatlicher und kommu-
naler Verwaltungen) im „Zwischenbetrieb“ unter Verantwor-
tung des TLBV organisiert werden. Dabei ist für den Nutzer 
die Anlage bereits mit Einschränkungen nutzbar, es werden 
jedoch noch Restleistungen erbracht und objekt- oder 
liegenschaftsbezogene Einstellungen vorgenommen. Die 
Anlage wird passend für die realen Nutzungsbedingungen 
eingestellt und optimiert. Nach dem Vorliegen aller notwen-
digen Genehmigungen wird die Anlage in die Verantwortung 
des Nutzers bzw. des Gebäudebetreibers übergeben. 

Ziel im Bauunterhalt – also bei Maßnahmen nach der Inbe-
triebnahme – ist es, die hochwertigen technischen Anlagen 

in ihrer Funktionsfähigkeit zu erhalten, um vorzeitige Neuin-
stallationen zu vermeiden. Die Nutzer werden zum optima-
len, kostensparenden und umweltfreundlichen Betrieb der 
technischen Anlagen beraten, wodurch Einsparpotentiale 
erkannt und nutzbar gemacht werden. Das schließt auch die 
Beratung zu Energielieferverträgen, z.B. hinsichtlich benötig-
ter Anschlussleistungen oder anderer Leistungsparameter, 
mit ein. 

Durch die kürzere Lebensdauer der technischen Einbauten im Vergleich zur Gebäudehülle liegt der jeweilige 
Kostenanteil technischer Anlagen im Bauunterhalt deutlich höher als bei Bauprojekten. So beträgt bspw. der 
Kostenanteil technischer Gewerke im Bauunterhalt von Bürogebäuden häufig über 50 %.

Wachsende Bedeutung der Haustechnik

Im Staatlichen Hochbau ist die Bedeutung 
der Haustechnik in den letzten Jahren stetig 
gewachsen. Aufgrund der zunehmenden Tech- 
nisierung und Digitalisierung der Gebäude 
wird der Kostenanteil der technischen Anlagen 
zukünftig weiter ansteigen. 

Der Kostenanteil der technischen Anlagen un-
terscheidet sich je nach Gebäudetyp deutlich. 
Bei Laboren mit einem hohen Technisierungs-
grad beträgt er bis zu 70 %. 

Bibliotheks-
gebäude
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Haustechnik-Bereich Elektrotechnik

Elektrische Installationen und Infrastrukturen nehmen 
eine zunehmend bedeutende Rolle in der technischen 

Ausrüstung von Gebäuden und Anlagen ein. Die Elektro-
technik ist dabei einer der wichtigsten Innovationstreiber. 
Bedeutsame Aspekte sind dabei die Automatisierung, 
Vernetzung und ortsunabhängige Steuerung, aber auch die 
Anlagensicherheit. 

Im Starkstrombereich reichen die Aufgaben von der Planung 
der Energieerzeugung und -verteilung bis hin zu Beleuch-
tungsanlagen, die beispielsweise für die Einhaltung der 
Arbeitsstättenverordnung von Bedeutung sind. Die Blitz-
schutzplanung gehört ebenfalls dazu. Sie beinhaltet nicht 
nur die Planung des konkreten äußeren und inneren Blitz-
schutzes, einschließlich Fundamenterder und Potential-
ausgleich, sondern auch Risiko- und Gefährdungsanalysen 
hinsichtlich möglicher Schäden durch Überspannung. 

Eine zuverlässige und wirtschaftliche Energieversorgung 
der Gebäude muss fortwährend gewährleistet werden. 
Ohne elektrische Energie würde die Nutzung der Ge-
bäude stark eingeschränkt sein. Aus diesem Grund sind 
die Liegenschaften über selektive Sicherungen an das 
öffentliche Stromnetz angeschlossen. Dies bedeutet, dass 
im möglichen Störfall einzelne Stromkreise abgeschaltet 
werden, um nicht das gesamte Stromnetz zu beeinträch-
tigen. Diesbezüglich werden die Anlagen in regelmäßigen 
Abständen auf ihren einwandfreien Zustand geprüft, die 
Ergebnisse dokumentiert und gegebenenfalls Reparaturen 
vorgenommen. Für den Fall eines Stromausfalles werden je 

nach Gebäudetyp spezielle Vorkehrungen getroffen, um den 
Weiterbetrieb spezieller Arbeitsbereiche oder von Notfunk-
tionen zu ermöglichen. 

Schwachstromanlagen beinhalten die Fernmelde- und 
IT-Netze, deren Bedeutung in den letzten Jahren auch deut-
lich zugenommen hat. Infolge von nutzerspezifischen Anfor-
derungen und zur Sicherstellung der Leistungsfähigkeit der 
öffentlichen Verwaltung ist es erforderlich, leistungsfähige 
Datennetze für die Büro- und Behördenkommunikation so-
wie die zugehörigen Versorgungs- und Sicherheitsanlagen 
zur Verfügung zu stellen und diese auf dem aktuellen Stand 
der Technik zu halten. Durch den anhaltenden technischen 
Wandel und den stetig steigenden Grad der Digitalisierung 
ist die wirtschaftliche Lebensdauer dieser Investitionen 
begrenzt. Die Errichtung von modernen IT-Datennetzen wird 
auch in Zukunft einen immer höheren Stellenwert bei allen 
Bauprojekten einnehmen. 

Im Hinblick auf sicherheitstechnische Aspekte ist die Aus-
rüstung der Liegenschaften mit Gefahrenmeldeanlagen von 
wesentlicher Bedeutung, um das Risiko von Personen- und 
Sachschäden zu minimieren. Diesbezüglich werden auf 
Grundlage von Brandschutzkonzepten die öffentlichen 
Gebäude im Freistaat mit modernen und automatischen 
Alarmierungssystemen und Feuerdetektionsanlagen aus-
gerüstet. Hinzu kommen Anlagen zur Überwachung sicher-
heitsrelevanter Liegenschaften mit IP-Videotechnik und 
Zutrittskontrollsystemen. 

Aufgabe der Haustechniker ist es stets, die gebäudespezi-
fischen Erfordernisse der einzelnen Haustechnikfunktionen 

zu erfüllen, und darüber hinaus die komplexen und vielfäl-
tigen Einzelaspekte in ein gut steuerbares Gebäudetechnik-
system für eine oder mehrere Liegenschaften zu integrieren. 
Ein gelungenes Beispiel hierfür ist die Campusverkabelung 
des Behördenzentrums am Ludwig-Erhard-Ring in Erfurt. 

Diese Liegenschaft wurde mit modernster Datentechnik 
ausgestattet, in der zentrale Funktionen verschiedener 
Gebäude in einer Anlage zusammengeführt und koordiniert 
werden können (Brandmeldeanlage, Einbruchmeldeanlage, 
technische Zustandskontrollen, Datenaustausch). 

St
ar

ks
tr

om

Errichtung von 
Starkstromanlagen

· Mittelspannungsanlagen  · Schaltanlagen, Transformatoren

Eigenstrom-
erzeugungsanlagen

· Photovoltaikanlagen  · Blockheizkraftwerke, Diesel- und Netzersatzanlagen
· Batterien / Anlagen zur unterbrechungsfreien Stromversorgung

Elektroenergieversorgung · Niederspannungshauptverteiler, Blindstromkompensationsanlagen
· Kabel und Leitungen, Unterverteilungen  · Verlegesysteme, Niederspannungsinstallationen

Beleuchtungsanlagen · Allgemeinbeleuchtung, Sicherheitsbeleuchtungen  · Flucht- und Rettungswegkennzeichnung

Blitzschutz- und 
Erdungsanlagen

· Äußerer und innerer Blitzschutz  · Blitzschutzkonzepte  · Überspannungsschutz

Sc
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Telekommunikationsanlagen · Personenrufanlagen  · Gegensprechanlagen und Zutrittskontrollanlagen  · Zeitdienstanlagen

Elektroakustische Anlagen · Beschallungsanlagen  · Konferenz- und Dolmetscheranlagen

Fernseh- und 
Antennenanlagen

· Fernseh- und Rundfunkempfangsanlagen  · Videoanlagen
· Funk-, Sende- und Empfangsanlagen  · Antennenanlagen

Gefahrenmelde- und Alarm-
anlagen

· Brandmeldeanlagen  · Überfall-, Einbruchmeldeanlagen, Raumbeobachtungsanlagen   
· Wächterkontrollanlagen

IT-Übertragungsnetze · passive Datennetze, Verlegesysteme  · Servertechnik, Datenschränke  · Personenleitsysteme

Förderanlagen · Personen- und Lastenaufzüge  · Fahrtreppen, Fahrsteige  · Behindertenlifte

Gebäudeautomation · Automationssysteme  · Schaltschränke  · Management- und Bedieneinrichtungen

Überblick über die Arbeitsschwerpunkte der Elektrotechnik
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Haustechnik-Bereich Heizung – Lüftung – Kälte – Sanitär

Der Bereich Heizung – Lüftung – Kälte – Sanitär trägt maß-
geblich dazu bei, eine durchgängige und komfortable 

Gebäudenutzung zu ermöglichen. 

Die Heizungstechnik soll während der ganzen Heizperiode 
eine behagliche, konstante Raumtemperatur gewährleis-
ten. Neben dem Heizwasser für die Raumheizung wird in 
den meisten Anlagen auch das Brauchwasser erwärmt. Die 
Systeme zur Verteilung und Abgabe der Wärme und Kälte 
sind ebenfalls vielfältig und müssen für jedes Gebäude 
individuell konzipiert werden. Darüber hinaus ist Lüftungs-
technik erforderlich, um verbrauchte oder verunreinigte 
Luft kontrolliert auszutauschen (siehe Bild 1, Lüftungs-
zentrale). Klimatechnik wird bspw. bei komplexen Laboren, 
Serverräumen und Rechenzentren benötigt und beinhaltet 
die komplexe Luftaufbereitung inkl. Erwärmung, Kühlung, 
Be- und Entfeuchtung. Das Segment der Gas-, Wasser- und 
Abwassertechnik ist ebenso heterogen. Auch hier sind die 
benötigten Komponenten von den jeweiligen Gebäudetypen 
abhängig. Die Bandbreite reicht von Wasseraufbereitungs-
anlagen, Abwasserneutralisationsanlagen und Leichtflüssig-
keitsabscheidern bis hin zu Feuerlöschanlagen. 

Durch die Komplexität der technischen Gebäudeausstattung 
sind viele Gewerke miteinander verzahnt. Eine besondere 
Herausforderung sind regelmäßig Sonderanlagen, z. B. 
medizinische und labortechnische Anlagen. Die Aufgabe 
der Haustechnik ist es daher, alle Facetten der technischen 
Gebäudeausstattung in ihrer Gesamtheit zu betrachten und 
zu optimieren. 

Projektbeispiel „Weiterentwicklung der Gebäudetechnik 
in der JVA Suhl-Goldlauter“

In der Justizvollzugsanstalt (JVA) Suhl-Goldlauter können 
ca. 282 Gefangene untergebracht werden. Die Liegen-

schaft wurde zu großen Teilen in den letzten Jahren der 
DDR errichtet und 1991 in Betrieb genommen. Seitdem 
wurde die Anlage erweitert und den aktuellen Bedürfnis-
sen des Justizvollzugs angepasst. Aufgrund der kontinu-
ierlich gestiegenen Betriebskosten wurde die Haustech-
nik der JVA in den letzten Jahren stetig verbessert bzw. 
weiterentwickelt. 
Insbesondere als Reaktion auf den hohen Energiever-
brauch und den in den 2000-er Jahren fortwährend 
gestiegenen Gaspreis wurde entschieden, eine umfang-
reiche Erneuerung der Gebäudetechnik durchzuführen. 
Dafür wurden in der Liegenschaft folgende gebäudetech-
nische Maßnahmen durchgeführt:

2009/10: 	 Energetische Modernisierung der  
		  Heizungsanlage im Hauptgebäude
2011:	 Inbetriebnahme der Gebäudeleittechnik  
		  mit Einzelsteuerung der Gebäude
2011:	 Inbetriebnahme der Holzhackschnitzelanlage
2013:	 Anpassung der Nahwärmepumpen
2016:	 Installation einer Einzelraumregelung  
		  in der Verwaltung

Der Einbau der Holzhackschnitzelanlage in 2011 hat sich 
auf die Umweltbilanz der JVA sehr positiv ausgewirkt: 
Holzhackschnitzel werden mittels Häckslern größtenteils 

aus Waldrestholz in Thüringen hergestellt. Sie werden bei 
Bedarf angeliefert, vor Ort gelagert und durch eine Förder-
einrichtung automatisiert der Brennkammer des Holzhack-
schnitzelkessels zugeführt. Durch Energieumwandlung in 
Wärme wird das Heizwasser erhitzt und über ein Nahwärme-
netz zur Beheizung und Brauchwarmwassernutzung bereit-
gestellt. Holzhackschnitzel sind ein regionales Produkt mit 
einer guten Umweltbilanz. Bei der Verbrennung wird nur so 
viel Kohlendioxid ausgestoßen, wie das Holz beim Wachs-
tum aufgenommen hat. Der Ausstoß von CO2-Emissionen 

konnte auf einen Bruchteil verringert werden.
Trotz einer Nutzflächenvergrößerung um ca. 24 % im Jahr 
2008 kann in der Liegenschaft dauerhaft über 50 % Wärme-
energie eingespart werden. Dazu beigetragen hat auch das 
professionelle Verhalten des Nutzers. Je nach Entwicklung 
der Energiepreise kann der Betreiber der Anlage die Anteile 
der Energieträger zur Wärmeerzeugung variieren. So wurde 
im Jahr 2016 aufgrund des stark gesunkenen Ölpreises aus 
wirtschaftlichen Gründen ein Teil der Wärme mit Öl erzeugt. 

Bildstrecke JVA Suhl-Goldlauter:

2	 Anlieferung der Hackschnitzel
3	 Isolierter Wärmespeicher der  
	 Holzhackschnitzelanlage
4	 Detail der Querförderschnecke
5	 Montage des Kessels der 
	 Holzhackschnitzelanlage
6	 Erstanfeuerung der  
	 Holzhackschnitzelanlage

2 3

1 4 5 6



5150 Aufgaben Zuwendungsbau

AUFGABEN ZUWENDUNGSBAU

Wertermittlung:

Wenn der Freistaat Thüringen eigene bebaute oder unbebau-
te Grundstücke oder Immobilien verkaufen oder Liegen-
schaften erwerben möchte, ist zunächst der Verkehrswert 
zu ermitteln. Diese Aufgabe übernimmt regelmäßig das 
TLBV. Gründe für den Verkauf können zum einen sein, dass 
ehemals durch den Freistaat genutzte Liegenschaften nicht 
mehr benötigt werden. Verkauft werden aber auch sog. 
Fiskalerbschaften, also Liegenschaften, bei denen das Erbe 
bspw. aufgrund mangelnder Attraktivität ausgeschlagen 
wurde oder für die keine Erben existieren. 

Weitere Anlässe für eine Wertermittlung können sein, dass 
für Baumaßnahmen zusätzliche Grundflächen benötigt 
werden oder Rechte und Belastungen, z.B. für Leitungen auf 
fremden Grundstücken, wertmäßig ausgeglichen werden 
müssen. 

Die Verfahren für die Wertermittlungen sind in der Wert-
ermittlungsverordnung geregelt. Die auf dieser Basis vom 
TLBV erstellten Gutachten sind im Anschluss Grundlage für 
die Ausgleichs-, Verkaufs- oder Ankaufsverhandlungen des 
Freistaates Thüringen. 

Ferner gehört die Mietwertermittlung zu den Aufgaben des 
TLBV. Die Mietwertermittlung ist dann erforderlich, wenn 
für staatliche Zwecke Immobilien angemietet oder landes-
eigene Immobilien an Dritte vermietet werden sollen. Das 
Berechnungsverfahren basiert hierbei auf den ortsüblichen 
Vergleichsmieten.

Bildstrecke:

1	 Studierendenwohnheim Max-Kade-Haus, Erfurt
2	 Ersatzneubau der Schanze HS100 im  
	 Kanzlersgrund Oberhof
3	 Baumkronenpfad Hainich
4	 Riethsporthalle Erfurt
5	 Revitalisierung Therme H2O Oberhof
6	 Staatliches Berufsbildungszentrum Weimar
7	 Stadtbad Gotha 
8	 Solewasser-Vitalpark Bad Frankenhausen
9	 Grundschule Seebach
10	 Ökumenisches Hainich-Klinikum Mühlhausen, 	
	 Heizhaus
11	 Sanierung Herzogliches Museum Gotha
12	 Freie Waldorfschule Erfurt 
13	 Schiefer Kirchturm Bad Frankenhausen
14	 Multifunktionsarena Erfurt, Osttribüne
15	 Neubau Bettenhaus Waldklinikum Eisenberg

Zuwendungsbau:

Der Freistaat Thüringen, die Bundesrepublik 
Deutschland und die Europäische Union fördern 

zahlreiche Baumaßnahmen in Thüringen, an denen 
ein hohes öffentliches Interesse besteht. Neben Neu-
bauten werden auch Umbauten, Erweiterungen und 
Sanierungen zum Teil maßgeblich finanziell unter-
stützt. Das Spektrum reicht von Krankenhäusern über 
Schlossgebäude, Schulen bis hin zu Sportanlagen für 
den Wintersport. 

Das TLBV wird für die Thüringer Ministerien und deren 
nachgeordnete Einrichtungen (z.B. Thüringer Aufbau-
bank und Thüringer Landesverwaltungsamt) tätig, die 
neben Fördermitteln des Freistaates auch für solche 
der Bundesrepublik sowie der EU ausreichen. 

Das TLBV sorgt dafür, dass die Fördergelder wirtschaft-
lich und sparsam eingesetzt werden. Es  überprüft, ob 
die geplanten Baumaßnahmen zweckmäßig geplant 
werden und ob die hierfür beantragten Kosten an-
gemessen sind. Die gesetzlichen Regelungen hierzu 
finden sich im Haushaltsrecht und den zugehörigen 
Verwaltungsvorschriften. Die baufachliche Prüfung des 
TLBV ist hierbei maßgebliche Entscheidungsgrund-
lage, ob der Freistaat Thüringen durch die Ministerien 
die Förderung überhaupt freigibt. 

Während der späteren Bauausführung vergewissert 
sich das TLBV regelmäßig, ob die Projekte wie im Vor-
feld beantragt umgesetzt werden. Schließlich unter-
stützt das TLBV die Zuwendungsgeber bei der Prüfung 
nach Fertigstellung im Rahmen der sogenannten 
Verwendungsnachweisprüfung und stellt fest, ob alle 
Fördergelder wie vorgesehen investiert wurden.

Aufgaben Zuwendungsbau
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5352 Bauunterhalt

Das TLBV übernimmt für einen großen Teil der Bundes-
bauten und Liegenschaften des Freistaats Thüringen den 

Bauunterhalt in Zusammenarbeit mit den hausverwaltenden 
und nutzenden Dienststellen. Für den Landesbau sind dabei 
die Richtlinien für die Durchführung von Bauaufgaben des 
Freistaats Thüringen (RLBau) anzuwenden, für den Bundesbau 
gelten die damit vergleichbaren Richtlinien der RBBau sowie 
die Richtlinie für die Überwachung der Verkehrssicherheit von 
baulichen Anlagen des Bundes.

Durch die Leistungen des Bauunterhalts sollen über die 
langen Nutzungsphasen von Gebäuden Gefahrenquellen 
abgewehrt und dadurch der bauliche Teil zur Erfüllung der 
Verkehrssicherungspflicht geleistet werden. Zudem trägt der 
Bauunterhalt dazu bei, die praktische Nutzbarkeit der Liegen-
schaften sowie den Werterhalt zu sichern. Im Zuge von Bau-
unterhaltungsarbeiten können kleinere bauliche Änderungen 
und Ergänzungen vorgenommen werden. 

Obwohl es sich im Regelfall um kleinteilige bauliche Maßnah-
men handelt, sind doch oft umfangreiche Planungsleistungen 
erforderlich.

Dem Bauunterhalt liegt ein sich wiederholender Ablauf zu-
grunde:

1. Baubegehungen 
Baubegehungen erfolgen in der Regel einzeln für jede Liegen-
schaft, um etwaige bauliche Mängel zu erfassen. In der Regel 
nehmen daran neben den Nutzern auch die hausverwalten-
den Dienststellen und – bei vielen Landesliegenschaften – 
das Thüringer Liegenschaftsmanagement teil. 
Das TLBV berät den Nutzer in diesem Zusammenhang auch zu 
Fragen der Einhaltung öffentlich-rechtlicher Bestimmungen 
und Einhaltung der Verkehrssicherheit. 

2. Baubedarfsnachweisungen
Die Ergebnisse aus den Baubegehungen sind zu dokumen-
tieren und für die jeweiligen Defizite sind die Kosten für ihre 
Beseitigung zu schätzen. Es erfolgt eine Einstufung der Dring-
lichkeit, um eine Priorisierung zu ermöglichen. 

3. Bauunterhaltungsplan
Durch die immobilienübergreifende Auswertung der Bau-
bedarfsnachweisungen und den Abgleich mit den im Haus-
haltsplan für Bauunterhalt vorgesehenen Mitteln wird in 
Abstimmung mit den einzelnen Ressorts und Nutzern ein 
Bauunterhaltsplan erarbeitet. Darin wird festgelegt, welche 
Maßnahmen aus den Baubedarfsnachweisungen in einem 
Haushaltsjahr erledigt oder für die Ausführung im darauf 
folgenden Jahr vorbereitet werden dürfen. 

Ein Teil der jährlichen Bauunterhaltsmittel kann nicht verplant 
werden, sondern muss als Havariereserve für die sofortige 
Beseitigung unvorhersehbarer Schadenereignisse verfügbar 
sein. Zum Ende eines Haushaltsjahres wird diese Reserve 
sukzessive reduziert. 

In den letzten Jahren waren Maßnahmen zur Abwehr von Ge-
fahren für Leib und Leben Schwerpunkt bei den ausgeführten 
Maßnahmen zum Bauunterhalt – eine große Rolle spielten 
dabei Maßnahmen zur Verbesserung des Brandschutzes: 
Durch die oftmals vorhandene historische Bausubstanz bzw. 
Sanierungsmaßnahmen, die mittlerweile länger zurückliegen 
und nicht mehr den sich weiter entwickelnden Vorschriften 
entsprechen, gibt es immer wieder Anpassungsbedarf in 
vielen Liegenschaften. Zudem sind die Brandschutzmaßnah-
men an Veränderungen in der Gebäudenutzung anzupassen. 
Investitionen in den Brandschutz erfolgen auf Basis von 
Brandschutzkonzepten, die ebenfalls regelmäßig weiterzuent-
wickeln sind.

Bedeutend sind zudem Maßnahmen im Bereich Arbeits-
schutz. Hierzu zählen Leistungen zur Erfassung und fach-
gerechten Sanierung von Kontaminationen an Baukörpern 
in Gebäuden und Außenanlagen, bei denen die gesetzlich 
festgelegten Grenzwerte überschritten sind. Defizite bei der 
Trinkwasserversorgung beispielsweise würden letztlich die 
Weiternutzung der Gebäude unmöglich machen, so dass 
diese Maßnahmen ebenfalls Priorität haben. 

Verschleiß bzw. Beschädigungen an Sicherheitsanlagen von 
Liegenschaften sind insbesondere in Liegenschaften von Poli-
zei, Justiz und Militär unverzüglich zu beheben. Zudem ist die 
Beseitigung gefährdender baulicher Situationen in, an und 
außerhalb von Gebäuden und baulichen Anlagen zu berück-
sichtigen wie z.B. die Sicherung von Fassadenelementen, die 
Beseitigung von Fahrbahnabsenkungen und die Durchführung 
von Hangsicherungen. Umwelteinflüsse, Verschleißerschei-
nungen und Überbelastungen sind mögliche Ursachen für 
baukonstruktive Instandhaltungsmaßnahmen, die i. d. R. der 
Verkehrssicherungspflicht zuzuordnen sind. 

Darüber hinaus werden im Bauunterhalt Leistungen zum 
Erhalt der Bausubstanz erbracht. Das sind insbesondere Leis-
tungen zur Instandsetzung der Dachdeckung bzw. Dachkons-
truktion, Leistungen zur Trockenlegung von Gebäudeanlagen, 
Instandsetzung von Außenanlagen oder die Beseitigung bau-
licher Schäden, die den Fortbestand und Nutzungsfähigkeit 
der baulichen Anlagen und Gebäude gefährden. Die Nichtrea-
lisierung der notwendigen Leistungen zum Erhalt der Bau-
substanz führt i. d. R. zu weit höheren Sanierungskosten zu 
einem späteren, dann nicht mehr aufschiebbaren Zeitpunkt.

BAUUNTERHALT 

Bauunterhalt

Bildstrecke:

1	 Verbesserung Brandschutz im  
	 Installationsschacht

2	 Verbesserter Brandschutz durch  
	 Neuverkabelung

3	 Defekte Bodendichtung an einer Außentür

4	 Fundamentsanierung eines Mastes 

5	 Verbesserte Verkehrssicherheit durch  
	 Geländererhöhung 

6	 Erneuerung von Silikonfugen

7	 Durchfeuchtete Wand

8	 Rissbildung im Estrich

9	 Schadhaftes Vordach

10	 Schaden am Dachziegel

11	 Risse in der Fahrbahn

12	 Verstopftes Abflussrohr

13	 Natursteinmauer mit Fehlstellen und Bewuchs
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5554 Planung und Bau von Radwegen

PLANUNG UND BAU VON RADWEGEN

Planung und Bau von Radverkehrsanlagen

Straßenbegleitende Radwege haben vorrangig eine Verbin-
dungsfunktion zwischen den zentralen Orten und fördern 

somit den Alltagsradverkehr, dienen aber auch häufig zusätz-
lich der Erschließung des touristischen Radnetzes. 

Im Rahmen der Umsetzung des Radverkehrskonzeptes 2008 
hat das TLBV in den vergangenen Jahren den Bau und die 
Finanzierung straßenbegleitender Radwege an Bundes- und 
Landesstraßen koordiniert. Die straßenbegleitenden Rad-
wege sind Teil eines über 13.000 Kilometer umfassenden 
Radroutennetzes. Das TLBV koordiniert die Radnetzplanung in 
Zusammenarbeit mit den Kommunen, um die Routen für den 
Alltagsradverkehr attraktiver zu gestalten.

Im Zeitraum von 2006 bis 2016 wurden 17,86 Mio. €  für den 
Neubau straßenbaubegleitender Radwege an Landesstraßen 
eingesetzt. Durch den Bund wurden in diesem Zeitraum 33,6 
Mio. €  zur Verfügung gestellt. Der Radwegeanteil an Bundes-
straßen konnte von 15,3 % auf 23,4 % und bei den Landes-
straßen von 3,2 % auf 5,8 % gesteigert werden. 

Der Bau straßenbegleitender Radwege dient der Entflechtung 
des Verkehrs und erhöht damit die Verkehrssicherheit aller 
Beteiligten. Bei allen Vorhaben wurden die durch das Rad-
verkehrskonzept Thüringen gesetzten Standards eingehalten 
und die aktuellen technischen Regelwerke beachtet, so dass 
komfortables und sicheres Radfahren möglich ist. 
Um die Flächeninanspruchnahme für neue Radwege gering 
zu halten, wurden auch Alternativen zu einer unmittelbar der 
Straßen folgenden Trasse geprüft und umgesetzt. So erfolgte 

die Nachnutzung stillgelegter Bahntrassen oder der Ausbau 
land- und forstwirtschaftlicher Wege. 

Unter Berücksichtigung der Radverkehrskonzepte der Kom-
munen und Landkreise, sowie der touristischen Konzepte 
entstanden neue Radrouten, aber auch Lückenschlüsse, die 
dem Alltags- und Freizeitradverkehr sowie dem Tourismus zur 
Verfügung stehen.

Die Radwege Weimar-Schöndorf und Mühlberg-Ringhofen 
sollen hier als Beispiele dienen: Mit beiden Vorhaben wurde 
ein verkehrssicheres und attraktives Angebot für Radfahrende 
geschaffen. Die Routen führen nunmehr nicht mehr über die 
stark befahrenen Bundes- bzw. Landesstraßen und binden 
zudem an das radtouristische Landesnetz an. 

Radweg Weimar – Schöndorf entlang der B 85

Bauzeit:	 09/2015 – 11/2015
Baulänge:	 520 m
Kosten:	 ca.: 240 T€

I-05 Unstrut-I-05 Unstrut-
RadwegRadweg

I-03 Saale-RadwanderwegI-03 Saale-Radwanderweg

I-13 Euregio EgrensisI-13 Euregio Egrensis

I-07 Ilmtal-RadwegI-07 Ilmtal-Radweg

I-10 Rennsteig-I-10 Rennsteig-
RadwanderwegRadwanderweg

I-02 Werratal-RadwegI-02 Werratal-Radweg

I-08 ElsterradwegI-08 Elsterradweg

I-11 Thüringer I-11 Thüringer 
StädteketteStädtekette

I-06 Gera-I-06 Gera-
RadwegRadweg

I-04 Leine-Heide-RadwegI-04 Leine-Heide-Radweg

I-09 RhönradwegI-09 Rhönradweg

I-01 HarzrundwegI-01 Harzrundweg

I-12 Unstrut-Werra-RadwegI-12 Unstrut-Werra-Radweg

I-02 Werratal-RadwegI-02 Werratal-Radweg

I-03 Saale-I-03 Saale-
RadwanderwegRadwanderweg

I-05 Unstrut-RadwegI-05 Unstrut-Radweg

I-07 Ilmtal-I-07 Ilmtal-
RadwegRadweg

I-10 Rennsteig-I-10 Rennsteig-
RadwanderwegRadwanderweg

I-11 Thüringer I-11 Thüringer 
StädteketteStädtekette

I-06 Gera-I-06 Gera-
RadwegRadweg

II-21II-21

II-56II-56

II-28II-28

II-26II-26

II-64II-64

II-27II-27

II-51II-51

II-24II-24

II-18II-18

II-12II-12

II-38II-38
II-25II-25

II-67II-67

II-55II-55

II-03II-03

II-39II-39

II-35II-35

II-02II-02

II-40II-40

II-08II-08

II-65II-65
II-49II-49

II-11II-11

II-42II-42

II-50II-50

II-60II-60

II-04II-04

II-48II-48

II-06 II-06 

II-41II-41

II-19II-19

II-58II-58

II-20II-20

II-31II-31

II-30II-30

II-46II-46

II-01II-01

II-54II-54

II-16II-16

II-63II-63

II-32II-32

II-17 II-17 
II-15II-15

II-34II-34

II-37 II-37 

II-59 II-59 

II-23II-23

II-66II-66

II-29II-29

II-07II-07

II-10II-10

II-13II-13

II-33II-33

II-36II-36

II-43II-43

II-44II-44
II-47II-47

II-52II-52

II-53II-53

II-62II-62

II-45II-45

II-45II-45

D-4D-4

D-11D-11

D-4D-4

D-4D-4

D-11D-11

D-11D-11

EuroparadwegEuroparadweg
Eiserner VorhangEiserner Vorhang

EuroparadwegEuroparadweg
Eiserner VorhangEiserner Vorhang

EuroparadwegEuroparadweg
Eiserner VorhangEiserner Vorhang

EuroparadwegEuroparadweg
Eiserner VorhangEiserner Vorhang

I-14

II-22

II-09

II-61

II-14

II-34

II-20

II-51

II-57

SuhlSuhl

GeraGera

JenaJena

GreizGreiz

GothaGotha WeimarWeimar

ApoldaApolda
ErfurtErfurt

Artern/UnstrutArtern/Unstrut

LauschaLauscha

SchleizSchleiz

PößneckPößneck
IlmenauIlmenau

GößnitzGößnitz

ArnstadtArnstadt

SchmöllnSchmölln

EisenachEisenach

SömmerdaSömmerda

StadtrodaStadtroda

SonnebergSonneberg

MeiningenMeiningen

HermsdorfHermsdorf

EisenbergEisenberg
AltenburgAltenburg

NordhausenNordhausen

RudolstadtRudolstadt

Zella-MehlisZella-Mehlis

SchmalkaldenSchmalkalden

Neuhaus a.Rw.Neuhaus a.Rw.

Bad SalzungenBad Salzungen

SondershausenSondershausen

HildburghausenHildburghausen Bad LobensteinBad Lobenstein

Mühlhausen/Th.Mühlhausen/Th.

Bad LangensalzaBad Langensalza

Saalfeld/ SaaleSaalfeld/ Saale

Leinefelde-WorbisLeinefelde-Worbis
Hb. HeiligenstadtHb. Heiligenstadt

Zeulenroda-TriebesZeulenroda-Triebes

Bad Bad 
BlankenburgBlankenburg

Bad Klosterlausnitz

Harzrundweg

Rad-Acht

Rhönradweg

Harzvorlandweg

Rhön-Sinntal-Radweg

Main-Coburg-Tour
Euregio-Egrensis

Main-Werra-Radweg

Salzstrasse

Saale-
Radwanderweg

Leine-Heide-Radweg

Lions-Club-RWW

Ulstertalradweg

Herkules 
Wartburg

Himmelsscheibenweg

Elsterradweg

Werratalradweg

Rennsteig-
Radwanderweg

Leine-Werra-
Radweg

Unstrut-Werra-Radweg

Finne 
Radwanderweg

Kyffhäuserradweg

Loquitzrad
wanderweg

Saale-
Radwanderweg

Harzrundweg

Unstrut-Radweg

Euregio Egrensis

Elsterradweg

Pleißeradweg

Göltzschtal-
radweg

Sächsische 
Städteroute (D4)

Zwickau-Greiz

Altenburg-
Colditz

Pleißeradweg

OberhofOberhof

Radtouristisches Landesnetz (4.5.15 G)

Radnetz Deutschland

Radfernnetz

Korridor (Verlauf noch zu bestimmen)

Radhauptnetz

Korridor (Verlauf noch zu bestimmen)

Eurovelo-Netz (nachrichtlich)

Radwege in den benachbarten
Ländern (nachrichtlich)

Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025
Karte 5 - Tourismus und Radwege

Thüringer Verordnung über das 
Landesentwicklungsprogramm 
vom 15. Mai 2014 (GVBl. S. 205)

Kulturerbestandorte von internationaler,
nationaler und thüringenweiter Bedeutung mit
sehr weitreichender Raumwirkung (1.2.3 Z)
überregional bedeutsame Gemeindefunktion 
Tourismus und Sport (4.4.2 Z)

Schwerpunkträume Tourismus (4.4.1 G)
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Radroutenplaner

Radroutenplaner Thüringen

Der Radroutenplaner Thüringen ist ein Element zur Förde-
rung des Radverkehrs. Die Projektleitung für diese Weban-

wendung liegt beim TLBV. Der Radroutenplaner Thüringen ist 
auf mobile Endgeräte angepasst und wird ebenfalls als App 
für iOS- und Androidsysteme angeboten.

Basierend auf amtlichen Daten (Adressdaten, Luftbildern und 
Karten) der Landesvermessung Thüringen sowie den umlie-
genden Nachbarländern wurde erstmals ein baulastträger- 
übergreifendes gemeinsames Radroutennetz bestehend aus 
touristischen Routen, straßenbegleitenden Radwegen sowie 
kommunalen Radrouten erstellt. 

Die Dichte des so erstellten Routennetzes erlaubt ein adress-
scharfes Routing. Individuell planbare Routen können auf 
unterschiedliche Bedürfnisse angepasst werden, z.B. ist 
es möglich Steigungen zu vermeiden, oder unter Einbezie-
hung von Themenrouten eine Route berechnen zu lassen. 
Der Nutzer kann dabei aus über 90 Themenrouten, wie z.B. 
Städtekette, dem Werratalradweg und vielen anderen mehr 
wählen. Zudem gibt es eine Vielzahl angebotener Tourentipps 
für kleine Tagestouren. 

Zusätzliche Informationen zu Sehenswürdigkeiten, ÖPNV und 
Übernachtungsmöglichkeiten, Wetter, radspezifische Veran-
staltungen und Baustellen runden das Angebot ab. 

In Ergänzung zum Radroutenplaner wurde durch das TLBV 
2016 ein Mängelmeldesystem entwickelt und freigeschaltet, 
um die Qualitätssicherung für die Radwegeinfrastruktur zu 

fördern. Dieses Instrument wirkt ebenfalls baulastträger- 
übergreifend und unterstützt die zuständigen Behörden in der 
Ausübung ihrer Verkehrssicherungspflicht.

Um die Planung zukünftiger Radrouten und die diesbezüg-
liche Kommunikation effizienter zu gestalten, gibt es darüber 
hinaus eine Plattform für die Kommunen im Radroutenplaner. 
Hier sind u. a. das Zielkonzept und die Befahrungsprotokolle 
des Radnetzes Thüringen sowie Informationen zum Routen-
änderungsverfahren und Finanzierungsmöglichkeiten des 
Radverkehrs enthalten.

Radweg Mühlberg – Ringhofen entlang der L 1045 

Bauzeit: 09/2015 – 08/2016
Baulänge: 1100 m
Kosten: ca.: 400 T€

RADROUTENPLANER



5756 Erhaltungsmanagement von Straßen und Ingenieurbauwerken

ERHALTUNGSMANAGEMENT VON STRASSEN UND INGENIEURBAUWERKEN

Erhaltungsmanagement Straße

Eine Straße besteht aus mehreren Schichten, die unter-
schiedliche Funktionen haben und deren Dicke je nach 

Verkehrsbelastung variiert. Die Deckschicht, die Binder-
schicht und ein- oder mehrere Tragschichten bilden ge-
meinsam den Oberbau der Straße. Die Einheit von Deck- und 
Binderschicht wiederum wird als Fahrbahndecke bezeichnet.

Um den Straßennutzer im Freistaat Thüringen, gerade vor 
dem Hintergrund des zukünftig weiter steigenden Verkehrs-
aufkommens, auch zukünftig ein leistungsstarkes, flächen-
deckendes Straßennetz zur Verfügung zu stellen, bedarf es 
sowohl einer ausreichenden Finanzmittelbereitstellung als 
auch einer effizienten Finanzmittelverwendung durch Einsatz 
eines systematischen  Erhaltungsmanagements. Erhaltungs-
management meint dabei, die strategische Planung, wann 
eine bestimmte Maßnahme an einer oder mehreren Straßen-
schichten unter wirtschaftlichen Erwägungen sinnvoll ist. 

Grundlage für die Durchführung des systematischen Stra-
ßenerhaltungsmanagements in Thüringen bilden die in der 
Straßendatenbank TT-SIB gepflegten Straßennetzdaten, 
Fahrbahnquerschnittsdaten, Straßenaufbaudaten, Ver-
kehrsmengendaten und insbesondere die Daten über den 
Fahrbahnzustand. Letztere werden mit schnellfahrenden 
Messsystemen nach einem standardisierten Verfahren im 
Turnus von 4 Jahren ermittelt. Sie sind zusammen mit den 
Straßenaufbaudaten und Verkehrsdaten die wichtigsten Ein-
gangsgrößen für die Ermittlung des netzweiten Investitions-
bedarfes für die Straßenerhaltung. Durch ein rechnergestütz-
tes Straßen-Managementsystem werden mit vorgenannten 

Straßendaten die Zustandsentwicklungen der Fahrbahnen 
für die Bundesfern- und Landesstraßen prognostiziert und 
der Finanzmittelbedarf für die Erreichung definierter netz-
weiter Zustandsziele ermittelt. Im Ergebnis werden konkrete 
Straßenerhaltungsmaßnahmen vorgeschlagen und basie-
rend auf den Zustandsdaten der Fahrbahnen werden für das 
Thüringer Straßennetz rechnergestützt Erhaltungsbedarfs-
abschnitte gebildet.

Die Priorisierung der ermittelten Abschnitte erfolgt über die 
Fahrbahnzustandsdaten und durch die Verschneidung mit 
den Verkehrsmengen. Die Ergebnisse dienen als Grundlage 
für die Aufstellung von kurz- und mittelfristigen Straßen-
erhaltungsprogrammen; mithin genau dem, was Erhaltungs-
management will, ein systematischer und effizienter mehr-
jähriger Plan baulicher Erhaltungsmaßnahmen.

Bei den baulichen Erhaltungsmaßnahmen an der Straße ist 
zu unterscheiden zwischen Instandhaltung, Instandsetzung 
und Erneuerung. 

Die Instandhaltung umfasst bauliche Maßnahmen kleineren 
Umfangs zur Substanzerhaltung von Verkehrsflächen (z.B. 
kleinflächige Flickarbeiten, Verfüllen/Vergießen von Rissen). 

Die Instandsetzung umfasst das Aufbringen von Dünn-
schichtbelägen und den Hoch- oder Tiefeinbau der Deck-
schicht. Diese Maßnahmen dienen der Substanzerhaltung 
oder der Verbesserung von Oberflächeneigenschaften.  

Die Erneuerung umfasst Maßnahmen an der Fahrbahndecke 
wie zum Beispiel den Hoch- oder Tiefeinbau der Deck- und 
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Binderschicht und Maßnahmen an Tragschicht(en)/am  
Oberbau wie z.B. die Verstärkung von Tragschichten im 
Hocheinbau oder den Austausch von Tragschichten im Tief-
einbau. Die Maßnahmen dienen der vollständigen Wieder-
herstellung einer Verkehrsflächenbefestigung oder Teilen 
davon. 

Erhaltungsmanagement Ingenieurbauwerke

Örtliche Gegebenheiten und andere Zwangspunkte erfordern 
im Straßennetz die Errichtung von Ingenieurbauwerken in 
unterschiedlicher Art und Dimension. Nicht nur die Straßen 
an sich, sondern insbesondere auch sämtliche Ingenieur-
bauwerke wie z.B. Brücken, Tunnel und Stützwände, ver-
körpern durch das hohe Bauaufkommen der vergangenen 
Jahre ein sehr großes volkswirtschaftliches Anlagevermögen. 
Sie sind zu einem leistungsbestimmenden Bestandteil der 
Verkehrsinfrastruktur geworden. 

Um geeignete Maßnahmen zur Aufrechterhaltung und 
Modernisierung eines leistungsfähigen Bestandes an Inge-
nieurbauwerken zu finden, muss auch diesbezüglich eine 
geeignete Datenhaltung erfolgen. Zur Bestandsverwaltung 
der Ingenieurbauwerke wird in Thüringen die bundeseinheit-
liche „Straßeninformationsbank-Teilsystem Bauwerksdaten“ 
[SIB-BW] als Datenbank eingesetzt. Ohne die Beurteilung 
der Zustandsentwicklung eines jeden Bauwerkes ist eine 
Einordnung von baulichen Maßnahmen nicht möglich. Diese 
Zustandsdaten werden im Rahmen der Bauwerksprüfungen 
nach DIN 1076 ermittelt. 
Auf der Grundlage dieser Daten wurden in der Vergangenheit 
auch für Ingenieurbauwerke Verfahren zur Ermittlung des zu-

künftigen Erhaltungsbedarfes entwickelt. Diese ermöglichen 
ebenfalls die Bereitstellung von Aussagen z.B. zur Zustands-
entwicklung des Bestandes, zu erforderlichen baulichen 
Maßnahmen und zur Wichtung dieser untereinander.

Bei den baulichen Maßnahmen wird bei Ingenieurbauwer-
ken zwischen Erhaltungs-, Modernisierungs- und Ertüchti-
gungsmaßnahmen unterschieden.  

Modernisierung- und Ertüchtigungsmaßnahmen ergeben 
sich vorwiegend aus Änderungen der technischen Regelwer-
ke und führen meistens zu einer Erneuerung der baulichen 
Anlage.

Bei den Erhaltungsmaßnahmen wird zwischen dem Ersatz-
neubau und der Instandsetzung unterschieden. Der Er-
satzneubau ist der vollständige Ersatz eines vorhandenen 
Ingenieurbauwerkes. Dieser ergibt sich vorwiegend aus dem 
schlechten Zustand, einer dem Verkehrsaufkommen nicht 
entsprechenden Tragfähigkeit oder dem Ablauf der geplan-
ten Nutzungsdauer. Die Nutzungsdauer eines Ingenieurbau-
werkes richtet sich nach der Bauwerksart und beträgt z.B. 
bei Stahlbrücken 100, bei Tunneln 130 oder bei Stützwän-
den aus Natursteinen 110 Jahre. 

Bei der Instandsetzung handelt es sich um kleinere, wie z.B. 
die Beseitigung von Geländer- oder Fahrbahnschäden, aber 
gegebenenfalls auch größere bauliche Maßnahmen, wie z.B. 
die  Erneuerung der Kappen oder der Abdichtung, an den In-
genieurbauwerken. Eingriffe in den Straßenverkehr während 
der Baudurchführung sollen durch die Bündelung baulicher 
Maßnahmen minimiert werden. 

Bildstrecke

1 	 Betoneinbau A 9 HDK 2015
2	 Einbau Gussasphalt A 71 Sömmerda
3	 Instandsetzung an einer Brücke	
4	 Messfahrzeug zur Erfassung des  
	 Fahrbahnzustandes
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NATURSCHUTZ UND LANDSCHAFTSPFLEGE IM STRASSENBAU

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

Der Bau von Verkehrsanlagen führt oft zu unvermeidbaren 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft. Das Lan-

desamt für Bau und Verkehr ist als Vorhabenträger verpflich-
tet, diesen Eingriff, wenn er nicht vermieden oder gemindert 
werden kann, durch die Erbringung von Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege entsprechend zu 
kompensieren. Neben den „flächenbezogenen“ Eingriffen in 
Biotopstrukturen sind schwerpunktmäßig auch die Belange 
des Artenschutzes zu berücksichtigen. Der Erhalt, die  
Sicherung und die Aufwertung von Lebensräumen gefähr-
deter bzw. geschützter Tier- und Pflanzarten sind dabei von 
hoher Bedeutung. Die entsprechenden Maßnahmen zur 
Kompensation der Eingriffe sind im Landschaftspflegeri-
schen Begleitplan (LBP) festzulegen. Der jeweilige Vorha-
benträger ist dabei durch das Naturschutzrecht angehalten, 
derartige Maßnahmen möglichst in Landschaftsräumen mit 
Bezug zum Eingriff umzusetzen.

Grundsätzlich gilt jedoch die Vermeidung von Eingriffen 
in derartige sensible Bereiche mit entsprechenden Ver-
meidungs- und Schutzmaßnahmen. So werden z.B. durch 
Amphibienleiteinrichtungen oder Leiteinrichtungen für ge-
schützte Feldhamster Tiere zielgerichtet zu entsprechenden 
Durchlässen und Brückenbauwerken geführt.

Ist eine Vermeidung nicht möglich, werden Eingriffe durch 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kompensiert. So wurden 
beispielsweise im Zusammenhang mit dem Ausbau von Au-
tobahnabschnitten der BAB A 4 und BAB A 9 im Saale-Holz-
land-Kreis in Zusammenarbeit mit den Naturschutzbehörden 

gezielt Standorte gesucht und geprüft, an denen Kompensa-
tionsmaßnahmen durchgeführt werden können. Im Ergebnis 
konnten südöstlich der Gemeinde Ruttersdorf im NATURA 
2000 Gebiet „Zeitzgrund – Teufelstal – Hermsdorfer Moore“ 
und damit wenige Kilometer von den Autobahnen BAB A 4 
und BAB A 9 entfernt, geeignete Standorte identifiziert wer-
den. Allein im Zeitzgrund wurden unweit der Neumühle vier 
derartige Kompensationsmaßnahmen umgesetzt.

Es sind verschiedene Kompensationsformen möglich. Vor-
rang sollten Ausgleichsmaßnahmen haben. Das Ziel von 
Ausgleichsmaßnahmen ist die schnellstmögliche Kom-
pensation von Beeinträchtigungen. In der Regel erfolgt die 
Ausgleichsmaßnahme am Ort des Eingriffs. Im Freistaat 
Thüringen wurden solche Maßnahmen vorrangig durch den 
ortsnahen Rückbau versiegelter Flächen ehemaliger militä-
risch genutzter Anlagen realisiert. Dabei soll der ökologische 
Zustand vor dem Eingriff durch die Ausgleichsmaßnahme 
mit den gleichen Funktionen und ohne wesentliche optische 
Störungen erhalten bleiben.

Sind Ausgleichsmaßnahmen vor Ort nicht realisierbar,  
kommen Ersatzmaßnahmen zum Tragen. Ersatzmaßnahmen  
müssen „nur“ im betroffenen Naturraum durchgeführt 
werden. Ziel ist es dabei, einen gleichwertigen Zustand zu 
schaffen. Dies wird meistens dadurch erreicht, dass  
anderenorts Flächen ökologisch aufgewertet werden.

Die Ersatzmaßnahmen im „Zeitzgrund“ stellen eine gelun-
gene Kompensation für Eingriffe beim Um- und Ausbau der 
BAB A 4 im Saale - Holzland – Kreis dar. Im „Zeitzgrund“ 
wurde ursprünglich eine Vielzahl von Mühlen betrieben, die 

Naturschutz und Landschaftspflege im Straßenbau

nach ihrer eigentlichen Nutzungsaufgabe offen gelassen 
oder anderweitiger Nutzung zugeführt wurden. Im Falle der 
Neumühle wurde nach der politischen Wende 1989 die ge-
plante Nutzung der Gebäude endgültig eingestellt und dem 
zunehmenden Verfall preisgegeben. Aufgrund der umliegen-
den Biotopstrukturen entlang des Zeitzbaches (Mischwälder, 
bachbegleitende Baumbestände, Grünlandflächen) wurden 
die Gebäudereste zunehmend als Sekundärlebensraum von 
gefährdeten Tierartengruppen (z. B. Fledermäuse, Eulen etc.) 
besiedelt. Da durch den weiteren Verfall der Gebäudesubs-
tanz diese Habitatelemente auszufallen drohten, wurden die 
Bereiche der Neumühle in Abstimmung mit den Naturschutz-
behörden durch das TLBV als Ersatzmaßnahmen beplant und 
umgesetzt. Neben den Gebäuden gehört zum ehemaligen 
Mühlenkomplex eine Grundfläche von ca. 4 Hektar. Das ge-
samte Areal wurde durch die Bundesstraßenbauverwaltung 
erworben und somit nachhaltig als Maßnahme des Natur-
schutzes gesichert. 
 
Die Umsetzung der Maßnahmen erfolgte in Teilabschnitten 
innerhalb des gesamten Gebiets dieses Areals:

-	 Sicherung der vorhandenen Gebäude für den Artenschutz,  
	 Schaffung und Freistellung von Einflugöffnungen für Fleder- 
	 mäuse (z. B. Mausohren, Langohren, Zwergfledermäuse,  
	 Mopsfledermaus u. a.) und Vogelarten (z. B. Waldkauz).
-	 Erweiterung des Habitatspektrums durch Anbringen von  
	 Nist- und Ansiedlungshilfen für Fledermäuse und Vögel in  
	 und an den Gebäuden sowie an geeignetem Baumbestand   
	 im Umfeld der Neumühle.
-	 Freistellung des Hauptgebäudes von Gehölzaufwuchs zur 	
	 Verbesserung der Innentemperatur für Fledermäuse.

-	 Verbesserung der Habitatbedingungen für Amphibien  
	 (z. B. Kammmolch), Libellen, Wasservögeln und anderen  
	 Tierarten durch Anlage von flachen Kleingewässern und die 	
	 Wiederherstellung von zwei ehemaligen Mühlenteichen, 	
	 die aufgrund der temporären Wasserführung nicht illegal 	
	 mit Fischen besetzt werden können.

Mit den dargelegten Maßnahmen wurde den übergeord-
neten Zielen der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie Rechnung 
getragen. Die dauerhafte Sicherung der Flächen und die 
damit verbundene Unterhaltungspflege durch die Bundes-
straßenbauverwaltung gewährleistet auch zukünftig, dass 
für die lokalen Populationen geeignete Lebensraumbedin-
gungen erhalten bleiben. Der Erfolg der Maßnahme zeigt 
sich bei laufenden Effizienzkontrollen durch die zuständige 
Naturschutzbehörde und dem Vorhabenträger. So konnte 
eine zunehmende Besiedlungsdichte der Gebäude und der 
zusätzlichen Nist- und Ansiedlungshilfen durch verschie-
dene Fledermausarten, Eulen und Singvögel nachgewiesen 
werden. In den Kleingewässern gelang der Nachweis des 
Kammmolches.

Neben Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
gehören auch Gestaltungsmaßnahmen zum Bau von Ver-
kehrsanlagen zu den Kompensationsmaßnahmen. Diese 
binden technische Bauwerke (Verkehrswege, Parkplatz- 
anlagen usw.) harmonisch in das Landschaftsbild ein. Mit 
diesen Maßnahmen werden gezielt Bäume und Sträucher ge-
pflanzt sowie Wiesen- und andere Grünflächen angelegt. Als 
Bestandteil der öffentlichen Verkehrsanlagen werden diese 
als Straßenbegleitgrün bezeichnet. 
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VERKEHRSSICHERHEIT

Verkehrssicherheit ist ein sehr vielschichtiges, wichtiges 
Thema, mit dem sich die Bauverwaltung ständig aus-

einandersetzen muss. An dieser Stelle können jedoch nicht 
alle Aspekte beleuchtet werden. Generell gilt es Unfälle zu 
vermeiden bzw. die Folgen von Unfällen zu vermindern. Durch 
sich laufend ändernde Bedingungen, neue Erkenntnisse und   
technischen Fortschritt unterliegen auch die Maßnahmen 
zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit einem stetigen 
Wandel. Ein aktuelles Beispiel stellt die Modifizierung von 
Markierungen an Anschlussstellen der Bundesautobahnen 
zur Falschfahrerprävention dar.

Markierungen zur Falschfahrerprävention

Entsprechend einer Studie des Bundes gibt es in Deutschland 
jährlich etwa 1.800 Verkehrswarnmeldungen zu Falschfahrern 
(Geisterfahrer) auf Autobahnen. Unfälle infolge von Falschfah-
rern sind zwar relativ seltene Ereignisse, die Unfallfolgen sind 
jedoch vergleichsweise schwerwiegend. Etwa jeder zweite 
Falschfahrerunfall führt zu Personenschäden, bei fast jedem 
sechsten Unfall werden Beteiligte getötet.

Nach dem vermehrten Auftreten von Falschfahrern auf Bun-
desautobahnen wurden 2013 durch den Bund Checklisten 
für die Überprüfung von Anschlussstellen und Rastanlagen 
erarbeitet und alle Anschlussstellen und Rastanlagen in Thü-
ringen durch beauftragte Ingenieurbüros einem Sicherheits-
check unterzogen.
In Zusammenarbeit zwischen dem Bund und den Bundeslän-
dern wurden verschiedene Maßnahmen zur Vermeidung von 
Falschfahrten im Anschlussstellenbereich diskutiert. 
In der Folge wurden vom Bund Vorgaben zur Modifizierung der 
Markierung in Anschlussstellen gemacht. 

Seitdem werden Anschlussstellen in Thüringen zur Verringe-
rung von Falschfahrten markierungstechnisch durch zwei von-
einander unabhängige Markierungsmaßnahmen umgerüstet.

1.	 In der Einfahrt in die Rampe der Autobahn erfolgt eine 	
	 zusätzliche Markierung durch Leitlinien, Abbiegepfeil 		
	 sowie durchgezogenen Breitstrich mit einseitiger  
	 Fahrstreifenbegrenzung.   

2.	 In den Rampen (Auf- und Abfahrten) erfolgt eine  
	 Verkehrstrennung durch eine doppelte Fahrstreifen- 
	 begrenzung (Sperrlinie) und eine Richtungsweisung durch 	
	 in der Regel drei Richtungspfeilpaare in den Rampen.

Da Falschfahrten jedoch grundsätzlich nicht verhindert 
werden können, ist es an kritischen Stellen im Straßennetz 
sehr wichtig, Falschfahrer zuverlässig zu detektieren. Unfälle 
können in Straßentunneln weit gravierendere Folgen als auf 
der freien Strecke haben, deshalb ist hier die automatische 
Erkennung von Falschfahrern besonders sinnvoll. Die Realisie-
rung einer automatischen Falschfahrererkennung ist tech-
nisch sehr anspruchsvoll, da Falschfahrten, auf den einzelnen 
Streckenabschnitt gesehen, sehr selten sind. Jedes Erfas-
sungsprinzip ist grundsätzlich fehlerbehaftet – Fehlalarme 
können also nicht vermieden werden, wenn nur ein System 
verwendet wird. Ausgehend von dieser Überlegung wurde im 
TLBV im Rahmen einer Masterarbeit ein System entwickelt, 
das die Erfassungsprinzipien einer Wärmebildkamera und der 
im Tunnel vorhandenen Doppelinduktivschleifen verbindet. 
Durch diese Lösung werden Falschfahrer zuverlässig erfasst 
und Fehlalarme vermieden. Dieses System hat sich am Tunnel 
Rennsteig bereits bewährt, alle anderen Autobahntunnel in 
Thüringen sollen deshalb in den nächsten Jahren damit aus-
gerüstet werden.

Verkehrssicherheit

Brandbekämpfungsanlage (BBA) Tunnel Jagdberg

In Thüringen sind aktuell 11 Straßentunnel mit einer Ge-
samtlänge von rund 42 Röhren-Kilometern unter Verkehr, 
deren Steuerung und Überwachung durch die Zentrale Be-
triebsleitstelle (ZBL) in Zella-Mehlis erfolgt. 

Die Straßentunnel auf Thüringens Autobahnen verfügen über 
modernste sicherheits- und verkehrstechnische Ausstattun-
gen. Das bestätigen nicht zuletzt die Ergebnisse der europa-
weiten ADAC-Tunneltests: 2014: Tunnel Rennsteig, Tunnel 
Berg Bock, 2006: Tunnel Hochwald, 2015: Tunnel Berg Bock, 
Rennsteig, Jagdberg – „Sehr gut”.

Alle (Stör-)Ereignisse in den Tunneln werden registriert und 
durch die ZBL ausgewertet. Ihre Anzahl hat sich von 282 in 
2007 auf 471 in 2017 erhöht, was darauf zurückzuführen 
ist, dass in dieser Zeit weitere Tunnel in Betrieb genommen 
worden sind. In 2017 teilten sich die (Stör-)Ereignisse wie 
folgt auf: 226 Technische Defekte, 85 Reifenpannen, 46 Un-
fälle, 6 Brände, 4 Ölspuren, 11 Mal Kraftstoffmangel und 93 
Sonstige.  

Aufgrund der in den Tunneln eingebauten sicherheitstech-
nischen Ausrüstung können zum einen diese Ereignisse 
überhaupt erfasst werden, zum anderen ermöglicht diese 
Ausrüstung auch optimale Unterstützung für die Selbstret-
tung sowie für die Unterstützung der Einsatzkräfte.
Zur weiteren Erhöhung der Tunnelsicherheit und zur Unter-
stützung der Feuerwehren wurde vom Freistaat Thüringen in 
den Tunneln Pörzberg (L1048, bei Rudolstadt) und Jagdberg 
(BAB A4, bei Jena) der Einbau einer Brandbekämpfungs- 
anlage auf Basis von Druckluftschaum vorgesehen, finan-
ziert und installiert.

Die Anlage im Tunnel Jagdberg konnte bereits bei zwei Ereig-
nissen ihre Wirkung beweisen:

1. Am 27.07.2016  fuhr ein LKW auf einen langsam fahren-
den Sattelzug in Fahrtrichtung Frankfurt (Nordröhre) auf. Das 
Fahrerhaus des Unfallverursachers fing daraufhin Feuer.
Durch Auslösung der Brandbekämpfungsanlage konnte das 
Feuer stark eingedämmt und ein Übergriff auf die Ladung 
verhindert werden. Das Feuer war nach Übernahme durch 
die Feuerwehr ca. 20 Minuten nach Ausbruch gelöscht. Es 
gab keine Verletzten und nur minimale Bauwerksschäden. 
Der Tunnel konnte nach Beräumung und Reinigung der 
Brandstelle nach 6 Stunden für den Verkehr ohne Einschrän-
kungen freigegeben werden.

2. Am 21.08.2017 fing ein PKW aufgrund eines technischen 
Defektes in Fahrtrichtung Dresden (Südröhre) an zu brennen. 
Nach 1.400 m fuhr der PKW brennend in die Pannenbucht 3. 
Der Fahrer versuchte mit Hilfe der beiden Feuerlöscher der 
Notrufstation den Brand zu löschen, jedoch ohne Erfolg. 
Durch Auslösung der Brandbekämpfungsanlage konnte das 
Feuer stark eingedämmt werden, so dass beim Eintreffen der 
Feuerwehr das Feuer nach ca. 10 Minuten gelöscht werden 
konnte. Auch in diesem Fall waren die Schäden minimal, so 
dass der Tunnel nach Abschluß der Reinigungsarbeiten nach 
ca. 3 Stunden wieder freigegeben werden konnte.

Die zentrale Betriebsleitstelle ist im 24-h-Dienst ständig mit 
zwei Technikern besetzt. Im Falle eines Brandes wird durch 
die ZBL die Sperrung beider Fahrtrichtungen und damit 
beider Tunnelröhren veranlasst. Dazu schalten zunächst die 
Lichtsignalanlagen vor den Tunnelportalen auf gelb -> rot be-
vor sich automatisch die Schranken schließen, sodass keine 
weiteren Fahrzeuge in den Tunnel einfahren können.

1
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Bildstrecke:

1	 Markierungen zur  
	 Falschfahrerprävention
2	 Flammen am LKW  
	 (27.07.2016)
3	 BBA in Aktion
4	 Flammen am PKW  
	 (21.08.2017)
5	 Feuer gelöscht
6	 Zentrale Betriebsleitstelle  
	 Zella-Mehlis
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Fahrzeug-Rückhaltesysteme an Straßen – mehr als nur ein 
Beiwerk am Straßenrand 

Fahrzeug-Rückhaltesysteme (FRS) können die Schwere der 
Folgen eines Unfalles erheblich reduzieren. In vielen Fällen 

können sie Leben retten. Voraussetzung dafür ist, dass die 
Fahrzeug- Rückhaltesysteme am richtigen Ort und in der 
richtigen Ausführung eingesetzt werden. Auch das ist eine der 
vielen Aufgaben der Straßenbauverwaltung im Rahmen der 
Verkehrssicherheit. 
Als Fahrzeug-Rückhaltesysteme werden die Elemente der Stra-
ßenausstattung bezeichnet, die die Folgen von Unfällen so 
gering wie möglich halten sollen. Sie dienen damit zum einen 
dem Schutz unbeteiligter Personen oder schutzbedürftiger 
Bereiche neben und unter der Straße. Zum anderen dienen sie 
dem Schutz der Fahrzeuginsassen vor den schweren Folgen 
des Unfalls infolge des Abkommens von der Fahrbahn, z.B. 
bei einem Absturz von einer Brücke oder dem Anprall an ge-
fährliche Hindernisse neben der Fahrbahn.
Vor dem Aufstellen von Fahrzeug-Rückhaltesystemen wird im-
mer geprüft, ob der zu schützende Bereich durch Vermeidung 
oder bauliche Umgestaltung gesichert werden kann. Wenn 
dies nicht durchführbar ist, sind Fahrzeugrückhaltesysteme 
an der Straße aufzustellen. 

Die Fahrzeug-Rückhaltesysteme können als Stahl- oder als Be-
ton-Systeme ausgeführt werden. In der Straßenbauverwaltung 
werden in der Regel eingesetzt:
als Stahlsystem:
•	 Einfache Schutzplanke (ESP)	 (siehe Bild 1)	
•	 Einfache Distanzschutzplanke (EDSP)	 (siehe Bild 2)
•	 Doppelte Distanzschutzplanke (DSP)		

•	 Eco-Safe
•	 Super-Rail Eco (siehe Bild 3)			 

als Betonsystem:	
•	 Schutzwandsysteme in Ortbetonbauweise (BSW)        	
	 Betonfertigteile (BSW-F)

Um den erforderlichen Schutz auch tatsächlich gewährleisten 
zu können, müssen die Fahrzeug-Rückhaltesysteme bestimm-
te Kriterien (Schutzniveau) in Abhängigkeit von ihrem Einsatz-
ort erfüllen. Dieses Schutzniveau müssen die Hersteller der 
FRS nachweisen, um ihre Systeme auf dem Markt anbieten zu 
dürfen bzw. diese in Verkehr bringen zu dürfen. Zur Nachweis-
führung dienen u. a. entsprechende Anfahrversuche  
(siehe Bild 4). Wird das angestrebte Schutzniveau nachge-
wiesen, können diese FRS, unabhängig von deren Material, 
an den Straßen eingesetzt werden. Der Nachweis erfolgt auf 
der Grundlage von entsprechenden Normen. Für den richtigen 
Einsatz von FRS gibt es entsprechende Richtlinien, die von 
den Straßenbauverwaltungen anzuwenden sind.

An Straßen mit auffälligem Unfallgeschehen unter Beteiligung 
von Motorradfahrern wurden und werden Fahrzeug-Rückhal-
tesysteme mit Anpralldämpfer an den Pfosten oder Fahr-
zeug-Rückhaltesysteme mit Unterfahrschutz nachgerüstet. 
Hierbei wurden bereits 6.548 m Unterfahrschutz an Bundes-
straßen und 9.050 m Unterfahrschutz an Landesstraßen mon-
tiert. Mit 4 km ist der Abschnitt an der B 85 im Kyffhäuserkreis 
der längste zusammenhängende Bereich von Fahrzeug-Rück-
haltesysteme mit Unterfahrschutz. Neben der Unfallstatistik 
werden auch Hinweise und Forderungen von Motorradverbän-
den zur präventiven Vorsorge berücksichtigt.

Verkehrssicherheit
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Bauwerksprüfung und Bauwerksüberwachung

Wie alle technischen Produkte, so unterliegen auch 
Ingenieurbauwerke wie Brücken, Tunnel, Stützwände, 

Hang- und Felssicherungen, Lärmschutzwände und Verkehrs-
zeichenbrücken je nach Baustoff und Bauart im Verlauf ihrer 
Nutzungszeit von bis zu 130 Jahren verschiedenen Verschleiß-
einflüssen. Die Entwicklung des Verkehrsaufkommens mit 
ständig steigenden Lasten, Umwelteinflüsse und die Wei-
terentwicklung der Standards für die Sicherheit (nutzbare 
Breiten, Fahrkomfort, Sicherheitsstandard der Absturzsiche-
rung, Lärmschutz, Umweltstandards für Wild- und Amphibien-
schutz) erfordern zudem regelmäßige Instandsetzungen und 
die Modernisierung der Bauwerke. 
Um die Sicherheit der Ingenieurbauwerke, ihre Leistungs-
fähigkeit und den Erhaltungsbedarf beurteilen zu können, 
werden alle Ingenieurbauwerke regelmäßig geprüft. 

Die Bauwerksprüfung erfolgt durch speziell ausgebildete 
Bauwerksprüfingenieure und Prüftechniker mit langjähriger 
Erfahrung im Ingenieurbau nach einem deutschlandweit 
einheitlichen Verfahren, bei dem alle Bauteile hinsichtlich 
der Standsicherheit, Verkehrssicherheit und Dauerhaftigkeit 
der Bauwerke beurteilt und bewertet werden. Im Verlauf der 
Prüfungen wird durch ein komplexes, computergestütztes 
Bewertungsverfahren für jedes Bauwerk eine Zustandsnote 
berechnet. 

Diese Zustandsnoten reichen von sehr gut bis ungenügend: 

•	 sehr guter Zustand 	 =1,0 - 1,4
•	 guter Zustand	 =1,5 - 1,9

•	 befriedigender Zustand	 =2,0 - 2,4
•	 ausreichender Zustand	 =2,5 - 2,9
•	 nicht ausreichender Zustand	 =3,0 - 3,4
•	 ungenügender Zustand	 =3,5 - 4,0 .

Bei tragfähigkeitsbeeinflussenden Schäden erfolgt zusätz-
lich eine statische Beurteilung und Neuberechnung der 
Tragfähigkeit der Bauwerke. Die Zustandsbeurteilung und 
die Tragfähigkeitsberechnungen gestatten im Rahmen einer 
Risiko- und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung die Priorisierung 
kurzfristiger, mittelfristiger oder langfristiger Instandsetzun-
gen/Erneuerungen, Modernisierungen und Verstärkungen der 
Bauwerke. 
Da die Prüfung der Bauwerke nach drei und sechs Jahren 
regelmäßig wiederkehrend erfolgt und die Ergebnisse in 
der Bauwerksdatenbank gespeichert werden, können Ver-
kehrsentwicklung und Schadensentwicklungen stets aktuell 
berücksichtigt und die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer 
gewährleistet werden. 
Beim Eintreten des ungünstigen Falles, dass entweder die Ver-
kehrssicherheit der Straßennutzer oder die Standsicherheit 
der Ingenieurbauwerke nicht mehr mit den Vorgaben überein-
stimmt, wird überwiegend eine Beschränkung der Geschwin-
digkeit (Geschwindigkeitsbeschilderung), eine Beschränkung 
der zulässigen Tonnage (Tragfähigkeitsbeschilderung) oder 
eine Sperrung von gefährdeten Bereichen vorgenommen. 

Zur weiteren Überwachung der Anlagen erfolgen jährliche 
Kontrollen im Zuge des Betriebsdienstes (Streckenkontrolle) 
als Bauwerksbesichtigung und -überwachung. Damit ist ein 
Eingreifen beim Feststellen von Defiziten an den baulichen 
Anlagen zusätzlich gewährleistet.

Verkehrssicherheit
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Aufgaben des Straßenbetriebsdienstes

Fahrbahnen und Ingenieurbauwerke werden durch den Stra-
ßenverkehr und Umwelteinflüsse erheblich beansprucht. Die 

Gewährleistung hoher Mobilität und eines sicheren Verkehrs-
flusses erfordern eine kontinuierliche Pflege und Unterhaltung 
der Straßenbestandteile, den so genannten Betriebsdienst.  

14-tägig wird jeder Streckenabschnitt durch die Gebietsberei-
che der Straßenbauämter auf seinen verkehrssicheren Zustand 
überprüft. Für die Bundesautobahnen erfolgt diese Prüfung 
durch die Autobahnmeistereien sogar mehrmals wöchentlich. 
Werden Schäden oder Mängel festgestellt, werden diese er-
fasst, abgesichert und schnellstmöglich beseitigt. 
Im Einzelnen umfassen die Tätigkeiten:

Sofortmaßnahmen am Straßenkörper sind örtlich begrenzte 
Reparaturarbeiten kleineren Umfangs und Absicherungen, in-
folgedessen unmittelbar Gefahren für den Verkehrsteilnehmer 
abgewehrt werden und die Straße in einen verkehrssicheren 
Zustand versetzt wird. 

Grünpflegearbeiten im Rahmen des Straßenbetriebsdienstes 
unterteilen sich in die Grasmahd und die Baum- und Gehölz-
pflege. Die Grasmahd dient der Verkehrssicherheit, aber auch 
der Gewährleistung einer funktionsfähigen Straßenentwässe-
rung, der Sicherung des Straßenkörpers gegen Erosion sowie 
der Vermeidung von Verunkrautung. Gehölzpflegearbeiten sind 
zur Verbesserung der Sichtverhältnisse, zur Freihaltung des Ver-
kehrsraumes und zur Pflege der Bepflanzung erforderlich. 

Zur Straßenausstattung gehören Einrichtungen wie Verkehrs-

zeichen, Leitpfosten, Schutzplanken, Wild- und Amphibien-
schutzanlagen, aber auch Rastanlagen sowie elektrotechnische 
Anlagen wie z.B. Lichtsignalanlagen. Deren Wartung und 
Instandhaltung umfasst örtlich begrenzte Reparaturarbeiten 
kleinen Umfangs und Absicherungen einschließlich der Erneue-
rung einzelner Bauteile. 

Durch Reinigungsmaßnahmen wird die Verkehrssicherheit 
durch Beseitigen verkehrsbehindernder Verunreinigungen von 
Verkehrsflächen, Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen 
sowie durch das Beseitigen von Verunreinigungen, welche die 
Funktionsfähigkeit der Entwässerungseinrichtungen beein-
trächtigen, sichergestellt. Weiterhin werden zur Bewahrung 
eines sauberen Erscheinungsbildes Verunreinigungen besei-
tigt.

Zielsetzung des Winterdienstes ist es, die Sicherheit des Stra-
ßenverkehrs und die Leistungsfähigkeit des vorhandenen Stra-
ßennetzes sicherzustellen. Auf den Verkehrsflächen werden 
nur auftauende Streustoffe eingesetzt. Die Streudichte wird bei 
jedem Einsatz nach dem Grundsatz „so viel wie nötig, so wenig 
wie möglich“ optimiert. 

Der Straßenbetriebsdienst auf Bundes- und Landesstraßen wur-
de in Thüringen ab 1997 privatisiert. Alle für die Absicherung 
der Verkehrssicherheit notwendigen Leistungen werden im 
Rahmen öffentlicher Ausschreibungen an private Dienstleister 
vergeben, wobei überwachende Tätigkeiten, z. B. die Strecken-
kontrolle in den Straßenbauämtern bzw. im TLBV verbleiben. 
Der Betriebsdienst auf den Bundesautobahnen wird durch vier 
Autobahnmeistereien des Freistaates sowie im Rahmen zweier 
ÖPP-Projekte durch via Solutions und via Gateway geleistet.

Aufgaben Straßenbetriebsdienst

Betriebsdienst in einer Autobahnmeisterei – eine Reportage

Ein Mittwochmorgen, um 6:30 Uhr, im Oktober: Dienstbeginn 
und Einsatzberatung in einer Thüringer Autobahnmeisterei. Es 
ist noch nahezu dunkel, aber alle sind hellwach und konzen- 
triert. Heute stehen Unterhaltungsarbeiten auf dem Programm. 
Was relativ überschaubar klingt, will doch sorgfältig vorbereitet 
werden. Bevor es losgeht, werden die Fahrzeuge für den Ein-
satz vorbereitet. 

Für unsere Kolonne heißt das heute: Säuberung der Straßen-
einläufe. Denn dies ist eine sehr wichtige Aufgabe: Wasser-
pfützen auf der Fahrbahn würden bei starkem Regen die Gefahr 
von Aquaplaning deutlich erhöhen und die Verkehrssicherheit 
gefährden. Wir rücken mit zwei Vorwarnern mit Zugfahrzeug, 
einem Lkw mit fahrbarer Absperrtafel, einem Mannschafts-
transporter und einem Kehrsaugwagen aus. Jeder Autobahnab-
schnitt kommt planmäßig einmal dran. Einen Plan gibt es auch 
für den operativen Ablauf, denn der Arbeitsplatz des Straßen-
betriebsdienstes ist die Autobahn – wo so mancher Autofahrer 
bei Tempo 160 und mehr freie Fahrt genießt. Deshalb ist es 
die wichtigste Aufgabe der Kolonne, für die Eigensicherung zu 
sorgen: In unserer Kolonne sind die Aufgaben klar verteilt und 
geübt. Nur zur Routine dürfen sie nicht werden – denn jeder 
Fehler könnte mit einem schweren Unfall enden. 

Jetzt wird die Eigensicherung vorgenommen und die Verkehrssi-
cherung aufgebaut. Zuerst fahren die Vorwarner auf den Stand-
streifen, zeigen die Fahrstreifeneinziehung des linken Fahrstrei-
fens an und reduzieren die Geschwindigkeit bis auf 80 km/h. 
Dann wird die fahrbare Absperrtafel auf dem zu sperrenden 
Fahrstreifen abgestellt und der Mannschaftstransporter und 

der Kehrsaugwagen fahren in die Baustelle ein. Wie fühlt es 
sich an, unter diesen Umständen zu arbeiten? „Man gewöhnt 
sich an den Verkehrslärm und den Winddruck, den die dicht 
vorbeifahrenden Fahrzeuge verursachen. Das Wichtigste ist: Wir 
können uns aufeinander verlassen.“ Das ist von allen Kollegen 
zu hören. Wir sind ein Team, sind uns der Verantwortung fürei-
nander bewusst. Um die Konzentration und Aufmerksamkeits-
spanne zu erhalten, ist die Einhaltung von Pausenzeiten Pflicht. 
Oktober, das heißt auch, der Winter kann jeden Tag einbrechen. 
Der Winterdienst erfolgt im Drei-Schicht-Betrieb und beginnt 
genau dann, wenn die Wettervorhersagen einen Winterein-
bruch erwarten lassen. Über unsere eigenen Wetterstationen, 
die im Verlauf der Autobahnen an relevanten Stellen verteilt 
sind, können entsprechende Daten erfasst werden, die einen 
möglichst genauen Zeitpunkt eines zweckmäßigen präventiven 
Einsatzes voraussagen. Es werden Luft- und Fahrbahntempe-
raturen, Luftfeuchtigkeit und Niederschlagsmengen gemessen 
und automatisch an die Autobahnmeistereien gemeldet.  Bei 
ca. 4 °C Temperatur beginnt die aktive Vorsorge, es wird Feucht-
salz oder Salzlauge ausgebracht. 
Spontanität gehört aber auch außerhalb des Winterhalbjahres 
zum Job. Bei Unfällen sind die Mitarbeiter der Autobahnmeis-
terei zur Absicherung oder für Havarieeinsätze zum Wieder-
herstellen der Verkehrssicherheit gefragt – das lässt sich nicht 
planen. Heute jedoch läuft alles planmäßig.
Gegen 15 Uhr macht sich die Kolonne auf den Weg zurück in die 
Autobahnmeisterei. Die anderen Kollegen haben heute kleinere 
Fahrbahnschäden ausgebessert, eine wichtige Aufgabe vor 
dem Winter, bevor Nässe und Frost die Schäden vergrößern. Die 
Stimmung ist jetzt gelöst und die Vorfreude auf den Feierabend 
spürbar. Vor dem Schichtende sind die Fahrzeuge noch abzu-
rüsten, zu reinigen und die geleistete Arbeit zu dokumentieren.

Aufgaben Straßenbetriebsdienst

AUFGABEN STRASSENBETRIEBSDIENST 
EIN TAG IN DER AUTOBAHNMEISTEREI



6766 Bearbeitung von Fördermitteln

Wie wird die Ausreichung von Fördermitteln 
in der Verwaltung bearbeitet? 

Nach der Veröffentlichung eines Förderpro-
grammes können die Betroffenen entspre-
chende Fördermittelanträge einreichen. 
Diese werden durch die Bewilligungsstelle 
auf Förderfähigkeit, Plausibilität, Angemes-
senheit der Kosten und Wirtschaftlichkeit 
geprüft. Bei positivem Prüfungsergebnis 
erhalten die Zuwendungsempfänger einen 
Bewilligungsbescheid, der sie zur Um-
setzung der Maßnahme mit staatlichen 
Zuschüssen berechtigt. Sind während 
der baulichen Umsetzung Anpassungen 
notwendig, z. B. weil Maßnahmen teurer 
werden, ist das dem Fördermittelgeber 
mitzuteilen, der dann die Förderfähigkeit 
erneut prüft und ggf. einen Änderungs-
bescheid erstellt. Der Abruf von Förder-
geldern erfordert ebenfalls eine vorherige 
Prüfung des Maßnahmenverlaufs. Nach 
Abschluss der Maßnahme wird im Rahmen 
der Verwendungsnachweisprüfung fest-
gestellt, ob die Fördergelder zweckentspre-
chend eingesetzt wurden.

BEARBEITUNG VON FÖRDERMITTELN

Förderung von Investitionen im  
Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV)

Finanzierungsgrundlagen der ÖPNV-Investitionsförderung 
im Freistaat Thüringen bilden das Entflechtungsgesetz, 

das Regionalisierungsgesetz sowie das Thüringer  
Gemeindeinfrastrukturfördergesetz. Die Förderung erfolgt 
auf Grundlage der geltenden ÖPNV-Förderrichtlinie und 
eines jährlich vom zuständigen Ministerium bestätigten 
ÖPNV-Investitionsförderprogramms.
Das Landesamt für Bau und Verkehr ist für die Bewilligung 
und Auszahlung der Fördermittel sowie für die Verwendungs-
nachweisprüfung zuständig. Die Förderung umfasst Inves-
titionen in den Schienen- und Straßenpersonennahverkehr 
und gliedert sich in folgende Förderschwerpunkte:

•	 Neu- und Ausbau sowie Grunderneuerung von  
	 Eisenbahn- und Straßenbahntrassen
•	 Ausbau von Zugangsstellen zum Schienenpersonen- 
	 nahverkehr (Bahnhöfe) 
•	 Neu- und Ausbau von Omnibus- und Straßenbahnhalte- 
	 stellen sowie von ÖPNV-Verknüpfungsanlagen  
	 (z.B. Zentrale Busbahnhöfe) und Buswendeschleifen
•	 Bau von Park+Ride- und Bike+Ride-Anlagen an  
	 ÖPNV-Verknüpfungsanlagen mit nachweislichem  
	 Umsteigebedarf auf den ÖPNV
•	 Telematikmaßnahmen im ÖPNV, wie Beschleunigungs-, 	
	 Fahrgastservice- und Fahrgastinformationssysteme
•	 Ersatzbeschaffung von technischen Anlagen in  
	 Omnibus- und Straßenbahnbetriebshöfen
•	 Kauf von barrierefreien Linienbussen und  
	 Straßenbahnfahrzeugen

2

Bearbeitung von Fördermitteln

Das Antragsverfahren gliedert sich bei der ÖPNV-Förderung 
in zwei Stufen:

1.	 Einreichung einer Bedarfsanmeldung bis zum 30.09. des 	
	 dem Vorhabenbeginn vorhergehenden Jahres sowie

2.	 Antragstellung, nachdem das Vorhaben in das  
	 Förderprogramm des Landes aufgenommen wurde.

Mögliche Zuwendungsempfänger sind kommunale Ge-
bietskörperschaften sowie Verkehrs- und Infrastruktur-
unternehmen des ÖPNV. Wesentliche Voraussetzungen 
für eine Förderung nach ÖPNV-Investitionsrichtlinie sind 
unter anderem, dass das Vorhaben im Nahverkehrsinves-
titionsplan des jeweiligen Aufgabenträgers (Landkreis, 
kreisfreie Stadt, Freistaat Thüringen) enthalten ist und dass 
das Vorhaben den Anforderungen an die Barrierefreiheit 
entspricht. Hierbei kommen u. a. Checklisten für Mindest-
standards der Barrierefreiheit im Bewilligungsverfahren zur 
Anwendung. Der Fördersatz beträgt in Abhängigkeit vom 
Förderschwerpunkt bis zu 80 % der zuwendungsfähigen 
Ausgaben.

In den Haushaltsjahren 2008 bis 2017 wurden vom Lan-
desamt für Bau und Verkehr Zuwendungen in Höhe von 
jährlich ca. 20 – 30 Mio. € für ÖPNV-Investitionen im Frei-
staat Thüringen bewilligt. 

Hierzu gehören unter anderem eine Vielzahl von barriere-
freien Haltestellen sowie ÖPNV-Verknüpfungsanlagen, wie 
z.B. die zentralen Omnibusbahnhöfe in Sömmerda, Schleu-
singen, Eisenach (siehe Bild 2: ÖPNV Verknüpfungsanlage), 

Niedersachswerfen-Ost, Schmalkalden, Erfurt (Urbicher 
Kreuz), Arnstadt (Gewerbegebiet),  und Bad Lobenstein. 

So entstandene ÖPNV-Anlagen verknüpfen vielerorts wirk-
sam verschiedene Verkehrsmittel wie Bus, Bahn, Straßen-
bahn, Fahrrad und bieten gute Voraussetzungen für den 
Umstieg vom motorisierten Individualverkehr auf den 
öffentlichen Personennahverkehr (siehe Bild 1: Einrichtung
Bike+Ride-Anlage am ÖPNV Verknüpfungspunkt, Haupt-
bahnhof Erfurt).
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dungsfähigen Ausgaben, in einigen Fällen 90 % (abgestufte 
Landesstraßen, Gehweganteile für Rad-/Gehwege außerorts 
an Landesstraßen).

In den Haushaltsjahren 2008 bis 2017 wurden jährlich ca.  
20 – 30 Mio. €  Zuwendungen zur Unterstützung des kommu-
nalen Straßenbaus in den Städten, Gemeinden und Landkrei-
sen bewilligt. 

Zu den in diesem Zeitraum realisierten Fördervorhaben zählen 
wichtige kommunale Straßenbaumaßnahmen wie z. B. 
- 	 der Neubau der Cumbachbrücke (Rad-/Fußwegbrücke)  
	 in Rudolstadt (Bild 1)
-	 Ersatzneubau der Brücke über die Weiße Elster bei  
	 Silbitz (Bild 2)
- 	 Böschungssicherung im Zuge der Straße  
	 Oberer Haselweg in Suhl-Neundorf (Bild 3)
- 	 Ausbau der K 208 OD Kahla, Bibraer Landstraße  
	 mit Nebenflächen (Bild 4)
- 	 der Ausbau des Mittelhäuser Kreuzes in Erfurt –  
	 Nördliche Querverbindung (NQV) 
- 	 Ersatzneubau der Brücke über den Mühlgraben  
	 im Zuge der Karolinenstraße in Eisenach 
- 	 der Bau der Eisenbahnunterführung  
	 Freiherr-vom-Stein-Straße in Nordhausen 
- 	 der Ausbau der Ortsverbindungsstraße  
	 Appenrode-Woffleben
- 	 Neubau des Radweges zwischen Heiligenstadt  
	 und OT Kalteneber 
- 	 Ausbau der Erlanger Allee in Jena                                                                                                                   
- 	 Ausbau der K 205 OD Kotteritz einschl. Gehwege u.  
	 Nebenflächen

Förderung des kommunalen Straßenbaus (KSB)

Finanzierungsgrundlagen der Förderung des kommuna-
len Straßenbaus (KSB) im Freistaat Thüringen bilden das 

Entflechtungsgesetz sowie das Thüringer Gemeindeinfra-
strukturfördergesetz. Die Förderung erfolgt auf Grundlage der 
geltenden Förderrichtlinie und eines jährlich vom zuständigen 
Ministerium bestätigten KSB-Förderprogramms und umfasst:

•	 verkehrswichtige, innerörtliche, kommunale Straßen 		
	 (mit Ausnahme von Anlieger- und Erschließungsstraßen) 	
	 einschließlich dazugehörende Rad-und Fußweganlagen 
•	 verkehrswichtige, zwischenörtliche, kommunale Straßen
•	 verkehrswichtige, selbständige, kommunale  
	 Radverkehrsanlagen (Alltagsradverkehr)
•	 außerörtliche Geh-/Radwege an höherklassifizierten 		
	 Straßen (Förderung der Gehweganteile der Kommunen)
•	 Ingenieurbauwerke in kommunaler Straßenbaulast
•	 abgestufte Landesstraßen
•	 kommunale Straßen in Zusammenhang mit  
	 Eisenbahnkreuzungsmaßnahmen

Das Antragsverfahren gliedert sich in zwei Stufen:
1.	Einreichung einer Bedarfsanmeldung bis zum 31.03. des 	
	 dem Maßnahmebeginn vorhergehenden Jahres
2.	Antragstellung bis zum 31.10. des dem Maßnahmebeginn 	
	 vorhergehenden Jahres, nachdem das Vorhaben in den  
	 Förderprogrammrahmen des Freistaats Thüringen  
	 aufgenommen wurde.

Mögliche Zuwendungsempfänger sind Kommunen und 
Landkreise. Der Regelfördersatz beträgt 75 % der zuwen-

Bearbeitung von Fördermitteln

Schulbauförderung

Der Freistaat Thüringen fördert im Rahmen des Schulinvesti-
tions- sowie Ersatzschulprogramms zahlreiche Schulbauvor-
haben von staatlichen und freien Schulträgern. Der Neubau, 
die Sanierung, der Umbau oder die Erweiterung von Schul-
gebäuden und Schulsporthallen werden je nach Schulstand-
ort mit bis zu 5 Mio. € mitfinanziert. Schulbauvorhaben, die 
besonders hohe energetische Anforderungen umsetzen, 
können eine erhöhte Förderung erhalten. 

Gymnasium Rutheneum Gera (siehe Ansichten)

Die Stadt Gera beabsichtigt, direkt im Stadtzentrum einen 
campus-ähnlichen Schulstandort für ein 3-zügiges Gymna-
sium mit 625 Schulplätzen zu errichten. Die Schule soll z. T. 
im denkmalgeschützten Gebäudebestand des ehemaligen 
Reußischen Regierungsgebäudes sowie in einem ergänzen-
den Neubau untergebracht werden. Für die Finanzierung des 
Schulneubaus hat die Stadt Gera Fördermittel in Höhe von 
6,0 Mio. € beantragt. Die Gesamtbaukosten der Neubau-
maßnahme sollen sich auf rund 9,6 Mio. € belaufen. Die 
Fertigstellung ist für August 2019 geplant. 

Grundschule Weinbergen (siehe Bild 1)

Der THEPRA-Landesverband Thüringen e. V. betreibt seit 
2010 die Grundschule im Ortsteil Seebach der Gemein-
de Weinbergen. Im Jahr 2014 wurden die Ergänzung des 
Schulbestandes sowie die Sanierung des Altbaus durch das 

Thüringer Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft 
bewilligt. Im Erweiterungsneubau wurden fünf Klassenräume 
sowie die für den Betrieb einer Ganztagsschule benötigten 
Sanitärräume angegliedert. Der Altbau wurde grundsaniert. 
Das Kellergeschoss wurde ausgebaut – es entstanden 
Fachräume für Kunst und Werken sowie sanitäre Einrich-
tungen. Im Erdgeschoss sind Speiseraum/Aula mit Küche 
sowie Lehrerzimmer und Büro für Schulleiter und Sekretariat 
untergebracht. Vier weitere Klassenräume sowie weitere 
Sanitäranlagen entstanden im Obergeschoss. Die Baumaß-
nahme wurde mit rd. 2,45 Mio. € abgerechnet. Die Höhe der 
ausgezahlten Förderung betrug rund 1,35 Mio. €.

Freie Waldorfschule Erfurt (siehe Bild 2)

Die freie Waldorfschule Erfurt ist eine staatlich genehmigte 
Ersatzschule mit derzeit ca. 220 Schülerinnen und Schülern 
der Klassen 1 bis 13. Im Jahr 2014 wurden Fördermittel 
für Umbau/Sanierung des Altbaus sowie der Neubau des 
Unterstufenhauses beantragt. Für die Baukosten in Höhe von 
ca. 2,8 Mio. € wurden Fördermittel von rund 900.000 € be-
willigt. Die Sanierung des Altbaugebäudes bezieht sich auf 
Dach, Fassade, Fenster, Eingangsbereich und Schulhof. Der 
überwiegend eingeschossige Neubau des Unterstufenhau-
ses in Holzrahmenbauweise mit Satteldach erfolgte ähnlich 
wie bei ländlichen Wirtschaftsgebäuden unter der künstle-
rischen Leitidee der „Atelierscheune“. Die Baumaßnahmen 
wurden im August 2016 abgeschlossen.

Bearbeitung von Fördermitteln
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Wiederaufbau Hochwasserschäden

Im Zeitraum vom 18. Mai bis 4. Juli 2013 ereignete sich 
in Thüringen eine Hochwasserkatastrophe. Dazu geführt 

hatte anhaltender Dauerregen, der nach einer späten 
Schneeschmelze weder durch die Flüsse mit ihren erhöh-
ten Pegelständen noch von den durchfeuchteten Böden 
aufgenommen werden konnte. In vielen Orten musste der 
Katastrophenalarm ausgerufen werden, über 2.500 Men-
schen wurden evakuiert. Zahlreiche Gebäude, Straßen, und 
landwirtschaftliche Nutzflächen sowie Naturraum wurden 
überflutet und zerstört. Die Überschwemmungen verursach-
ten Sachschäden in Höhe von ca. 450 Mio. €.

Die Thüringer Landesregierung sicherte den Geschädigten 
eine schnellstmögliche finanzielle Unterstützung zu, um die 
entstandenen Schäden zu beseitigen. Hierfür traten am 20. 
August 2013 mehrere Programme zur Wiederaufbauhilfe in 
Kraft. Das TLBV übernahm als Bewilligungsstelle die Ausrei-
chung und verwaltungsmäßige Abwicklung der entsprechen-
den Fördermittel.

Durch ein Aufbauhilfeprogramm zur Beseitigung der Schä-
den an Wohngebäuden und Hausrat wurden Zuschüsse für 
die Instandsetzung oder den Ersatz von beschädigtem bzw. 
zerstörtem Eigentum gewährt. Insgesamt standen hierfür  
26 Mio. €  zur Verfügung. Es konnten rund 1.500 Anträge von 
privaten Eigentümern, Vermietern und Wohnungsunterneh-
men bewilligt werden.

Ein weiteres, mit 180 Mio. €  ausgestattetes Programm, 
unterstützte Städte, Gemeinden und Landkreise beim  

Wiederaufbau der städtebaulichen, sozialen und verkehr-
lichen Infrastruktur. Es wurden beispielsweise Straßen, 
Brücken und Grünanlagen, aber auch Kindergärten, Schulen 
und Krankenhäuser gefördert. Zielgruppe dieses Aufbau-
hilfeprogrammes waren auch die Zweckverbände, deren An-
lagen zur Trinkwasserversorgung, Abwasserbehandlung und 
Abfallentsorgung beschädigt wurden. Insgesamt konnten in 
diesem Programm mehr als 1.000 Anträge bewilligt werden. 
Da es sich teilweise um sehr komplexe Baumaßnahmen mit 
erhöhtem Fördervolumen handelt, dauert die bauliche Um-
setzung einzelner Maßnahmen im Jahr 2018 noch an. 

Auch die Europäische Union stellte Mittel zur Bewältigung 
der Schäden durch Hochwasser und Starkregen zur  
Verfügung. Thüringen erhielt in diesem Zusammenhang  
17,6 Mio. €  aus dem Solidaritätsfonds der Europäischen 
Union (EUSF). Damit konnten weitere 341 Projekte unter-
stützt werden. Hilfe erhielten so insbesondere auch die 
Kommunen und Hilfsdienste, die für die erforderliche Sofort-
hilfe z.B. Sicherungs-, Aufräum- und Säuberungsmaßnah-
men hohe Belastungen hatten. Das EUSF-Förderprogramm 
konnte bereits 2015 erfolgreich abgeschlossen werden. 
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Bildstrecke:

1	 Hochwasser in Gera

2	 Überflutung von Hofwiesenpark und Stadion 	
	 der Freundschaft durch die Weiße Elster in Gera 

3	 Hochwasser in Greiz
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